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Eine Strategie flr das Kl-Zeitalter

Die Welt steht vor einem Umbruch: Kiinstliche Intelligenz (KI) entwickelt sich mit atem-
beraubender Geschwindigkeit — nicht nur als nitzliche Anwendung in Forschung,
Verwaltung und Industrie, sondern als potenziell strukturverdndernde Technologie.
Fachleute halten es flir méglich, dass schon in wenigen Jahren sogenannte ,,Artificial
General Intelligence” (AGI) entsteht — also eine Kl, die den Menschen in nahezu allen
kognitiven Bereichen erreicht oder Ubertrifft. In den USA wird diese Entwicklung langst
als geopolitische und wirtschaftliche Herausforderung ersten Ranges verstanden.
Deutschland hingegen wirkt unvorbereitet — politisch, infrastrukturell, institutionell.

Es gibt bisher kein schlissiges Gesamtkonzept, keine ausreichenden Kapazitaten
und keine institutionellen Strukturen, die der Geschwindigkeit und Tragweite dieser
Entwicklung gerecht wirden. Kl wird in Berlin primér als ein Thema unter vielen im
Bereich Digitalisierung behandelt, nicht als das, was es zunehmend ist: eine Schlis-
seltechnologie mit potenziell tiefgreifenden Auswirkungen auf Wirtschaft, Sicherheit
und gesellschaftlichen Zusammenhalt. Will Deutschland nicht in eine dauerhafte Ab-
hangigkeit geraten und seine wirtschaftliche Wettbewerbsfahigkeit verlieren, muss es
jetzt handeln. Drei strategische Prioritaten sind zentral.

Erstens gilt es Kl-Infrastruktur als nationale Prioritat zu begreifen. Die Grundla-
ge jeder leistungsfahigen Kl sind spezialisierte Rechenzentren mit enormer Kapazitat.
Deutschland verfligt bislang tber Einzelprojekte wie den JUPITER-Supercomputer am
Forschungszentrum Jilich, der mit rund 24.000 GPUs ausgestattet ist. Doch im glo-
balen Vergleich liegt Deutschland damit weit zurlick. GroBe US-Technologiekonzerne
verfligen bereits heute Uber mehrere Hunderttausend GPUs — und bauen diese Kapa-
zitdten mit staatlicher Unterstlitzung massiv aus. In den kommenden Jahren sollen al-
lein in den USA im Rahmen des ,Stargate“-Projekts 500 Mrd. US-$ in Kl-Infrastruktur
flieBen. Auch China, Saudi-Arabien, GroBbritannien und Frankreich investieren gezielt
in den Aufbau leistungsfahiger Datenzentren. Deutschland hingegen plant eine ,KI-
Gigafabrik” mit 100.000 GPUs - ein begriiBenswerter Schritt, aber bei Weitem nicht
ausreichend. Es braucht einen schnellen, umfassenden Ausbau der Rechenkapazi-
taten — nicht nur fir das Training neuer Modelle, sondern auch flr deren Inferenz, al-
so den Einsatz existierender Systeme in alltaglichen Anwendungen. Wenn intelligente
Systeme kiinftig in Verwaltung, Industrie, Gesundheitswesen und Bildung breitflachig
genutzt werden sollen, missen sie auch zuverldssig betrieben werden kénnen — im
eigenen Land und mdglichst unabhangig von auslandischen Cloudanbietern.

Der Ausbau der physischen Infrastruktur muss dabei mit dem Ausbau der Energieinfra-
struktur Hand in Hand gehen. Rechenzentren sind stromhungrig und benétigen hdchste
Netzstabilitdt. Schon heute ist absehbar, dass der Energiebedarf durch den Einsatz von
Kl in den kommenden Jahren stark steigen wird — trotz potenzieller Effizienzgewinne.
Der Umbau des Stromnetzes, die Identifikation geeigneter Standorte und die Beschleu-
nigung von Genehmigungsverfahren miissen daher zur politischen Prioritdt werden. Da-
riber hinaus ist Sicherheit zentral. KI-Modelle — insbesondere jene mit strategischer
Relevanz — werden in Zukunft das Ziel strategischer Cyberangriffe sein. Ein gestohle-
nes Modell ist nicht einfach nur ein Datenverlust, sondern kann unmittelbar flr militari-
sche, politische oder wirtschaftliche Zwecke missbraucht werden. Derzeit gibt es wohl
kein einziges Rechenzentrum, das ausreichend gegen staatlich finanzierte Cyberbe-
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drohungen abgesichert ware. Die Sicherheit muss daher integraler Bestandteil jeder
neuen InfrastrukturmaBnahme sein — technisch, organisatorisch und politisch.

Zweitens gilt es Deutschlands Stérken gezielt und entschlossen zu nutzen. Auch
wenn Deutschland technologisch nicht zu den fiihrenden Kl-Nationen zahit, verflgt es
Uber Starken, die im Zeitalter von AGlI strategisch wertvoll sein kdnnen: industrielle Um-
setzungskompetenz, domanenspezifische Datenbestande und akademisches Potenzi-
al. Zum einen kann kaum ein anderes Land die von Kl generierten Ideen so effizient
in physische Produkte und Prozesse Uberflihren wie Deutschland. Die breit diversi-
fizierte Industrie — vom Maschinenbau Uber Robotik bis zur Medizintechnik — bietet
ideale Voraussetzungen, um ,intelligence on demand”“ produktiv zu nutzen. Selbst
wenn die starksten KI-Modelle zunachst in den USA entstehen, braucht es Produkti-
onskompetenz, um aus digitalen Losungen reale Innovationen zu machen. Hier liegt
eine groBe Chance, wenn Unternehmen bereit sind, sich starker mit Kl zu verzahnen.

Zum anderen verfligen viele deutsche Unternehmen Uber hochqualitative Indus-
triedaten, die sich ideal fiir spezialisierte KI-Anwendungen eignen. Diese Daten sind
ein strategisches Gut. Wer sie klug einsetzt, kann Modelle trainieren, die etwa in der
Produktion, der Logistik oder der Energienutzung préaziser und nachhaltiger arbeiten.
Gerade in energieintensiven Branchen kann das einen erheblichen Wettbewerbs-
vorteil bedeuten. SchlieBlich hat Deutschland eine starke akademische Landschaft.
Hochschulen bilden exzellente Kl-Talente aus, doch zu viele wandern ins Ausland ab.
Wer diese Talente halten oder zurlickholen will, muss ihnen attraktive Bedingungen
bieten: Rechenressourcen, Kapital, Griindungsunterstiitzung und ein innovations-
freundliches regulatorisches Umfeld. Zudem sollte Deutschland aktiv den Schulter-
schluss mit demokratischen Partnern suchen, um ein Gegengewicht zu den USA und
China zu entwickeln, durch gemeinsame Projekte und Standards.

Drittens braucht es strategische Fiihrung und staatliche Handlungsfahigkeit. Die
bisherigen politischen Reaktionen auf die rasante Kl-Entwicklung bleiben zu frag-
mentiert. Das neue Bundesministerium flr Digitales und Staatsmodernisierung bietet
die Chance, Kompetenzen zu biindeln. Doch es braucht mehr: KI muss als strategi-
sches Querschnittsthema verstanden und auf héchster Ebene koordiniert werden.
Dazu gehdren nicht nur industrie- und technologiepolitische MaBnahmen, sondern
auch vorausschauende Sicherheitsstrategien. Mit dem Fortschritt von AGI entstehen
neue Risiken — von Desinformationskampagnen bis hin zu Kl-gestltzten Cyberangrif-
fen. Die Einrichtung eines nationalen Al Security Institute ware ein zentraler Baustein
— mit interdisziplindrer Expertise, internationaler Vernetzung und direkter Anbindung
an die politischen Entscheidungszentren. Darliber hinaus sollte der Aufbau von Ki-
Kompetenz in allen Verwaltungsebenen vorangetrieben werden — tber Fortbildun-
gen, eigene Ressourcen und gezielte Rekrutierung technischer Fachkréfte.

Auch auf internationaler Ebene muss Deutschland aktiver werden. Die Frage, wer kinf-
tig Zugang zu Hochleistungs-Chips hat und zu welchen Bedingungen, ist nicht nur wirt-
schaftlich, sondern auch geopolitisch entscheidend. Die Bundesregierung sollte sich mit
Nachdruck fir faire, verlassliche und resiliente Lieferbeziehungen einsetzen - im europa-
ischen Schulterschluss und mit Blick auf strategische Abhangigkeiten von Drittstaaten.
Es geht nicht um Autarkie, sondern um Handlungsféhigkeit. Deutschland muss lernen, Kl
nicht nur als technische Innovation zu begreifen, sondern als strategische Herausforde-
rung. Derzeit droht eine Situation, in der andere Staaten die Spielregeln schreiben - tech-
nologisch, wirtschaftlich und sicherheitspolitisch. Wenn Deutschland nicht entschlossen
handelt, kdnnte es in wenigen Jahren vor vollendete Tatsachen gestellt werden. Es geht
um weit mehr als Digitalisierung. Es geht um Wettbewerbsfahigkeit, Souveranitat und Ge-
staltungsféhigkeit im 21. Jahrhundert. Jetzt ist die Zeit, die richtigen Weichen zu stellen.

ZBW - Leibniz-Informationszentrum Wirtschaft 479
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Aktivrente
Steuerentlastungen fiir Silver Worker

Mit der Aktivrente will die schwarz-rote Regierungskoalition
die Silver Ager im Arbeitsmarkt halten. Wer Gber das gesetz-
liche Rentenalter hinaus freiwillig weiterarbeitet, soll Arbeits-
einkommen bis zu 2.000€ im Monat steuerfrei erhalten. Damit
will die Koalition Anreize fiir langeres Arbeiten setzen, den
Ubergang in den Ruhestand flexibilisieren und so den Ar-
beits- und Fachkraftemangel reduzieren. Darliber hinaus soll
die befristete Weiterarbeit im Rentenalter erleichtert werden.

Die Frage ist, wie stark die finanziellen Anreize wirken. Zu-
nachst entstehen ,Mitnahmeeffekte“ bei den etwa 300.000
sozialversicherungspflichtig Beschéftigten, die jetzt schon
jenseits der Altersgrenze mit Lohnsteuerkarte weiterarbeiten.
Sie arbeiten zumeist Teilzeit mit im Schnitt gut 20 Stunden
die Woche. Das wirde Steuerausfalle von knapp 1 Mrd. € im
Jahr bedeuten.

Diese Beschéaftigten konnten ihre Arbeitszeit ausweiten, ver-
mutlich aber nicht viel. Daneben gibt es derzeit etwa 900.000
Minijobber im Rentenalter. Sie zahlen keine Lohnsteuer und
wirden daher nicht unmittelbar entlastet. Allerdings féllt bei
ihnen die gléserne Decke der Minijobgrenze weg — derzeit
556 € im Monat. Daher werden vermutlich manche zusatzlich
ein bis zwei Tage in der Woche arbeiten. Und auch aus der
groBen stillen Reserve der fitten Silver Ager mit guten Quali-
fikationen und ohne groBe familiére Verpflichtungen kénnten
einige hinzukommen. Dabei spielt wohl auch die Kommuni-
kation Uber die Aktivrente eine Rolle. Umfragen zeigen, dass
vielen Menschen nicht klar ist, dass man jetzt schon neben
der Altersrente unbegrenzt hinzuverdienen kann.

Die Forschung zeigt, dass neben Gesundheitszustand und
finanzieller Motivation vor allem Freude an der Arbeit, so-
ziale Kontakte sowie die Arbeitsbedingungen eine maB-
gebliche Rolle spielen. Laut Beschaftigungsstatistik und
Haushaltserhebungen arbeiten vor allem besserqualifizierte
Ruhesténdler mit héheren Einkommen in einem sozialversi-
cherungspflichtigen Job weiter, wahrend die Minijobber im
Rentenalter gleichméBiger Uber alle Einkommensgruppen
und Bildungsabschlisse verteilt sind.

Vor diesem Hintergrund dirften Erwartungen von mehreren
Hunderttausend arbeitenden Silver Workern wenig wahr-
scheinlich sein. Plausibel erscheinen Schatzungen, dass
die Aktivrente 50.000 bis 100.000 Ruhestandler zur Weiter-
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arbeit motivieren kénnte. Da sie zumeist Teilzeit zwischen
20 und 25 Stunden die Woche arbeiten diirften, waren das
in Vollzeitdquivalenten gerechnet gut die Halfte. Das kdnnte
das gesamtwirtschaftliche Arbeitsvolumen um gut 0,1 % er-
héhen, das Bruttoinlandsprodukt in etwas geringerem Um-
fang. Die Mindereinnahmen bei der Lohnsteuer wiirden dann
halbiert und der gesamte Staatssektor wiirde sogar einen
kleinen Uberschuss erzielen, wenn man die Mehreinnahmen
bei sonstigen Steuern und Sozialbeitrdgen beriicksichtigt.

Eine besondere Herausforderung sind die Selbstandigen.
Denen kann man die Aktivrente schwerlich vorenthalten,
zumal sie jetzt schon im Rentenalter Uberdurchschnittlich
haufig weiterarbeiten. Das wére ein klarer VerstoB gegen das
Gleichbehandlungsgebot und wiirde zu komplizierten Ge-
staltungen flihren. Die Einbeziehung der Selbsténdigen in die
Aktivrente wiirde daher zu deutlich héheren Mitnahmeeffek-
ten fUhren, sodass der Staatssektor bestenfalls plus minus
Null aus der Reform herausginge. Ein groBes Problem bei
den Selbsténdigen ist die Abgrenzung zwischen aktiven und
passiven Unternehmenseinkiinften bei Beteiligungen an Per-
sonengesellschaften. Hier geht es um zumeist wohlhabende
Anleger von geschlossenen Fonds und &hnlichen Anlage-
vehikeln oder um Gesellschafter, die nicht mehr in der Firma
aktiv sind. Um diese Falle auszuschlieBen und Gestaltungen
zu vermeiden, drohen neue Blrokratiemonster: Selbstéandi-
ge werden wohl ihre Arbeitszeiten deklarieren missen, wenn
sie die Aktivrente in Anspruch nehmen wollen.

Insgesamt geht die Aktivrente grundsatzlich in die richtige
Richtung. Voraussichtlich durfte ihre Wirkung aber begrenzt
bleiben und zusétzliche Birokratie auslésen. Sie kann nur
einen kleinen Beitrag gegen riicklaufige Beschaftigung und
Fachkraftemangel leisten. Zugleich férdert die Politik wei-
terhin den frihzeitigen Renteneintritt — insbesondere durch
die abschlagsfreie Rente nach 45 Beitragsjahren, zu geringe
Abschléage bei vorgezogener Rente oder steuerfreie Aufsto-
ckungen bei Altersteilzeit. Nicht zuletzt beglnstigt die Aktiv-
rente Uberwiegend die gutsituierten und privilegierten Bes-
serverdiener unter den Ruhestandlern, die gesiinder sind
und ihren Beruf bis ins hdhere Alter ausiiben kénnen. Zuneh-
mende Altersarmut wird dadurch nicht vermieden.

Die Aktivrente kdnnte als Steuerabzug gewahrt werden, um
die Steuervorteile bei hohen Einkommen zu begrenzen. Als
Alternative oder Erganzung kénnten auch die Arbeitgeber-
beitrage zur Renten- und Arbeitslosenversicherung ausge-
zahlt werden, wenn sozialversicherungspflichtig arbeitende
Rentner keine weiteren Leistungsanspriiche erwerben. Das
wirde Burokratiemonster bei der Einbeziehung der Selb-
standigen von vornherein vermeiden.

Dr. Stefan Bach
DIW Berlin
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Bundeswehr
Zuriick zur Wehrpflicht?

Wahrend die Bundeswehr nach der Reform der Schul-
denbremse und dem angestrebten Flnf-Prozent-Ziel
der NATO kinftig mit erheblich gréBeren finanziellen
Spielraumen rechnen kann, bleibt die angespannte Per-
sonallage mit zur Zeit 182.000 aktiven Soldat:innen eine
Schwachstelle der deutschen Verteidigungsfahigkeit. Im
vergangenen Jahr waren rund 20 % aller Dienstposten
unbesetzt, bei den Mannschaften, der untersten Lauf-
bahngruppe, sogar 28 %. Die im Rahmen der Zeitenwen-
de angestrebte Erhéhung der Truppenstarke auf 203.000
bis 2031 erscheint bereits unter den jetzigen Bedingun-
gen als sehr ambitioniert, die perspektivisch von der
NATO erwartete ZielgréBe von 260.000 Soldat:innen oh-
ne grundlegende Reformen in der Personalrekrutierung
kaum erreichbar.

Vor diesem Hintergrund gewinnen Uberlegungen zu ei-
nem Wehrdienst an Aktualitdt und erfahren durch die
Initiative des Verteidigungsministers, ab Frihjahr 2026
ein neues Modell mit jahrlich zehntausenden Freiwilligen
einzufihren, neuen Auftrieb. Sollten die erhofften Per-
sonalzuwéchse durch dieses freiwillige Dienstmodell je-
doch ausbleiben, dirfte eine Rickkehr zur 2011 ausge-
setzten Wehrpflicht unausweichlich werden. Eine solch
erzwungene Erh6hung von Truppenstarke und Reservis-
tenzahl ist jedoch kein ,free lunch”.

Fir den Staat ginge die Wiedereinfihrung der Wehr-
pflicht mit erheblichen finanziellen Aufwendungen ein-
her, insbesondere fiir die Ertlichtigung bestehender und
den Bau neuer Infrastruktur und Kasernen (von denen
die Bundeswehr heute 130 weniger hat als in 2011), die
Schaffung zusatzlicher Verwaltungskapazitaten sowie
die Entlohnung der Wehrpflichtigen, auch wenn deren
Wehrsold voraussichtlich eher gering ausfiele. Hinzu
kédmen direkte Kosten flir deren Ausriistung und Versor-
gung sowie indirekte Kosten fir ihre Ausbildung durch
den Einsatz von Berufssoldat:innen, die der Truppe da-
mit fUr andere Aufgaben entzogen wirden. Zweifellos
fielen Teile dieser Kosten auch bei einer Truppenerhé-
hung im Rahmen eines freiwilligen Modells an. Aufgrund
der begrenzten Dienstzeit von Wehrpflichtigen stellt sich
jedoch die Frage, wie effizient Investitionen in deren Aus-
bildung wéren. Bei einer Berufsarmee wird langfristig
qualifiziertes Personal ausgebildet, misste aber auch
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durch einen im Vergleich zu heute héheren Sold entlohnt
werden, um den Dienst ausreichend attraktiv zu gestal-
ten. Insgesamt dirfte der staatliche Kostenaufwand zur
Truppensteigerung so oder so betrachtlich sein.

Deutlich unglnstiger fallt die Kostenbilanz der Wehr-
pflicht aus Sicht der Betroffenen aus, bei denen es sich
ohne Grundgesetzanderung nur um Manner handeln
wirde. Um die Dauer des Wehrdienstes waren ihr Ein-
stieg in Ausbildung oder Studium verzdgert bzw. ihre be-
rufliche Laufbahn unterbrochen. Der Wehrdienst fiihrte
zudem zu einer Verklrzung des regulédren Erwerbslebens,
was wiederum eine Reduktion des Lebenseinkommens
aus Erwerbsarbeit und gesetzlicher Rente zur Folge hat-
te. Hinzu kdme, dass die Hohe des Wehrsolds unterhalb
eines flr die Wehrpflichtigen am Markt erzielbaren Ein-
kommens liegen kdnnte, so dass ihre Konsum- und Spar-
maoglichkeiten durch die Wehrpflicht verschlechtert wiir-
den. Wenig Uberraschend beurteilen junge Menschen in
Deutschland eine Rickkehr zur Wehrpflicht daher nega-
tiv.

Die Wiedereinflihrung der Wehrpflicht ware auch mit er-
heblichen gesamtwirtschaftlichen Kosten verbunden.
Wehrpflichtige stiinden dem ohnehin schon unter einem
Fachkraftemangel leidenden regularen Arbeitsmarkt
nicht zur Verfligung, so dass es zu einem Riickgang des
Arbeitskrafteangebots kdme. Zudem verzdgerte sich
der Eintritt in produktive Erwerbsphasen, was die effek-
tive Nutzung des Humankapitals einschranken und das
volkswirtschaftliche Wertschdpfungspotenzial mindern
wirde. Prognosen zufolge konnte die Wehrpflicht die
Wirtschaftsleistung nahezu doppelt so stark verringern
wie ein Ausbau der Truppe durch Freiwillige.

All diesen Kosten stlinden aber auch mdgliche Vorteile
einer Wehrpflicht gegenlber, die jedoch eher im gesell-
schaftlichen Bereich zu verorten wéren. Dazu z&hlte zum
einen eine starkere Verankerung der Bundeswehr in der
Bevolkerung im Sinne des Leitbilds vom ,Staatsbulrger in
Uniform“, und zum anderen ein mdglicher gesellschaftli-
cher Mentalitatswandel hin zu mehr Wehrbereitschaft.
Diese scheint in anderen Landern gréBer zu sein. So lieB
ein Appell des franzdsischen Staatsprasidenten im Mérz
- ,La patrie a besoin de vous, de votre engagement”
(Das Vaterland braucht Sie, Ihren Einsatz) — die Zahl der
Freiwilligen im franzésischen Militdr im Vergleich zum
Vorjahr bereits zur Jahresmitte auf das Siebenfache stei-
gen. Von einer vergleichbaren Resonanz ist Deutschland
bislang weit entfernt.

Prof. Dr. Tim Lohse
Hochschule flr Wirtschaft und Recht Berlin,
Berlin Centre for Empirical Economics
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Lieferkettengesetz
Europdisches vs. deutsches Gesetz

Am 13. Juni 2024 hat der Rat der Européischen Union
die 58-seitige Corporate Sustainability Due Diligence Di-
rective (CSDDD) verabschiedet. Die Richtlinie wurde am
16. April 2025 modifiziert und muss nun bis 2027 in natio-
nales Recht lGberflhrt werden. Damit schafft die Europai-
sche Union (EU) einen Rechtsrahmen flir menschenrecht-
liche und umweltbezogene Sorgfaltspflichten entlang
globaler Wertschopfungsketten. Ziel der Richtlinie ist das
Potenzial des Binnenmarktes besser auszuschdpfen. Die
europaische Verrechtlichung steht jedoch im Spannungs-
verhéltnis zum geltenden deutschen Lieferkettensorg-
faltspflichtengesetz (LkSG).

Die EU-Richtlinie bemliht den Begriff der ,Aktivitatsket-
ten“, um die relevanten Sorgfaltspflichten in vor- und nach-
gelagerten Bereichen zu normieren. Artikel 2 der EU-Richt-
linie definiert den Anwendungsbereich flir Unternehmen ab
1.000 Beschéaftigten und einem weltweiten Nettoumsatz
von 450 Mio. €. Die im Jahr 2027 geltende hdhere Beschaf-
tigungs- und Umsatzschwelle werden schrittweise bis
2029 auf die obigen Grenzwerte reduziert. Unternehmen
eines Drittlandes fallen ebenso in den Geltungsbereich.
Die Richtlinie dirfte etwas weniger Unternehmen tangieren
als das LkSG. Artikel 36 der Richtlinie normiert zudem ab-
weichende Bestimmungen fir Finanzinstitute.

Allerdings ist die CSDDD hinsichtlich der lieferkettenspezi-
fischen Reichweite ambitionierter. Wahrend das deutsche
Gesetz die Pflicht zur Risikoanalyse auf die unmittelbaren
Zulieferer konzentriert, sieht die EU-Richtlinie eine Einbe-
ziehung der gesamten Wertschopfungskette vor, sofern
moglich. Damit adressiert die CSDDD die oft kritisierte
Beschrankung des deutschen Gesetzes, aber konterka-
riert eine bilrokratiearme Anwendung (Herzog, 2021).

Beide Regelwerke fordern im Kern geeignete materiel-
le menschenrechtliche und umweltbezogene Sorgfalts-
pflichten, doch die EU-Richtlinie erweitert den Umweltbe-
zug signifikant. Die CSDDD bindet Unternehmen an das
Pariser Klimaabkommen und verpflichtet zur Einflhrung
von Transformationspldnen zur Emissionsreduktion. Zu-
dem geht der Katalog der zu berticksichtigenden Rechts-
gulter Uber die deutschen Standards hinaus, etwa in Be-
zug auf Umweltverpflichtungen. Insofern ist der VorstoB

© Der/die Autor:in 2025. Open Access: Dieser Artikel wird unter der
Creative Commons Namensnennung 4.0 International Lizenz verof-
fentlicht (creativecommons.org/licenses/by/4.0/deed.de).

Open Access wird durch die ZBW - Leibniz-Informationszentrum
Wirtschaft geférdert.

DOI: 10.2478/wd-2025-0123

Wirtschaftsdienst, 2025, 105(7), 482
JEL: K32, K38

des franzdsischen Prasidenten auf dem EU-Ratsgipfel am
26. Juni 2025 eine neue Entwicklung, da er beabsichtigt
den Pfad zur Klimaneutralitat zu reorganisieren.

Andererseits gewahrt die CSDDD erhohte Unternehmens-
resilienz und gréBere Flexibilitdt bei der Ausgestaltung von
MaBnahmen. Anders als das deutsche Gesetz, das einen
Pflichtenkatalog mit konkreten Verfahrensvorgaben (z.B.
Risikoanalysen) enthélt, Uberlasst die EU-Richtlinie die
Ausgestaltung den Akteuren, und orientiert sich am Prinzip
der Angemessenheit. Dies kdnnte allerdings eine hetero-
gene Umsetzung und geringe Vergleichbarkeit implizieren.

Mithin liegt eine entscheidende Differenz im Spektrum
der zivilrechtlichen Haftung. Wahrend das deutsche LkSG
eine zivilrechtliche Haftung nicht vorsieht und sich auf
behérdliche Uberwachung und BuBgelder beschrinkt,
ermdglicht die EU-Regelung Betroffenen von Menschen-
rechtsverletzungen Schadensersatz vor nationalen Ge-
richten einzuklagen. Dieser Aspekt markiert Risiken flr
Unternehmen. BuBgelder werden auf bis zu 5 % des welt-
weiten Nettoumsatzes taxiert. Dennoch bleibt offen, wie
nationale Gesetzgeber und Gerichte die Angemessen-
heitskriterien auslegen werden.

Inwiefern die EU-Richtlinie eine adaquate Regelung fir
globale Wertschopfungsketten darstellt, 1&sst sich nicht
pauschal beantworten. Die EU-Regelung erweitert aber
die materielle Reichweite und verankert eine zivilrechtli-
che Haftung. Insoweit folgt die EU-Richtlinie einer breite-
ren normativen Ambition mit erhdhten Risiken fir Unter-
nehmen. Damit stellt die CSDDD kaum ein ,weichgesplil-
tes” Pendant, sondern eine funktional anders konzipierte
Regulierung dar.

Der Regulierungspluralismus bedeutet allerdings einen
wachsenden Blrokratismus. Erst die Umsetzung und ge-
richtliche Auslegung werden zeigen, ob die EU-Richtlinie
effektivere Vorgaben macht als das formal striktere, aber
sanktionsarmere deutsche Gesetz. Mit Blick auf die Kreis-
laufwirtschaft ist die EU-Richtlinie inkonsequent, da diese
nicht flr die Entsorgung des Produkts gelten soll. Posi-
tiv ist die wirkmachtige Harmonisierung im Binnenmarkt,
mithin die Vermeidung regulatorischer Arbitrage (Rechts-
sicherheit) sowie die Herstellung von Wettbewerbsgleich-
heit in einem europdaischen Level Playing Field.

Prof. Dr. Bodo Herzog
ESB Business School, Reutlingen University
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Mindestlohnerhéhung
Eine evidenzbasierte Entscheidung

Am 27. Juni 2025 hat die Mindestlohnkommission Uber
die Entwicklung des gesetzlichen Mindestlohns in den
kommenden beiden Jahren entschieden. Laut Mindest-
lohngesetz ist sie angehalten, alle zwei Jahre eine Emp-
fehlung Uber die Mindestlohnentwicklung abzugeben.
Der Mindestlohn steigt 2026 von aktuell 12,82 € pro Ar-
beitsstunde auf 13,90 € - eine Steigerung von 8,4 %. 2027
soll er noch einmal um 5% auf dann 14,60€ steigen. Bei
ihrer Entscheidung berlcksichtigt die Mindestlohnkom-
mission gemaB ihrer selbst auferlegten Geschaftsord-
nung zwei Kriterien: Erstens orientiert sie sich gemai §9
Absatz 2 MiLoG im Rahmen einer Gesamtabwéagung an
der Tarifentwicklung. Zweitens orientiert sie sich am Re-
ferenzwert von 60% des Bruttomedianlohns von Voll-
zeitbeschaftigten und folgt damit dem Vorschlag der
EU-Mindestlohnrichtlinie von 2022. Da der Tariflohnindex
der Stundenléhne (ohne Sonderzahlungen) in den letzten
zwei Jahren (von Q1 2023 bis Q1 2025) um 8,4 % gestie-
gen ist, erfillt die Erh6hung zum Januar 2026 auf 13,90€
genau dieses erste Kriterium. Die Erhéhung auf 14,60€
erflllt dann auch das zweite Kriterium, da der Median-
Stundenlohn fir Vollzeitbeschaftigte im April 2025 gemaB
vorlaufiger Hochrechnung des Statistischen Bundesamts
bei 24,18 € lag.

Befurworter eines hdheren Mindestlohns kdnnten kritisch
hinterfragen, warum die beiden Kriterien nur nachlaufend
erflllt werden. Bei einer angenommenen Medianlohnstei-
gerung von 4 % bis 2027 lage der Mindestlohn dann nur
bei 58 % des Vollzeitmedianlohns. Er lauft dem 60-%-Ziel
also zeitlich hinterher. Damit erfiillt der deutsche Min-
destlohn aber bereits die von Gewerkschaftsseite lange
geforderten Kriterien. Gemessen in Kaufkraftparitéten ist
der deutsche Mindestlohn heute bereits der hdchste in
Europa. Im Jahr 2027 wird er auch als Anteil des Medi-
anlohns neben den Mindestléhnen in den Beneluxstaaten
zu den hdchsten in Europa gehéren. Auch das Argument,
die Inflation wirde die Mindestlohnerhéhungen auffres-
sen, lasst sich widerlegen. Wahrend die Verbraucherprei-
se von Januar 2015 bis Mai 2025 um 30,8 % stiegen, lag
die Steigerung des Mindestlohns im selben Zeitraum bei
50,8 %. Somit liegt der Mindestlohn heute real (in Prei-
sen von 2025) rund 1,30€ Uber seiner Einstiegshéhe von
8,50€ im Jahr 2015.
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Aus Sicht der empirischen Arbeitsmarktforschung gibt es
wenig, was gegen eine reale Erhéhung des Mindestlohns
spricht. Studien zeigen positive Lohneffekte sowohl bei
den Stundenléhnen (Bossler et al., 2024a) als auch bei den
Monatsléhnen (Bossler & Schank, 2023). Diese positive
Lohnwirkung hat unter anderem zu einer Angleichung der
Léhne in Ost und West beigetragen, die Lohnungleichheit
gesenkt (Bossler & Schank, 2023) und die Geschlechter-
lohnunterschiede abgebaut (Caliendo & Wittbrodt, 2022).
Gleichzeitig lasst sich kein nennenswerter Rlickgang der
Beschéftigung feststellen (Dutsch et al., 2025). Einzig bei
den Minijobs ist ein Rlickgang im Zuge der Mindestlohn-
einflihrung zu verzeichnen (Bossler et al., 2024a). Auch in
Bezug auf die Mindestlohnerhdhung auf 12 € im Jahr 2022,
mit der die Ampel-Koalition die Mindestlohnkommission
Uberstimmt hatte, zeigen die ersten Studien keinen sta-
tistisch signifikanten Beschéftigungseffekt (Bossler et al.,
2024b). Jedoch scheinen die Arbeitsstunden tendenziell
zu sinken, sodass die Beschéftigung eher Uber die intensi-
ve als Uber die extensive Dimension angepasst wird.

Klar ist aber auch, dass die durch den Mindestlohn in-
duzierten Personalkostensteigerungen bezahlt werden
muissen. Wenn die Mindestlohnbeschéaftigten selbst nicht
mit einer héheren Jobunsicherheit dafiir aufkommen, liegt
es nahe, dass die Arbeitgeber die Kosten kompensieren
oder weitergeben. Kunden bezahlen den Mindestlohn
in Form von haufigeren Preisanstiegen (Link, 2024), Be-
schéaftigte im Hochlohnbereich durch relative Lohnsen-
kungen und die Arbeitgeber durch geringere Gewinne,
beispielsweise durch einen Abbau von Monopsonrenten
(Popp, 2024). Es bleibt abzuwarten, ob die héhere Lohn-
kostenbelastung auch diesmal ausgeglichen werden
kann, ohne die Beschaftigung zu reduzieren. Nun ist es
wieder an der Wissenschaft, die Auswirkungen des Min-
destlohns kritisch zu begleiten.

Prof. Dr. Mario Bossler
TH Nurnberg und IAB
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Digital Health: Wege zu mehr Qualitat und
Effizienz im Gesundheitswesen

Das o6ffentliche Gesundheitswesen steht vor einer doppelten Herausforderung: Es muss
Qualitat sichern und gleichzeitig eine bedarfsgerechte, finanzierbare Versorgung gewahrleisten.
Die digitale Transformation eréffnet die Chance, medizinische Qualitat spirbar zu

verbessern und Versorgung effizienter zu gestalten. Datenbasierte Anséatze ermdglichen eine
personalisierte Medizin, stérkere Ausrichtung der Versorgung an individuellen Bediirfnissen
und erfolgsorientierte Vergutungsmodelle. Noch stehen dem Fortschritt in Deutschland
strukturelle Hirden im Weg: Kurzfristige Anreizsysteme, Insellésungen und eine fragmentierte
Datenlandschaft erschweren es, digitale Innovationen groBflachig zu skalieren und in die
Regelversorgung zu lberfuhren. Gleichzeitig zeigt sich an konkreten Anwendungen, welches
Potenzial bereits heute besteht. So erméglicht Remote Patient Monitoring eine kontinuierliche
digitale Betreuung von Patient:innen in ihrem gewohnten hauslichen Umfeld — mit nachweislich
positiven Effekten auf klinische Ergebnisse, Patientensicherheit und Ressourcennutzung.

Die digitale Transformation kann so zu einem echten Hebel werden - fiir mehr Qualitat,
Effizienz und Zukunftsféhigkeit im Gesundheitswesen. Dafiir braucht es die Einbindung neuer
Datenquellen, interoperable Systeme und eine Kultur der gezielten Datennutzung im Dienst der
Versorgung.

Digitalisierung im Gesundheitswesen - ein langer Weg
Simon Reif, Friedrich-Alexander-Universitéat Erlangen-NUrnberg; ZEW Mannheim

Achim Wambach, ZEW Mannheim; Universitat Mannheim

Remote Patient Monitoring - Ein Blick tiber den Atlantik und was wir von den USA lernen
kénnen

Linea Schmidt, Hasso-Plattner-Institut fur Digital Engineering der Universitat Potsdam
Anastasios Mastroanastasiou, Hasso-Plattner-Institut fUr Digital Engineering der Universitat Potsdam

Ariel Dora Stern, Hasso-Plattner-Institut flr Digital Engineering der Universitat Potsdam

Bessere Gesundheitsversorgung durch intensivere Datennutzung

Simon Reif, Friedrich-Alexander-Universitéat Erlangen-Nurnberg; ZEW Mannheim

Title: Digital Health: Ways to Improve Quality and Efficiency in Healthcare

Abstract: The public healthcare system faces a dual challenge: it must ensure quality and guarantee needs-based, affordable care. The
digital transformation opens up the opportunity to noticeably improve medical quality and organise care more efficiently. Data-based
approaches enable personalised medicine, a stronger focus of care on individual needs and performance-based remuneration models.
Structural obstacles still stand in the way of progress in Germany: short-term incentive systems, isolated solutions and a fragmented
data landscape make it difficult to scale digital innovations on a large scale and transfer them to standard care. At the same time, spe-
cific applications show the potential that already exists today. Remote patient monitoring, for example, enables continuous digital care
for patients in their familiar home environment — with demonstrably positive effects on clinical outcomes, patient safety and resource
utilisation. The digital transformation can now become a real lever — for greater quality, efficiency and sustainability in the healthcare
sector. This requires the integration of new data sources, interoperable systems and a culture of targeted data utilisation in the service
of healthcare.
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Digitalisierung im Gesundheitswesen — ein

langer Weg

Die digitale Transformation des Gesundheitswesens ermdglicht durch umfassende

Daten personalisierte Therapien und erfolgsbasierte Vergitung. Kluge Regulierung muss
drohende datenbasierte Monopole durch proprietaren Datenzugang vermeiden. Der Digital
Markets Act (DMA) adressiert diese Gefahr, indem er marktméachtige Plattformen zur
Datenteilung verpflichtet. Der geplante Européische Gesundheitsdatenraum (EHDS) soll

durch einheitliche Vorgaben zur Datenaufbereitung wirtschaftlich nutzbare Datenzugéange
schaffen. In Deutschland behindern kurzfristige Vergutungsanreize, Individuallésungen (wie
Selektivvertrage) und eine mangelnde Infrastruktur zu oft das Entstehen digitaler Innovationen.
Okonomisch notwendig sind langfristig orientierte Anreizsysteme und starker wettbewerbliche

Rahmenbedingungen.

Die zunehmende Verflgbarkeit von Daten flihrt zu einer
fundamentalen digitalen Transformation des Gesundheits-
wesens. Diese Transformation betrifft sowohl die Behand-
lungsformen als auch die dazugehdrigen Organisations-
strukturen. Umfangreiche Daten zu individuellen Veranla-
gungen und (Vor-)Erkrankungen ermdglichen eine starker
personalisierte Medizin. Ein Beispiel hierfiir sind Gen-Me-
dikamente, die auf einzelne Patient:innen zugeschnitten
sind. Im Zuge dieser personalisierten Medizin ist durch
groBere Datenverfligbarkeit auch eine zielgerichtetere Pra-
vention mdglich, z.B. in Abh&ngigkeit von genetischen Ver-
anlagungen und von individuellem Gesundheitsverhalten.
Mit den Veranderungen in den Behandlungsformen gehen
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auch datengetriebene Anderungen in den Organisations-
strukturen einher, etwa bei den Vergutungsmechanismen.
Aktuell erfolgt die Verglitung im Gesundheitswesen Uber-
wiegend auf Basis von erbrachten Leistungen, wahrend
neue Daten auch erfolgsbasierte Vergltungsformate mog-
lich machen. Diese Entwicklung hin zur datenbasierten
Versorgung birgt allerdings auch das Risiko, dass ein prop-
rietérer Datenzugang zu datengestltzten Monopolen fiihrt.
Eine solche Marktmachtstellung konnte in der Vergangen-
heit bei rein digitalen Geschaftsmodellen beobachtet wer-
den. Vor dem Hintergrund dieser Entwicklungen stellt sich
die Frage, wie die Datenerhebung und Datennutzung im
Gesundheitswesen bestmdglich reguliert werden kénnen.

Besonderheiten digitaler Geschaftsmodelle

Die immer gréBere Datenverfligbarkeit und die breiteren
Anwendungsmoéglichkeiten von maschinellen Lernver-
fahren sowie generativer kinstlicher Intelligenz erfordern
eine Modernisierung der Regulierung von Leistungser-
bringung und Versorgungsplanung. Damit sich im Ge-
sundheitswesen die Potenziale der Digitalisierung sowohl
im Hinblick auf bessere Versorgungsqualitat als auch auf
Kosteneinsparungen durch Effizienzgewinne realisieren
lassen, mussen bei der Konzeption dieser Regulierungen
die Eigenheiten digitaler Geschaftsmodelle beriicksichtigt
werden. Diese Eigenheiten lassen sich in an den Dimensi-
onen Geschwindigkeit und Marktmacht festmachen.

Bei digitalen Angeboten sind die Entwicklungszeiten deut-
lich kirzer und die Innovationszyklen schneller als bei
analogen Angeboten. Im Gesundheitswesen lasst sich
das am Beispiel des rapide wachsenden Marktes fiir Di-
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gitale Therapeutika oder bei den h&ufigen Erweiterungen
von Medizinprodukten durch eine digitale Komponente
beobachten. Die regulatorischen Prozesse sind jedoch an
vielen Stellen nicht auf diese hohe Geschwindigkeit einge-
stellt. Die Entwicklung eines neuen Arzneimittels dauert im
Durchschnitt tiber zehn Jahre (Schuhmacher et al., 2016)
und selbst im beschleunigten ,Breakthrough Therapy“-
Verfahren der U.S. Food and Drug Administration (FDA)
bendtigt der Zulassungsprozess im Durchschnitt noch
32 Monate nach Abschluss der entscheidenden Phase-3
Studien (Chandra et al., 2024). Wahrend auf regulatori-
scher Ebene inzwischen versucht wird, zumindest die Zu-
lassungsprozesse auf die neuen digitalen Gesundheitsin-
novationen anzupassen, folgen die Vergitungsmechanis-
men flr digitale Technologien im Gesundheitswesen wei-
terhin dem starren Mechanismus, dass nach Zulassung
auf Basis des in klinischen Studien ermittelten Nutzens
Preise verhandelt werden. Um einen Anreiz zur Weiter-
entwicklung bereits im Markt befindlicher Gesundheits|é-
sungen zu setzen, muss hier die Mdglichkeit geschaffen
werden, Preise dynamisch an Weiterentwicklungen anzu-
passen (Bronneke et al., 2023).

Ein immer stérker datenbasiertes Gesundheitssystem ist,
wie andere digitale Geschaftsmodelle, der Gefahr von
wohlfahrtsmindernder Marktmacht ausgesetzt. Beispie-
le kénnen Plattformen zur Terminvergabe in Arztpraxen
oder Algorithmen zur Diagnostik sein. Marktmacht entsteht
dabei haufig entweder durch proprietdren Zugang zu Da-
ten mit entsprechenden Skaleneffekten, oder durch die
(indirekten) Netzwerkeffekte auf Plattformen: Beides er-
schwert es potenziellen Neueinsteigern, sich im Markt zu
etablieren. Fur Plattformen im Gesundheitswesen ist noch
unklar, ob der Wettbewerb ausreichend Alternativen ent-
wickelt. Auch im Hinblick auf Algorithmen besteht neben
der Gefahr, dass Anbieter mit hoher Marktdurchdringung
und den dadurch immer gréBeren proprietdren Datenquel-
len eine wohlfahrtsmindernde Marktmacht aufbauen, auch
die Chance, dass Innovationen auf Basis datensparender
Algorithmen auf den Markt kommen kénnen, wie bei den
aktuellen Anbietern von generativen KI-Modellen. Im Ge-
sundheitswesen sind die Kosten von Marktmacht in Form
von patentgeschitzten Monopolisten bei innovativen Arz-
neimitteln durchaus akzeptiert. Der daraus entstehende fi-
nanzielle Anreiz soll Forschung und Entwicklung der Phar-
mafirmen beférdern. Anders als bei patentgeschitzten
Monopolen haben datenbasierte Monopole jedoch kein
Ablaufdatum. Entsprechend sorgsam miissen diese Ange-
bote also aus Wettbewerbssicht beobachtet werden.

Regulierung digitaler Geschaftsmodelle

Die europaische Regulierung zu digitalen Geschaftsmodel-
len reagiert Uberwiegend auf die potenziellen Gefahren, die

von diesen Innovationen ausgehen. Zunéchst lag der Fokus
darauf, missbrauchliches Verhalten der digitalen Giganten
wie Alphabet oder Meta zu sanktionieren. Dieses Vorgehen
hat sich jedoch als wenig effektiv erwiesen, da die Markt-
macht der dominanten Firmen robuster als erwartet war. Mit
dem Digital Markets Act (DMA) im Jahr 2023 wurde daher
ein Strategiewechsel vollzogen: GroBe Plattformen missen
jetzt bestimmte Auflagen erfiillen, wie das Selbstbevortei-
lungsverbot, oder unter gewissen Umsténden die Pflicht
zur Datenteilung, unabhéngig davon, ob dies missbrauch-
lich begriindet ist oder nicht. Es wird sich zeigen, inwiefern
dieser Strategiewechsel dazu beitragen kann, die européi-
sche Digitalwirtschaft zu starken, etwa indem européische
Unternehmen mehr Zugriff auf Daten bekommen. Auch im
Gesundheitswesen sollte diese Entwicklung berlicksich-
tigt werden: Ein bloBes Hoffen auf Wettbewerb und Miss-
brauchskontrolle ist nicht ausreichend. Zugang zu Daten ist
wesentlich und muss, falls sich marktméachtige Strukturen
abzeichnen, auch Wettbewerbern ermdglicht werden.

Wéhrend der DMA die Marktkrafte starken soll, hat die EU
gleichzeitig durch eine Vielzahl von Regulierungen den
Handlungsspielraum der Unternehmen eingeschrankt.
Die Datenschutzgrundverordnung (DSGVO), als Anglei-
chung innerhalb Europas und als Beitrag zu universalem
Datenschutz gelobt, hat gleichzeitig die Innovationstétig-
keit von Unternehmen und von Start-ups wesentlich ein-
geschrankt. Auch bei der Kl-Verordnung von 2024 wird
beflrchtet, dass diese gerade fiir kleine Unternehmen ei-
ne Markthlrde darstellt, und nicht, wie angestrebt, neue
Freiheiten ermdglicht (Janeba, 2024).

Eine andere Facette zeigt sich bei der europaischen Regu-
lierung von Gesundheitsdaten. Hier soll mit dem geplanten
Europaischen Gesundheitsdatenraum (EHDS) die Grundla-
ge flr Geschaftsmodelle auf Basis von Gesundheitsdaten
gelegt werden. Anders als bei den Daten, die bei den gro-
Ben Online-Plattformen erst durch die neuen Geschéftsmo-
delle entstanden sind, gibt es im Gesundheitswesen eine
Vielzahl an Datenquellen, die teilweise Jahrzehnte umfas-
sen. Neben den Daten, die in klinischen Registern oder im
Rahmen von klinischen Studien gesammelt werden, gibt
es seit den 1980er Jahren Krankenhausinformationssyste-
me, deren Daten Einblicke in die Behandlungspfade geben
(Prokosch, 2001), und Abrechnungsdaten, mit denen sich
Krankheitsgeschichten auf individueller Ebene nachvollzie-
hen lassen. Diese Gesundheitsdaten werden in vielen Fallen
dezentral vorgehalten und sind in den meisten Fallen nicht
ohne weiteres verknlpfbar. Es fehlen sowohl rechtliche als
auch wirtschaftliche Grundlagen, um mit diesen Daten Ge-
schéaftsmodelle zu entwickeln. Vor diesem Hintergrund sol-
len nun auf europdischer Ebene die Rahmenbedingungen
geschaffen werden, mit der Forschung und Industrie auf
diese Datenquellen zugreifen kénnen. Hierzu gehdren Vor-
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gaben zu Datenaufbereitung und Datenbereitstellung die
von allen EU-Landern umgesetzt werden missen.

Zum deutschen Gesundheitswesen

Am Beispiel der Anforderungen des EHDS an die Ge-
sundheitsdaten der einzelnen européischen Lander lasst
sich erkennen, dass es vielerorts bereits sehr gute Ge-
sundheitsdaten-Infrastrukturen gibt. Deutschland liegt
in dieser Hinsicht allerdings vergleichsweise weit zurtick
(Kessissoglou et al., 2024). Der deutsche Riickstand der
Gesundheitsdaten-Infrastruktur im Speziellen, aber auch
bei der Digitalisierung des Gesundheitswesens im Allge-
meinen (Thiel et al., 2018) kann entsprechend nicht auf
europaweite Vorgaben wie etwa der DSGVO beim Daten-
schutz zurlickzuflihren sein. Beigetragen haben eine Viel-
zahl von Ursachen, aber eine sticht heraus — die Kurzfris-
tigkeit bei weiten Teilen der Entscheidungstrager im deut-
schen Gesundheitssystem (Reif et al., 2024).

Der fehlende Fokus auf langfristige Investitionen wie
z.B. Digitalisierung aber auch Pravention ist unter ande-
rem darauf zurlckzuflihren, dass spédtestens nach der
Einflhrung des Risikostrukturausgleichs zwischen den
Krankenkassen 1994 langfristig hohere Kosten durch
ausbleibende Innovationen auf das Gesamtsystem um-
gelegt werden. Es besteht also auf Seiten der Kassen
kein Anreiz, Kosten zu sparen. Ein Beispiel fir so ent-
gangene Innovationen sind patientenzentrierte digitale
Gesundheitsanwendungen. Seit 25 Jahren kénnen ein-
zelne Krankenkassen sogenannte ,Selektivvertrage” mit
Leistungserbringern abschlieBen. Teilweise wurden diese
Vertrage zwar genutzt, um digitale Gesundheitsldsungen
flr die Versicherten verfligbar zu machen, allerdings war
die Breite des Angebots gering. Die Krankenkassen ha-
ben offensichtlich keinen Mehrwert in einem gréBeren An-
gebot solcher Leistungen gesehen. Der Gesetzgeber hat
daraufhin 2019 mit den Digitalen Gesundheitsanwendun-
gen (DiGAs) einen Weg geschaffen, mit dem Anbieter von
solchen Gesundheitslésungen nach einem strukturierten
Verfahren von allen Krankenkassen vergitet werden muis-
sen. Dieses Verfahren war weltweit einmalig (Gerke et al.,
2020) und ist inzwischen Vorbild fir &hnliche Erstattungs-
wege zum Beispiel in Frankreich oder Belgien geworden.

Im funktionierenden Wettbewerb zwischen den Kranken-
kassen hitte es ein solches neues Vergltungsverfahren
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allerdings nicht gebraucht. Mit den richtigen wirtschaft-
lichen Anreizen wirden Krankenkassen im Wettbewerb
nach den besten Investitionen in das Gesundheitssystem
suchen. Damit solche wettbewerblichen Anreize wirken
kénnen, muss der Zuweisungsmechanismus im Risiko-
strukturausgleich zwischen den Krankenkassen aller-
dings langfristiger ausgestaltet sein, wie wir aus 6konomi-
scher Sicht in Reif et al. (2025) ausflhrlich erldutern.

Wenn aus der Selbstverwaltung im Gesundheitssystem
zu wenige Innovationsimpulse kommen, sind regulatori-
sche MaBnahmen wie die Einflihrung der DiGA-Vergtlitung
oder die Vorgabe zur Datenaufbereitung und Datenbe-
reitstellung im Rahmen des EHDS wichtige Impulsgeber.
Damit die digitale Transformation im Gesundheitswesen
schneller gelingt, missen aber die wirtschaftlichen Anrei-
ze so gesetzt werden, dass sich langfristige Investitionen
im Gesundheitswesen lohnen.
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Remote Patient Monitoring — Ein Blick Uber den
Atlantik und was wir von den USA lernen kdbnnen

Remote Patient Monitoring (RPM) erméglicht die digitale Uberwachung von Patient:innen im
hauslichen Umfeld und gewinnt angesichts des Fachkraftemangels im Gesundheitswesen
gepaart mit dem demografischen Wandel zunehmend an Bedeutung. In Deutschland ist

RPM bisher vorrangig bei Herzinsuffizienz erstattungsfahig, wéhrend die USA bereits ein
breiteres Einsatzspektrum sowie eine starkere Einbindung von nicht-arztlichen Berufsgruppen
wie Apotheken zeigen. Studien belegen positive Effekte auf klinische Ergebnisse und
Versorgungseffizienz. Fur Deutschland bietet die Verkniipfung von Echtweltdaten mit
Abrechnungs- und klinischen Daten die Chance einer fundierten Bewertung des medizinischen

und 6konomischen Nutzens von RPM.

Ein Kaffeefleck auf einem Zettel auf dem Kilichentisch,
darauf kaum leserlich notierte Blutdruckwerte — ein ver-
trautes Bild bei vielen Patient:innen mit Bluthochdruck.
Zwischen den Messungen zu Hause und dem nachsten
Termin in der hausarztlichen Praxis kdnnen Informationen
verloren gehen, Fehler entstehen oder unnétige Verzo-
gerungen auftreten — selbst wenn die/der Patient:in re-
gelméaBig den Blutdruck misst (was vielen nicht gelingt).
Digitale Losungen wie smarte Blutdruckmanschetten
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schaffen hier Abhilfe: Sie erfassen Vitalwerte automa-
tisch, speichern sie digital und ermdéglichen eine direkte
Ubermittlung an medizinisches Fachpersonal.

Rund um diese Funktionalitdten entwickeln sich zuneh-
mend digitale Systeme, die unter dem Begriff Remote
Patient Monitoring (RPM) zusammengefasst werden. In
Deutschland wird dabei haufig von Telemonitoring oder
Fernliberwachung gesprochen. Gemeint ist die kontinu-
ierliche medizinische Uberwachung des Gesundheitszu-
stands von Patient:innen im h&duslichen Umfeld — meist
durch digitale Hilfsmittel wie Blutdruckmanschetten,
Smartwatches oder smarte Kérperwaagen. Die erfassten
Gesundheitsdaten (z.B. Blutdruck, Puls oder Gewicht)
werden automatisiert an die verantwortlichen Arzt:innen
oder Pflegekrafte Ubermittelt, um so frihzeitig Ver-
schlechterungen des Gesundheitszustands zu erkennen
oder die Behandlung gezielt zu steuern (Centers for Medi-
care & Medicaid Services, 2025). Im Deutschen wird der
Begriff Telemedizin haufig unscharf verwendet und dient
oftmals als Sammelbegriff — auch fir RPM. Tatsachlich
umfasst Telemedizin jedoch ein breiteres Spektrum digi-
taler Versorgungsformen, darunter auch Mobile-Health-
Dienste (m-Health) und elektronische Konsultationen (E-
Consulting) (Bashshur et al., 2011), daher verwenden wir
die Begriffe RPM und Telemonitoring.

Remote Patient Monitoring in Deutschland
Vor dem Hintergrund des demografischen Wandels und

des zunehmenden Fachkrdftemangels in vielen OECD-
Landern treffen kinftig immer mehr Patientiinnen mit
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steigender Digitalkompetenz auf ein Gesundheitssystem
mit begrenzten personellen Ressourcen. Hier kann RPM
fir Entlastung des Systems sorgen und gleichzeitig den
Patient:innen mehr Sicherheit und Selbstbestimmtheit
bieten. In Deutschland erfolgt die Erstattung von RPM-
Loésungen durch die gesetzliche Krankenversicherung
bislang vorrangig im Bereich der chronischen Herzin-
suffizienz. Diese war die erste Indikation, flr die eine Te-
lemonitoring-Erstattung — neben implantierbaren Geraten
und deren Fernlberwachung — 2020 beschlossen wurde
und 2022 in Kraft getreten ist (Gemeinsamer Bundesaus-
schuss, 2020). Seit 2024 ist RPM zudem auch im Rahmen
digitaler Gesundheitsanwendungen (DiGA), den soge-
nannten Apps auf Rezept, erstattungsféhig — vorausge-
setzt, die DiIGA erfllt alle regulatorischen Anforderungen
(BMG, 2024). Aktuell ist jedoch keine telemedizinisch aus-
gerichtete DIGA auf dem Markt verfligbar. Eine flachen-
deckende Erstattung flr chronische Erkrankungsbilder
bleibt bisher allerdings aus.

In einer deutschlandweiten Umfrage primar unter
Kardiolog:innen gaben rund 46 % an, bereits Telemo-
nitoring einzusetzen, und bewerteten ihre Erfahrungen
damit Uberwiegend positiv. Dennoch bestehen in der
praktischen Umsetzung weiterhin Hirden, etwa fehlen-
de technische Expertise, hohe Kosten sowie mangelnde
Interoperabilitdt (Gehrmann et al., 2025). Insgesamt zei-
gen erste deutsche Studien jedoch, dass RPM klinische
Outcomes verbessern und die Mortalitat bei chronischer
Herzinsuffizienz senken kann - vor allem in landlichen
Regionen mit eingeschréanktem Zugang zu medizinischer
Versorgung (Kerwagen et al., 2025; Koehler et al., 2018).

Ein Blick in andere Lander zeigt ein breites Interesse an
RPM, wobei die konkreten Ausgestaltungen stark variie-
ren. Vorreiter wie die USA, Frankreich und Israel verfiigen
bereits Uber etablierte RPM-Strukturen und liefern wert-
volle Einblicke in die praktische Umsetzung (Zeltzer et al.,
2023; Le Goff-Pronost & Bongiovanni-Delaroziére, 2023;
Hailu et al., 2024). In der Schweiz hingegen ist die Verbrei-
tung bislang vergleichsweise gering (Luzerner Kantons-
spital, 2025; Pais et al., 2020).

Ein Blick liber den Atlantik - die US-Perspektive

In den USA wird RPM Uber Traditional Medicare (die staat-
liche Krankenversicherung vor allem fiir Menschen ab 65
Jahren) fir eine Vielzahl chronischer und akuter Erkran-
kungen erstattet (Centers for Medicare & Medicaid Ser-
vices, 2025). Dazu zahlen typischerweise Bluthochdruck,
Herzinsuffizienz und Diabetes. Besonders wéhrend der
COVID-19-Pandemie nahm die Nutzung von RPM stark
zu. Der Schwerpunkt liegt — ahnlich wie in Deutschland -
auf der Versorgung von Patient:innen mit Herzerkrankun-
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gen, vor allem Bluthochdruck, wobei die Verschreibung
Uberwiegend durch Hausarzt:iinnen erfolgt (Tang et al.,
2022a; Tang et al., 2022b). Im Gegensatz zu Deutschland
werden in den USA auch andere Gesundheitsberufe, ins-
besondere Apotheker:innen, deutlich starker in die RPM-
Versorgung eingebunden. Sie Ubernehmen eine aktive
Rolle im Behandlungsprozess — mit der Befugnis, Medika-
tionen anzupassen, Beratungsleistungen anzubieten und
Patient:innen direkt Uber digitale Plattformen zu betreuen
und zu unterstlitzen (Boehmer & Johnson, 2025; Wood-
house et al., 2022).

Im Rahmen von Traditional Medicare kénnen nicht nur
das initiale Setup und die Bereitstellung der Geréte, son-
dern auch die Patientenschulung, arztliche Konsultatio-
nen sowie die Auswertung der erhobenen Daten vergitet
werden. Voraussetzung fir die Erstattung ist jedoch, dass
die digitalen Tools an mindestens 16 Tagen pro Kalender-
monat genutzt werden und Daten senden — eine Schwel-
le, die Uber die fortlaufende Vergltung der RPM-Leistung
entscheidet (Tang et al., 2022a). Diese Regelung kann zu
einem vorzeitigen Abbruch der Behandlung fliihren und
beeinflusst die therapeutische Incentivierung.

Analysen auf Basis von Traditional Medicare-Daten zei-
gen, dass RPM bei Hypertonie-Patient:innen mit einer
geringeren Anzahl an Besuchen in Notaufnahmen ein-
hergeht (im Vergleich zu einer algorithmisch gematchten
Kontrollgruppe). Gleichzeitig wurden haufiger Medikatio-
nen angepasst oder neu verordnet — ein grundsatzlich po-
sitives Signal, da dies auf eine verbesserte medikamen-
t6se Einstellung oder Adhdrenz hinweisen kann. Auch
die Zahl der hausérztlichen Kontakte stieg, was vor allem
durch die verstarkte Nutzung von telemedizinischen An-
geboten bedingt war. Allgemeine Ausgaben fir Laborun-
tersuchungen gingen zurtick, wahrend bei bildgebenden
Verfahren keine signifikanten Kostenunterschiede beob-
achtet wurden. Insgesamt verursachten Patient:innen in
Praxen mit intensiver RPM-Nutzung rund 274 US-$ hohe-
re jahrliche Behandlungskosten als solche in vergleichba-
ren Praxen mit geringer RPM-Nutzung (Tang et al., 2023).

Um den tatséchlichen Nutzen von RPM besser bewer-
ten zu konnen, ist ein vertieftes Verstandnis der aktuel-
len Versorgungslage notwendig. Hierflr bieten sich vor
allem Echtweltdaten (Real-World Data, RWD) an, die mit
Abrechnungs- und gegebenenfalls weiteren klinischen
Datenquellen verknlpft werden kénnen. So lassen sich
nicht nur 6konomische Effekte, sondern auch klinische
Outcomes analysieren — eine wichtige Grundlage, um be-
urteilen zu kdnnen, ob potenzielle Mehrkosten durch eine
verbesserte Versorgung gerechtfertigt sind — bzw. welche
Mehrkosten im Durchschnitt fir das Gesundheitssystem
ein ,,gutes Investment” darstellen.
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Zusammenfassend: Was kann Deutschland von den
USA lernen?

Mit klareren regulatorischen Rahmenbedingungen und ei-
ner stérkeren Offenheit fir neue Anwendungsfelder kénn-
te RPM auch in Deutschland deutlich breiter zum Einsatz
kommen — und damit mehr Patient:innen zugutekommen.
Besonders im Kontext der Disease Management Pro-
gramme (DMP), etwa bei Diabetes, die kiinftig auch di-
gitale Komponenten einschlieBen sollen, bietet sich eine
Integration von Telemonitoring-Funktionen an.

Klare Vorgaben schaffen zudem Planungssicherheit fir
Start-ups und digitale Gesundheitsunternehmen und for-
dern damit Innovation. Der breitere Einsatz von RPM in
den USA bietet wertvolle Hinweise darauf, in welchen In-
dikationsbereichen die Technologie besonders wirksam
ist oder sein konnte — und auch darauf, welche Anséatze
und Vergltungsmethoden in anderen Landern sinnvoll
sein kénnten. In Kombination mit einer kontinuierlichen
Analyse von detaillierten RWD Idsst sich zuklinftig der
Nutzen von RPM nicht nur 6konomisch, sondern auch
klinisch fundiert bewerten und weiterentwickeln.
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Title: Remote Patient Monitoring — A Look Across the Atlantic and What We Can Learn from the USA

Abstract: Remote Patient Monitoring (RPM) enables the digital monitoring of chronically ill patients in their home environments and is
becoming increasingly important due to the shortage of skilled labour and demographic change. In Germany, RPM is currently primarily
reimbursable for heart failure, while the USA is already showing a broader range of applications and greater involvement of pharmacies.
Studies have shown positive effects on clinical outcomes and care efficiency. For Germany, the linking of real-world data with billing and
clinical data offers the opportunity for a well-founded evaluation of the medical and economic benefits of RPM.

Wirtschaftsdienst 2025 | 7



DOI: 10.2478/wd-2025-0128

§ sciendo

Simon Reif

Zeitgesprach

Wirtschaftsdienst, 2025, 105(7), 491-494
JEL: 111,118, 038, C80

Mit intensiverer Datennutzung zu besserer

Gesundheitsversorgung

Das Gesundheitswesen bendétigt umfassende Regulierung, um eine bedarfsgerechte und
kosteneffiziente Versorgung zu erreichen. Die Digitalisierung bietet Chancen, durch neue
Daten eine bessere Planung und Vergitung zu erméglichen. Dazu muss allerdings die
Méglichkeit geschaffen werden, neue Datenquellen zu erschlieBen und zu nutzen.

Der Markt fir Gesundheitsleistungen unterscheidet sich
durch seine umfassende Regulierung von vielen anderen
Markten. Eine starke Steuerung des Versorgungsangebo-
tes ist nétig, da durch die in vielen Ladndern umfassenden
Krankenversicherungssysteme die marginalen Kosten
fir Konsument:innen geringer sind als die tatsdchlichen
Grenzkosten der Leistungserbringung. Dieser Umstand
fihrt dazu, dass sich das Angebot nicht wie in klassi-
schen Méarkten durch Preise an individuelle Zahlungsbe-
reitschaften anpassen kann.

Ohne die steuernde Wirkung von Preisen kann die Ver-
sorgung nur durch umfassende Regulierung gesteuert
werden. Aus gesellschaftlicher Perspektive ist das Ziel
der Regulierung, die bestmdogliche Versorgung zu den ge-
ringstmdglichen Kosten zu erreichen. Dieser Trade-off ist
in hohem MaBe normativ, es lassen sich allerdings zwei
extreme Allokationen definieren, die in den meisten sozia-
len Gesundheitssystemen vermieden werden sollen. Zum
einen gilt es, sogenannte ,weiBe Flecken“ in der Versor-
gungslandschaft zu vermeiden, also Regionen in denen
medizinische Versorgung nur schwer verfligbar ist. Zum
anderen soll die Versorgung so gesteuert werden, dass
maoglichst wenig Leistungen ausschlieBlich aufgrund an-
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gebotsinduzierter Nachfrage erbracht werden, also Leis-
tungen, die eigentlich unnétig sind.

Um das Gesundheitswesen so zu regulieren, dass es
moglichst weit von den ungewlnschten Extrempositi-
onen entfernt ist, missen Versorgungsbedarfe prazise
ermittelt und auBerdem die Vergltungsanreize darauf
aufbauend zielgerichtet gesetzt werden. Im Zuge der di-
gitalen Transformation im Gesundheitswesen und der da-
mit immer breiteren Datenverfligbarkeit entsteht enormes
Potenzial diese Mechanismen zu verbessern.

Planung der Versorgung

In regulierten Gesundheitssystemen Ubersetzt die Ver-
sorgungsplanung das Potenzial an Fachkraften in tat-
séchliche Behandlung. Bezogen auf das Potenzial ist
Deutschland im internationalen Vergleich sehr gut aufge-
stellt. Deutschland hat sowohl mit die meisten Arzt:innen
als auch Pflegekréfte pro Einwohner (Abbildung 1). Den-
noch nehmen groBe Teile der Bevodlkerung einen Versor-
gungsmangel wahr (Kocher, 2024). Dieser Widerspruch
ist auf zwei Faktoren zurlickzufiihren. Zum einen werden
in Deutschland im internationalen Vergleich viele Leistun-
gen wie Arztbesuche (Reif et al., 2025a) oder kiinstliche
Huift- und Kniegelenke (OECD, 2023) in Anspruch genom-
men. Zum anderen aber ist die Planung der Versorgung
unzureichend. Dies lasst sich sowohl an der Kranken-
hausplanung als auch an der Planung der ambulanten Ka-
pazitaten festhalten.

Krankenhausplanung

In Deutschland erstellen die Bundeslander jeweils Kran-
kenhauspléne in denen festgelegt wird, welches Kranken-
haus Leistungen mit den Krankenversicherungen abrech-
nen kann. Anders als der Titel suggeriert sind diese Plane
allerdings zum Uberwiegenden Teil eine Fortschreibung
der bestehenden Struktur, ohne systematische Berlck-
sichtigung der sich verdndernden Versorgungsbedarfe
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Abbildung 1

Arzt:iinnen und Pflegekréfte pro 1.000 Einwohner:innen, 2021
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Quelle: eigene Darstellung auf Basis von Daten der OECD.

(Geissler et al., 2024). Dieser Mangel soll im Zuge der
2024 beschlossenen Krankenhausreform angegangen
werden, indem sich die Krankenhausplanung nach dem
Versorgungsbedarf in klar definierten Leistungsgruppen
orientiert (Busse & Karagiannidis, 2025). Der Weg hin zur
Krankenhausreform hat allerdings offenbart, dass fir vie-
le Parameter keine deutschlandweit vergleichbaren Daten
vorliegen. Ein Beispiel hierflir sind die Qualitédtsberichte
der Krankenhauser, die zwar jahrlich veroéffentlicht wer-
den, allerdings teilweise fehlerhaft sind, wie die Diskus-
sion um die Aufbereitung dieser Qualitatsberichtsdaten
im ,,Bundes Klinik Atlas“ des Gesundheitsministeriums
gezeigt hat (Deutsches Arzteblatt Online, 2024). Ohne
die Verfligbarkeit qualitativ hochwertiger Daten zu Ver-
sorgungsstruktur und Versorgungsqualitat ist allerdings
auch die Versorgungsplanung schwierig.

Ambulante Versorgungsplanung

Die Entscheidung wie viele niedergelassene Arzt:innen in
jeder Region nétig sind, um den Versorgungsbedarf flir
gesetzlich Versicherte zu decken, wird Uber die Festle-
gung von sogenannten Vertragsarztsitzen getroffen, die
wiederum anhand eines bundeseinheitlichen Planungs-
rahmen bestimmt werden. Hier flieBt zwar unter anderem
die durchschnittliche Krankheitslast als Indikator mit ein
(G-BA, 2025), allerdings zeigt sich am Beispiel der psy-
chotherapeutischen Versorgung ein Konstruktionsfehler.
Wenn die Inanspruchnahme der Versorgung erschwert
ist, dann kdnnen Falle bei denen keine Behandlung erfolgt
auch nicht als Krankheitslast flr die Zuweisung der Ka-
pazitdten eingerechnet werden. Zwar ist dieser Umstand
in der Uberarbeitung der Bedarfsplanung beriicksichtigt
worden (G-BA, 2022), allerdings gibt es noch immer ei-
ne Vielzahl an Berichten Uber die Schwierigkeit einen
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Psychotherapie-Platz zu bekommen (Abednia, 2024; Al-
lisat, 2023; Kremer, 2025), obwohl im Jahr 2024 der Ver-
sorgungsgrad mit der Ausnahme von drei Kreisen Uber
100% lag (Kassenarztliche Bundesvereinigung, 2025).
Die Datenbasis fir die Versorgungsplanung im ambu-
lanten Sektor scheint an dieser Stelle unzureichend. Ein
naheliegender Faktor, um diese Liicke zu schlieBen, ware
die durchschnittliche Wartezeit. Zwar wird dieser Indika-
tor haufig in der gesundheitspolitischen Diskussion ge-
nannt, allerdings gibt es hierzu keine verlasslichen Daten.
Im Zuge einer stérker digitalisierten Terminvergabe kdénn-
te die Wartezeit jedoch systematisch als Differenz zwi-
schen Terminanfrage und Behandlungsdatum erhoben
werden. So kdnnte sowohl die Terminvergabe erleichtert
werden als auch die Kapazitatsplanung besser an den
Bedarf angepasst werden.

Versorgungsliicken identifizieren

Neben den Auswirkungen auf die regionale Versorgungs-
planung ist das Fehlen einer umfassenden Datenbasis
auch fir die evidenzbasierte Weiterentwicklung integrier-
ter Versorgungsstrukturen problematisch. In Deutsch-
land ist sowohl die Verknlpfung von Daten innerhalb
des Gesundheitswesens als auch die Kombination von
Gesundheitsdaten mit Daten aus anderen Bereichen ex-
trem aufwéandig oder nicht méglich (Fischer et al., 2023).
Versorgungsrelevante Forschung etwa dazu wie sich
Krebserkrankung auf langfristige Erwerbstatigkeit aus-
wirkt, kénnen z.B. in Osterreich (Ahammer et al., 2024)
oder Danemark (Heinesen & Kolodziejczyk, 2013) wich-
tige Hinweise zur Weiterentwicklung der sozialen Siche-
rungssysteme geben. In Deutschland ist die flir solche
Fragestellungen notwendige Verknlpfung von (grund-
séatzlich vorhandenen) Daten allerdings weder technisch
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noch rechtlich durchfihrbar. Da sich sowohl die Ge-
sundheitssysteme als auch die weiteren sozialen Siche-
rungssysteme zwischen Landern stark unterscheiden,
braucht es Analysen im konkreten Versorgungskontext.
Wenn nicht mit einer entsprechenden modernen For-
schungsdateninfrastruktur gegengesteuert wird, wachst
der Rickstand der Forschung in Deutschland im Ver-
gleich noch weiter an, denn der Umfang an Daten, die flr
wissenschaftliche Analysen verwendet werden kdnnten,
wird im Zuge der digitalen Transformation des Gesund-
heitswesens zunehmen.

Anreize setzen

Neben der Planung und Evaluation von Versorgungs-
strukturen sind Daten auch der entscheidende Faktor im
Design der Vergttungs- und Ausgleichmechanismen im
Gesundheitswesen. Hier ergeben sich durch bessere Da-
tenverfligbarkeit auf zwei Ebenen Chancen zur besseren
Gestaltung der Anreize.

Prazisere Berechnung durchschnittlicher Kosten

An vielen Stellen im Gesundheitssystem wird die Vertei-
lung von Geldern auf Basis von Durchschnittswerten vor-
genommen. Beispiele hierflrr sind die Krankenhausverg-
tung auf Basis von Fallpauschalen und die Verteilung der
Beitragsgelder zwischen den gesetzlichen Krankenver-
sicherungen anhand von Morbiditatsgruppen im Risiko-
strukturausgleich. In beiden Fallen werden Durchschnitts-
kosten berechnet, die dann entweder die Vergitung oder
die Zuweisung fir alle Mitglieder der Gruppe bestimmen,
fur die der Durchschnitt berechnet wurde. Solche durch-
schnittsbasierten Verfahren haben die Herausforderung,
dass Félle bei denen die individuellen Werte vom Durch-
schnitt abweichen, besonders attraktiv oder unattraktiv
sind. Zur Vermeidung von Selektionsanreizen muissen
die Gruppen, fur die diese Durchschnitte berechnet wer-
den, entsprechend préazise definiert sein. Diese Prazision
— und damit die Fairness der Systeme — lasst sich durch
eine breitere Datenbasis erhéhen. Eine Anpassung der
Datengrundlage flir solche Durchschnittsberechnungen
ist insbesondere dann wichtig, wenn davon auszugehen
ist, dass bestimmte selektionsrelevante Daten bereits teil-
weise genutzt werden.

Fir die Weiterentwicklung dieser Systeme gibt es auBer-
dem aktuell noch Hirden im Bezug auf die Verknlpfbar-
keit von Daten. Zum einen braucht es fir die Festlegung
von Vergitungsmodellen in der vielfach geforderten inter-
sektoralen Versorgung, eine Verbindung der Kostendaten
aus dem ambulanten und aus dem stationéren Sektor auf
Fallebene (Schmid et al., 2018). Zum anderen bietet die
Ausweitung des zeitlichen Horizonts des Risikostruktur-
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ausgleichs, wie in Reif et al. (2025b) vorgeschlagen, die
Moglichkeit, Daten flir die Berechnung der Zuweisungen
Uber die Jahre zu verknlpfen. Beide Verknlpfungsarten
sind jedoch aktuell insbesondere aus rechtlichen Grin-
den nicht oder nur schwer mdglich.

Ergebnisorientierte Vergltung

Die zweite Ebene wie neue Daten die Anreize im Gesund-
heitswesen verbessern kénnen, erfolgt im Zuge einer
ergebnisorientierten Vergitung. Aktuell wird in allen Be-
reichen des Gesundheitswesens das Erbringen von Leis-
tungen vergltet. Aus Anreizperspektive besteht hierbei
jedoch das Problem, dass das Ziel aus gesellschaftlicher
Sicht nicht die Durchfiihrung einer spezifischen Leistung,
sondern die Verbesserung des Gesundheitszustandes
ist. Wahrend eine valide Messung des Gesundheitszu-
stands aktuell nur sehr grob oder mit groBem Aufwand
maoglich ist, bieten sich durch die zunehmende Verfligbar-
keit digitaler Biomarker einfach zu erhebende Indikatoren
als Grundlage fir die Verglitung an. Digital erhobene Indi-
katoren kénnen zum anderen aber auch genutzt werden,
um den Gesundheitszustand vor der Behandlung objek-
tiv zu messen. Ein Risiko bei der Umsetzung von ergeb-
nisorientierten Vergitungsformen besteht darin, dass
Patient:innen mit schlechter Prognose keine Behandlung
erhalten, da die Wahrscheinlichkeit, ein gutes Ergebnis
zu erzielen, gering ist. Die Moglichkeit, den Ausgangszu-
stand prazise zu erfassen und entsprechend realistische
Grenzwerte flr den Behandlungserfolg zu setzen, ist so-
mit essenzieller Bestandteil in tatsachlich ergebnisorien-
tierten Vergltungssystemen.

Ein naheliegender erster Anwendungsfall flir ein solches
Vergltungssystem sind digitale Gesundheitsldsungen.
Hier kann die Ergebnismessung oft mit wenig Aufwand
direkt durch die Anwendung erfolgen und die Gefahr
der Diskriminierung ist aufgrund der niedrigen margina-
len Kosten geringer als bei klassischen Behandlungen.
Zusatzlich kann bei digitalen Gesundheitsldsungen eine
schnelle Anpassung der Anwendung auf Basis der Daten
zum Behandlungserfolg erfolgen (Bronneke et al., 2023).

Chancen der Datenverfiligbarkeit nutzen

Das deutsche Gesundheitswesen steht vor der Heraus-
forderung, die vergleichsweise gute personelle Ausstat-
tung effizienter als bisher in eine zielgerichtete Versor-
gung zu Ubertragen. Die derzeitige Versorgungsplanung
leidet unter einer teilweise unzureichenden Datenbasis
und einer entsprechend ungenauen Bedarfsermittiung.
Dabei sind prazise und aktuelle Informationen zentral,
um Versorgungsengpasse und Uberversorgung zu ver-
meiden. Die Digitalisierung im Gesundheitswesen bietet
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hier groBe Chancen: Durch bessere Datenerhebung, -ver-
knUpfung und -auswertung kann die Planung zielgerichte-
ter erfolgen. Die umfassendere Messung der individuellen
Gesundheit durch digitale erhobene Indikatoren eréffnet
auBerdem die Mdoglichkeit einer stéarker ergebnisorien-
tierten Vergutung. Damit der Wandel hin zu einem stérker
datengetriebenen Gesundheitswesen gelingt, missen al-
lerdings die rechtlichen und technischen Barrieren bei der
Datennutzung Uberwunden werden.
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Ideologie schlagt Information: Uber die Grenzen
von Kommunikation in der Klimapolitik

In der politischen Debatte Giber Klimapolitik ist ein Argument allgegenwartig: Wenn
Burger:innen nur besser informiert waren, dann wirden sie auch zustimmen. Widerstande
gegen Gesetzesvorhaben wie das deutsche Gebaudeenergiegesetz (GEG) gelten haufig als
Folge mangelnder Kommunikation — nicht etwa als Ausdruck grundsatzlicher Ablehnung.
Doch trifft diese Annahme tatsachlich zu? Eine neue Studie mit 2.668 Eigentiimer:innen von
Wohnimmobilien in Deutschland geht dieser Frage im Rahmen eines Umfrageexperiments
nach. Erhéhen sachlich korrekte und umfassende Informationen lUber das GEG die
Zustimmung zur MaBnahme und beeinflussen sie das Verhalten? Das zentrale Ergebnis
Uiberrascht: Information allein reicht nicht aus - die Akzeptanz hangt vielmehr maBgeblich von
den ideologischen Grundiiberzeugungen der Befragten ab. Diese Erkenntnis ist insbesondere
fur wirtschaftspolitische Entscheidungstrager relevant, die vor der Herausforderung stehen,
transformative Klimapolitik zu gestalten und durchzusetzen.

Im September 2023 verabschiedete der Bundestag eine
Reform des Gebdudeenergiegesetzes (GEG, auch Hei-
zungsgesetz), die langfristig das Ende flr fossile Heiz-
technologien in Deutschland einleiten soll. Trotz mehr-
facher Anderungen im Gesetzgebungsverfahren und
groBziigiger Férderungen blieb die 6ffentliche Resonanz
schlecht: Okonomen kritisieren das Gesetz als ,6kolo-
gisch ineffektiv, 6konomisch ineffizient und mit der Wirt-
schaftsordnung der sozialen Marktwirtschaft nicht kon-
form* (Séliner, 2023). In der Offentlichkeit wurde das Ge-
setz als Uberstirzt, bevormundend oder schlichtweg als
zu teuer wahrgenommen.
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Das Heizungsgesetz und der 6ffentliche Unmut

Die Medien und insbesondere die Politik selbst machten
eine zentrale Ursache flrr die schlechte Resonanz aus:
schlechte Kommunikation. Bundeswirtschaftsminister
Dr. Robert Habeck selbst rdumte ein, die Stimmung in der
Bevolkerung falsch eingeschatzt zu haben. Die Annahme
war klar: Hatte man besser erkldrt, dass keine sofortige
Austauschpflicht besteht, dass lange Ubergangsfristen
gelten und dass Fordergelder bereitstehen — dann hat-
te die offentliche Ablehnung vielleicht verhindert werden
kénnen.

Ein anreizkompatibles Umfrageexperiment mit
Immobilienbesitzern

Um dieser Hypothese auf den Grund zu gehen, wurde ein
groB angelegtes Experiment mit Immobilienbesitzer:innen
durchgefiihrt. Die Teilnehmer wurden in vier Gruppen
eingeteilt. Die vier Gruppen unterschieden sich dabei
hinsichtlich der bereitgestellten Informationen: Die Kont-
roligruppe erhielt keinerlei Angaben zum Gesetz. In der
ersten Behandlungsgruppe (,Info Full“) bekamen die Teil-
nehmenden eine knappe, sachliche Zusammenfassung
der zentralen Inhalte des Gebaudeenergiegesetzes. Die
zweite Behandlungsgruppe (,Info Strict“) erhielt eine be-
tont strenge Darstellung, die insbesondere das Verbot
fossiler Heiztechnologien und die vorgesehenen mdgli-
chen BuBgelder hervorhob. In der dritten Behandlungs-

495



496

Analysen Klimapolitik

gruppe (,Info Lenient®) lag der Schwerpunkt dagegen auf
den flexibleren Aspekten des Gesetzes: So wurde betont,
dass fossile Heizungen grundsatzlich noch bis 2045 ge-
nutzt werden dirfen und dass urspriinglich geplante
scharfere Regelungen nicht in die finale Gesetzesfassung
Ubernommen wurden.

Nach der Informationsgabe wurden die Teilnehmer:innen
zu ihrer Meinung Uber das Gesetz und zu ihrer geplanten
Heiztechnologie befragt. AuBerdem wurden ein anreiz-
kompatibles Experiment zur Mittelverteilung durchge-
fahrt: Jeder Teilnehmer konnte 100 € auf drei Empfanger
aufteilen — (i) sich selbst, (ii) eine Organisation zur Férde-
rung von Freiheit und personlicher Selbstbestimmung in
Deutschland (Prometheus — Das Freiheitsinstitut), und (iii)
eine Organisation, die sich fiir praktischen und effektiven
Klimaschutz einsetzt (co,online — die gemeinnitzige Ener-
giespar-Beratung). Bei einem zuféllig ausgewahlten Teil-
nehmenden wurden die getroffenen Entscheidungen tat-
sachlich umgesetzt. Darliber hinaus Uberpriften wir das
Wissen der Teilnehmer:innen Uber das Gesetz mit einem
Zwolf-Fragen-Quiz. Dabei sollten sie jeweils angeben,
ob bestimmte Aussagen zum Gesetz richtig oder falsch
sind. Die Aussagen bezogen sich auf zentrale Inhalte und
Folgen des Gesetzes, beispielsweise welche Vorschriften
flr den Einbau neuer Heizungen gelten und bis wann der
Einsatz fossiler Heizungen in verschiedenen Geb&uden
erlaubt ist.

Stichprobe und zentrale Ergebnisse

Die finale Stichprobe umfasst 2.668 Immobilieneigentl-
mer:innen, die die Befragung abgeschlossen und einen
Aufmerksamkeitstest bestanden haben. Das Wissen
Uber das Gesetz ist insgesamt gering: In einem Zwolf-
Fragen-Quiz erzielten die Teilnehmenden im Schnitt 6,18
Punkte, nur knapp Uber Zufallsniveau. Die Mehrheit ist
hochgebildet (mindestens Abitur), 46 % haben ein hohes
Einkommen (mindestens 4.000 € netto/Monat). Derzeit
nutzen 71 % fossile Heizsysteme; binnen eines Jah-
res planen rund 9 % den Wechsel auf eine nicht-fossile
Technologie.

Unsere Umfrageergebnisse zeigen nicht nur eine insge-
samt geringe Zustimmung zum Gesetz, sondern auch
eine ausgepragte Heterogenitét in der Bewertung: 31 %
halten es fiir sinnvoll, 44 % lehnen es ab, und 25 % stehen
ihm neutral gegenlber. Bei der Frage, ob das Gesetz dem
Klimaschutz hilft, sind die Meinungen geteilt (je rund 38 %
Zustimmung und Ablehnung). Im Experiment zur Mittel-
verteilung behielten die Befragten im Schnitt etwa die
Halfte der Mittel fir sich und verteilten den Rest nahezu
gleichgewichtet auf die zwei gemeinnitzigen Organisati-
onen.

Abbildung 1
Zustimmungsniveau zur Aussage ,,Das neue
Heizungsgesetz ist sinnvoll“
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Punktzahl im Wissens-Quiz

Die Abbildung zeigt das mittlere Zustimmungsniveau zur Aussage ,Das
neue Heizungsgesetz ist sinnvoll“ je nach Anzahl korrekt beantwor-
teter Wissensfragen. Skala: 1 bis 5, wobei 1 = Stimme Uberhaupt nicht
zu und 5 = Stimme voll und ganz zu. Die Fehlerbalken entsprechen dem
+1,96-fachen der Standardfehler. Erkennbar ist, dass es trotz geringer
Standardfehler keinen Zusammenhang zwischen Zustimmungsniveaus
und Wissenslevel gibt. Zur Vereinfachung poolt diese Abbildung die Da-
ten aus der Kontroll- und allen Behandlungsgruppen.

Quelle: eigene Darstellung.

Das Ergebnis: Die bereitgestellten Informationen erhoh-
ten zwar messbar Wissen — aber weder die Einstellung
zum Gesetz (siehe Abbildung 1) noch die geplante eige-
ne Heiztechnologie noch die Spendenentscheidungen
veranderten sich signifikant. Die Unterstlitzung flr das
Gesetz blieb niedrig. Und: Selbst in der Kontrollgruppe —
also ganz ohne Informationen - zeigte sich kein Zusam-
menhang zwischen vorhandenem Wissen und positiver
Haltung zum Gesetz. Weder aus kausaler noch aus kor-
relationaler Sicht scheint Wissen also fiir die Einstellung
zum Heizungsgesetz wichtig zu sein.

Ideologie schléagt Information

Woran liegt es dann, ob jemand das Gesetz gut oder
schlecht findet? Die Daten zeigen: Eine Priorisierung um-
weltpolitischer Ziele eignet sich dazu, um Zustimmung zu
erklaren. Wer Klimaschutz als oberste politische Prioritat
nennt — so wie 30,7 % der Befragten — findet das Gesetz
sinnvoll (Abbildung 2). Weitere Analysen zeigen: das gilt
unabhangig davon, wie viel er oder sie darliber weiB.
Umgekehrt lehnen Personen mit anderen politischen
Prioritdten — etwa individueller Freiheit oder Wirtschafts-
wachstum - das Gesetz tendenziell ab, selbst wenn sie
seine Inhalte korrekt wiedergeben kdnnen. Wenn jemand
angibt, umweltpolitische Ziele zu priorisieren, hat dies
auch splrbare reale Auswirkungen: Befragte mit Umwelt-
prioritat spenden im Durchschnitt etwa 12 € mehr an die
Klimaschutz-Organisation als Befragte ohne diese Priori-
tat (Abbildung 3).
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Abbildung 2
Zustimmungsniveaus zum Gebaudeenergiegesetz
differenziert nach der Umweltprioritat
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Heizungsgesetz sinnvoll

Die Abbildung zeigt die Verteilung des Zustimmungsniveaus zur gleichen
Aussage wie in Abbildung 1, aber differenziert nach Vorhandensein der
Umwelt-Prioritat. Die Umwelt-Prioritat liegt in unserer Studie (Dertwinkel-
Kalt & Grossmann, 2025) vor, wenn dem Politikziel ,Umwelt, Klima und
Natur erhalten“ mindestens so viel Gewicht beigemessen wird wie den
anderen Politikzielen in unserer Studie (,Wirtschaftliches Wachstum®,
ysUngleichheit reduzieren®, ,Freiheit”, ,Traditionen bewahren“ und ,Frie-
den und Sicherheit). Liegt die Umwelt-Prioritat vor, ist die mittlere Zu-
stimmung 3,36, sonst nur 2,43 (zweiseitiger t-Test, p < 0,001).

Quelle: eigene Darstellung.

Auch sozio-demografische Faktoren spielen eine Rolle.
Hoéher gebildete und einkommensstarkere Teilnehmer ha-
ben ein besseres Wissen Uber das Gesetz und spenden
mehr flr Klimaschutz, aber auch bei ihnen ist Wissen kein
verldsslicher Pradiktor flir Zustimmung. Stattdessen sind
politische Grundliberzeugungen - kurz: Ideologie — aus-
schlaggebend.

Grenzen von Information und Kommunikation

Die Ergebnisse zeigen, dass rationale und gut informierte
Akteure nicht zwangslaufig zu verdnderten Einstellungen
oder Entscheidungen gelangen. Im Bereich kontroverser
Klimapolitik erweist sich dies besonders deutlich: Selbst
ausgewogene und sorgféltig gestaltete Informationskam-
pagnen entfalten nur begrenzte Wirkung, wenn beste-
hende Uberzeugungen ideologisch gefestigt sind. Dies
bedeutet nicht, dass Information und Kommunikation
wirkungslos sind. lhre Reichweite sollte jedoch realistisch
eingeschétzt werden. Die Erwartung, dass besser erklar-
te politische MaBnahmen automatisch zu héherer Akzep-
tanz flihren, unterschétzt die Bedeutung psychologischer
und politischer Faktoren im Meinungsbildungsprozess.

Dass Menschen politische MaBnahmen oft nicht gut
verstehen, und wenn sie sie verstehen, sie nicht wie er-
wartet darauf reagieren, wurde bereits im Kontext ande-
rer Politiken gezeigt. Im Fall der Gaspreisbremse haben
Dertwinkel-Kalt et al. (2024) gezeigt, dass die Bevdlke-
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Abbildung 3
Spendenbereitschaft differenziert nach
Umweltprioritat
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Empfanger Befragte Person Prometheus . co,online

Die Abbildung zeigt die durchschnittliche Spende an die drei Empfanger
- zwei gemeinnultzige Organisationen plus die befragte Person selbst —
nach Vorhandensein der Umwelt-Priorit4t. Alle Unterschiede zwischen
den Gruppen sind statistisch signifikant (alle p-Werte < 0,001 in zweisei-
tigen t-Tests), und die Zuwendung an co,online zeigt den aus 6konomi-
scher Sicht gréBten Unterschied.

Quelle: eigene Darstellung.

rungsteile, die von dieser direkt betroffen sind — namlich
Gaskunden — Fragen zu dieser nicht besser als zufallig
beantworten konnten. Selbst wenn man den Menschen
die aus der MaBnahme resultierenden Anreize genauer
erklarte, passten sie ihr Gasverbrauchsverhalten dennoch
nicht an.

Eine weitere Facette beleuchten Feldhaus et al. (2024), die
in einer US-Studie zeigen konnten: Menschen sind eher
bereit, identische MaBnahmen zu unterstitzen, wenn die-
se von ihrem eigenen politischen Lager (z. B. Demokraten)
vorgeschlagen werden als von der Gegenseite (z.B. Re-
publikanern). Dies steht in engem Zusammenhang mit un-
serem Befund: Auch im Fall des Heizungsgesetzes hangt
die Zustimmung gemaB unserer Ergebnisse maBgeblich
davon ab, ob Klimaschutz fiir die Befragten eine hohe Pri-
oritat hat — unabhangig davon, was das Gesetz konkret
beinhaltet oder wie gut es verstanden wird.

Die Erwartung, dass Kommunikation das primére Prob-
lem im Kontext des Heizungsgesetzes war beruht auf dem
sogenannten ,Information Deficit Model“, das davon aus-
geht, dass offentlicher Widerstand gegen wissenschaft-
lich fundierte Politiken primar auf Wissensliicken zurlick-
zufiihren ist (Suldovsky, 2017). Das Modell postuliert eine
einfache Kausalkette: Mehr und bessere Information fihrt
zu korrigierten Einstellungen und damit zu gewtinschtem
Verhalten. Doch wie Suldovsky in ihrer umfassenden Ana-
lyse der Klimakommunikation zeigt, wurde dieses Modell
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als ,UbermaBig simplistisch“ entlarvt, insbesondere bei
politisch polarisierten Themen wie der Klimapolitik. Die
Forschung belegt hingegen, dass Menschen Entschei-
dungen auf Basis vielféltiger Faktoren treffen — ethischer,
politischer und religiéser Uberzeugungen sowie kulturel-
ler Erfahrungen — die weit Gber reine Fakten hinausgehen.

Unsere Befunde stehen im Einklang mit einer wachsenden
Evidenz, dass Bildung und wissenschaftliche Kompetenz
nicht automatisch zu einer Konvergenz der Meinungen
flihren. Drummond und Fischhoff (2017) zeigen in einer
groB3 angelegten US-Studie, dass Personen mit héhe-
rer wissenschaftlicher Bildung bei kontroversen Themen
nicht etwa moderatere, sondern polarisiertere Positionen
einnehmen. Statt ihre kognitiven Fahigkeiten firr eine ob-
jektive Bewertung der Evidenz zu nutzen, verwenden sie
diese, um selektiv jene Informationen zu verarbeiten, die
ihre bestehenden Uberzeugungen stiitzen. Dieses Muster
erklart, warum auch in unserer Studie Wissen Uber das
Heizungsgesetz nicht zu héherer Akzeptanz flhrte — ko-
gnitive Starke kann Polarisierung verstéarken, anstatt sie
zu verringern. Bereits Kahan et al. (2012) demonstrierten
diesen paradoxen Effekt am Beispiel der Klimawahrneh-
mung: Personen mit hdherer Rechenkompetenz und wis-
senschaftlicher Bildung zeigten gréBere — nicht geringere
— Polarisierung beztglich der Risiken des Klimawandels.
Die Autoren argumentieren, dass numerische Fahigkeiten
es Menschen ermoglichen, Daten geschickter im Sinne
ihrer kulturellen und politischen Werte zu interpretieren.
Dieser Befund wirft ein neues Licht auf unser Ergebnis,
dass selbst sachlich korrekte Information Uber das Hei-
zungsgesetz die Meinungsverschiedenheiten nicht ver-
ringerte. Vielmehr scheinen kognitive Ressourcen dazu
genutzt zu werden, die eigene ideologische Position zu
rechtfertigen.

Was heiB3t das fiir die Politik?

Die politische Kommunikation von Klimapolitik steht vor
einem Dilemma. Einerseits muss sie sachlich und diffe-

renziert sein, um Vertrauen zu schaffen. Andererseits
scheint gerade diese Differenziertheit kaum Effekte zu
erzielen, wenn politische Einstellungen bereits festste-
hen. Eine rein technokratische Strategie, nach dem Motto
,Wenn sie es nur besser verstiinden®, greift zu kurz. Die
Ergebnisse unserer Studie haben weitreichende Konse-
quenzen flr die Gestaltung wirtschaftspolitischer MaB-
nahmen im Klimakontext. Die fehlende Korrelation zwi-
schen Wissen und Zustimmung deutet auf grundlegende
Herausforderungen fiir die Implementierung transformati-
ver Wirtschaftspolitik hin.

Es braucht mehr Ehrlichkeit darlber, dass politische Kon-
flikte eben auch Wertekonflikte sind. Wer den Widerstand
gegen Klimapolitik als bloBes Kommunikationsproblem
begreift, lauft Gefahr, die eigentliche Herausforderung zu
unterschéatzen: den Ausgleich zwischen widerstreitenden
gesellschaftlichen Prioritdten. Information allein wird das
nicht leisten kénnen.
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Title: Ideology Trumps Knowledge: On the Limits of Communication in Climate Policy

Abstract: One argument is omnipresent in the political debate on climate policy: if only citizens were better informed, then they would
also vote in favour. Resistance to proposed legislation such as the German Building Energy Act (GEG) is often seen as a result of a lack
of communication — not as an expression of fundamental opposition. But is this assumption really true? A new study of 2,668 residential
property owners in Germany investigates this question as part of a survey experiment. Does factually correct and comprehensive infor-
mation about the GEG increase approval of the measure and does it influence behaviour? The central result is surprising: information
alone is not enough — acceptance depends much more on the basic ideological convictions of the respondents. This finding is particu-
larly relevant for economic policy makers who are faced with the challenge of designing and implementing transformative climate policy.
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Chancen und Risiken der neuen Schuldenbremse -
eine juristisch-6konomische Analyse

Die im Marz 2025 reformierte deutsche Schuldenbremse wirft Fragen nach ihrer
6konomischen Wirkung und verfassungsrechtlichen Ausgestaltung auf. In diesem Beitrag
werden die Neuerungen interdisziplinar untersucht. Okonomisch zeigt sich, dass eine
wachstumsorientierte Nutzung neuer Kreditspielrdume theoretisch mdéglich ist, verbindlich
verlangt wird ein solcher Einsatz der Finanzmittel aber nicht. Juristisch wird deutlich, dass
das Grundgesetz schon wegen seiner herausgehobenen Position im Normgeflige weit
gefasst wurde und deshalb unprazise Verwendungsmadglichkeiten zuldsst. Mit der neuen
Schuldenbremse sollte folglich die Diskussion Uber weitere Reformen keineswegs beendet
sein, da eher mehr statt weniger Reformbedarf besteht.

Eine staatliche Schuldenbremse ist hdufig Gegenstand
gesellschaftlicher Debatten. Birger:innen beflirworten
dabei in der Regel, dass der Staat seine Schulden nicht
beliebig ausdehnen darf. Die im Méarz 2025 beschlosse-
nen Grundgesetzdnderungen haben die in Deutschland
geltende Schuldenbremse verdndert. Augenscheinlich
wird die staatliche Verschuldung nun weniger stark ge-
bremst, obgleich es nach wie vor eine Begrenzung staatli-
cher Neuverschuldung gibt.

Dies rlickt die Frage in den Mittelpunkt, wie diese neue
deutsche Schuldenbremse zu bewerten ist. Der vorlie-
gende Beitrag versucht, Antworten hierauf zu geben, und
zwar durch eine interdisziplindre Analyse. Einerseits wird
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aufgezeigt, welche 6konomische Intention hinter der neu-
en deutschen Schuldenbremse stehen kdnnte, und es
werden Chancen und Risiken ihrer Umsetzung diskutiert.
Andererseits wird erortert, wie die neue deutsche Schul-
denbremse gesetzgeberisch implementiert wurde und
welche rechtlichen Schranken damit einhergehen.

Die verknUpfte juristisch-6konomische Analyse wird zei-
gen, dass mit der neuen deutschen Schuldenbremse die
Diskussion Uber weitere Reformen keineswegs beendet
sein sollte, sondern im Gegenteil eher mehr statt weniger
Reformbedarf besteht.

Die deutsche Schuldenbremse

Im Hinblick auf die neuen Regelungen zur Schulden-
bremse fallt zunachst auf, dass die ,,alte“ Schuldenbrem-
se noch gar nicht so alt war. Sie erneut zu reformieren,
hatte zwei Motive: die Reaktion auf den Krieg in der Uk-
raine und auf den Zustand der Infrastruktur. Jetzt wurde
der Regelungsmechanismus getauscht. Denn im Rah-
men der ,,Zeitenwende“ wurde zunachst ein Sonderver-
mogen als Reaktion auf den russischen Angriff genutzt,
um die Bundeswehr aufzurlisten. Nunmehr ist das Son-
dervermédgen das Mittel, das helfen soll, die Infrastruktur
zu modernisieren.

Bei dem Sondervermdgen von 100 Mrd.€, das 2022
(durch Art. 1 des Gesetzes v. 28.6.2022 mit Wirkung vom
1.7.2022) als Reaktion auf den Krieg in der Ukraine ge-
schaffen wurde, handelt es sich zwar um Mittel, die aus
zusétzlichen Krediten stammen. Trotzdem muss sich die-
ses Sondervermdgen nicht an der eigentlichen Schulden-
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bremse messen lassen. Das liegt daran, dass fir dieses
Sondervermdgen — auf Basis breiter Zustimmung, auch
durch Teile der Opposition — eine gesonderte verfas-
sungsrechtsrechtliche Grundlage geschaffen wurde. In
Art. 87a Abs. 1a GG heiBt es: ,,Zur Starkung der Biindnis-
und Verteidigungsfahigkeit kann der Bund ein Sonderver-
mogen fir die Bundeswehr mit eigener Kreditermachti-
gung in Héhe von einmalig bis zu 100 Milliarden Euro er-
richten. Auf die Kreditermachtigung sind Art. 109 Abs. 3
und Art. 115 Abs. 2 nicht anzuwenden.”

In eben den Artikeln, die laut Art. 87a Abs. 1a Satz 2 GG
nicht auf das erste Sondervermégen anzuwenden sind,
ist die Schuldenbremse geregelt, in Art. 109 Abs. 3 so-
wie in Art. 115 Abs. 2 GG. Die grundséatzliche Regelung
des Art. 109 GG verweist fUr die Gestaltung des Bundes-
haushaltes auf die Regelung des Art. 115 GG, in deren
zweiten Absatz zunachst der fiir den Haushaltsgesetz-
geber geltende Grundsatz geregelt ist, dass Einnahmen
und Ausgaben grundsétzlich ohne Einnahmen aus Kredi-
ten auszugleichen seien (zu diesem Grundsatz als Aus-
gangspunkt vgl. Sodan & Schenke, 2024, GG Art. 109 Rn.
10). Dabei ist unter ,,Einnahmen aus Krediten® die Netto-
neuverschuldung des Bundes zu verstehen (DUrig et al.,
2024, GG Art. 115 Rn. 125). Diese beinhaltet die zusatz-
lichen finanziellen Zukunftsbelastungen durch Kreditauf-
nahmen, allerdings bleiben Kredite, die zur Tilgung bzw.
Umschuldung verwendet werden, auBer Betracht (Dlrig
et al., 2024, GG Art. 115 Rn. 125; Sodan & Schenke, 2024,
GG Art. 109 Rn. 10).

An dieser Stelle setzt die erste der neuen Regelungen
an, die — vereinfacht ausgedriickt — dem Ziel dient, dem
bereits das oben genannte Sondervermdgen gewidmet
war, namlich die Ausstattung der Bundeswehr an die neu-
en Bedrohungsszenarien anzupassen. Rechtstechnisch
geschieht das, indem die Rustungsausgaben nicht mehr
zu den Krediten gezahlt werden, obwohl sie auf diesem
Weg finanziert werden. Das Grundgesetz nimmt sie aus
der Rechnung, indem es formuliert, dass den ,,Einnahmen
aus Krediten der Betrag abzuziehen sei, um den die Ver-
teidigungsausgaben, die Ausgaben des Bundes flir den
Zivil- und Bevolkerungsschutz sowie flr die Nachrich-
tendienste, fir den Schutz der informationstechnischen
Systeme und fir die Hilfe fir volkerrechtswidrig angegrif-
fene Staaten 1 vom Hundert im Verhéltnis zum nominalen
Bruttoinlandsprodukt Gbersteigen.”

Das neue Sondervermdgen wurde rechtstechnisch ge-
schaffen wie das alte. Durch Einfligen einer Vorschrift ins
Grundgesetz — Art. 143h GG - wurde der Bund erméach-
tigt, ,ein Sondervermdgen mit eigener Krediterméach-
tigung fUr zusatzliche Investitionen in die Infrastruktur
und flr zusétzliche Investitionen zur Erreichung der Kili-

maneutralitéat bis zum Jahr 2045 mit einem Volumen von
bis zu 500 Milliarden Euro“ einzurichten. Im dritten Satz
der Vorschrift findet sich schon die aus dem Sonderver-
maogen von 2022 bekannte Formulierung: ,,Auf die Kredi-
termachtigung sind Art. 109 Abs. 3 und Art. 115 Abs. 2
nicht anzuwenden.” Die oben genannte Schuldenbremse
findet also auf die zur Schaffung des neuen Sonderver-
mogens notwendige Kreditaufnahme keine Anwendung.
Umso wichtiger werden die Begrenzungen, die sich aus
der Vorschrift des Art. 143h GG selbst ergeben.

Was meint Infrastruktur eigentlich?

Der Begriff der Infrastruktur erscheint beim genauen Hin-
sehen wenig konkret. Obwohl er in der Alltagssprache
gebrauchlich ist und vom Duden in seiner zivilen Variante
beschrieben wird als ,,notwendiger wirtschaftlicher und
organisatorischer Unterbau als Voraussetzung fir die
Versorgung und die Nutzung eines bestimmten Gebiets,
fir die gesamte Wirtschaft eines Landes“ (Duden.de,
2024). In den Gesetzesmaterialien finden sich wenige Hin-
weise zur Konkretisierung des Begriffs. Der Duden nennt
die Gesamtheit militarischer Anlagen als zweite Wortbe-
deutung. Insofern misst der Gesetzgeber auch dem hier
in Rede stehenden Begriff eine entsprechende Bedeu-
tung bei: ,Die Infrastruktur ist auch im Zusammenhang
mit der angestrebten sehr zligigen und umfassenden Er-
tlichtigung der Verteidigungsféahigkeit ein wesentlicher,
quasi komplementérer Faktor. Die tatsachliche Fahigkeit,
ein deutlich gesteigertes Verteidigungspotenzial auch zur
Wirkung zu bringen, setzt die Verfligbarkeit einer ausge-
bauten, funktionstiichtigen und modernen Infrastruktur,
z.B. im Verkehrsbereich, voraus® (Deutscher Bundestag,
2025a, S. 2). Klar ist gleichwohl auch: ,Die Infrastruktur
ist vor allem aber ein maBgeblicher Standortfaktor, der
die Wettbewerbsfahigkeit und die mittelfristigen Wachs-
tumsaussichten einer Volkswirtschaft wesentlich beein-
flusst“ (Deutscher Bundestag, 2025a, S. 2).

Diese Aussagen lassen viel zu und schlieBen wenig aus.
In dem urspriinglichen Gesetzentwurf von SPD und CDU/
CSU hieB es mit Blick auf die Infrastruktur: ,Dies umfasst
insbesondere die folgenden Bereiche: Zivil- und Bevolke-
rungsschutz, Verkehrsinfrastruktur, Krankenhaus-Inves-
titionen, Investitionen in die Energieinfrastruktur, in die
Bildungs-, Betreuungs- und Wissenschaftsinfrastruktur,
in Forschung und Entwicklung und Digitalisierung” (Deut-
scher Bundestag, 2025a, S. 13).

Dieser Gesetzentwurf wurde spater zugunsten desjeni-
gen, der die von der Fraktion Blindnis 90/Die Grliinen ge-
forderten Anderungen enthielt, fiir erledigt erklért (Deut-
scher Bundestag, 2025b, S. 10). Die Ergdnzungen bezo-
gen sich jedoch nicht auf den Infrastrukturbegriff, daher
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kann die wiedergegebene Passage flir die Interpretation
des Begriffs herangezogen werden. Es zeigt sich durch
die Verwendung des Wortes ,insbesondere®, dass selbst
die lange Aufzéhlung nicht abschlieBend ist und der Ge-
setzgeber keine klare Aussage dazu trifft, was zur Infra-
struktur gehdrt — und was nicht.

Foérderung der Klimaziele weit gefasst

Bei der Erreichung der Klimaziele sind die juristischen
Vorgaben nicht viel Kklarer. Zunachst verweist das
Grundgesetz auf den Klima- und Transformationsfonds,
dem ein Teil der Mittel zugeflhrt werden. Dessen Rechts-
grundlage bildet das Klima- und Transformationsfonds-
gesetz, welches sich in seinem § 2 dem Zweck des Fonds
widmet. Demzufolge kdnnen solche MaBnahmen gefér-
dert werden, die der Erreichung der Klimaziele dienen.
Dabei handelt es sich nach § 3 Klimaschutzgesetz um
die schrittweise Reduktion der Treibhausgasemissionen
bis zur Netto-Treibhausgasneutralitéat im Jahr 2045. Aus
dem Klima- und Transformationsfonds sind insbesonde-
re (sic!) MaBnahmen forderfahig, die geeignet sind, die
Transformation Deutschlands zu einer nachhaltigen und
klimaneutralen Volkswirtschaft voranzutreiben. AuBer-
dem forderfahig seien MaBnahmen zur Forderung der
Mikroelektronik, zur Finanzierung der Schienenwege des
Bundes, zum internationalen Klimaschutz sowie MaBnah-
men des damit in Verbindung stehenden Umweltschutzes
sowie Zuschulsse an stromintensive Unternehmen, Aus-
gleichzahlungen an Betreiber von Kohlekraftwerken bei
Stilllegung oder zur Entlastung beim Strompreis.

Mit dem Verweis auf den Klima- und Transformations-
fonds ist also keine enge Beschrankung der Mittelver-
wendung vorgesehen. Auch hier werden Verwendungs-
maoglichkeiten nur beispielhaft und nicht abschlieBend
genannt. Die Finanzierung der Schienenwege ist sowohl
als InfrastrukturmaBnahme als auch zur Erreichung der
Klimaziele moéglich. Hier Gberlappen sich die Begriffsin-
halte, was erneut zeigt: Eine trennscharfe Vorgabe zu den
Verwendungsmoglichkeiten geht weder von der Fokus-
sierung auf die Infrastruktur noch auf die Erreichung der
Klimaziele aus.

Noch eine Bedingung: die Zuséatzlichkeit

Das Grundgesetz verlangt dariiber hinaus, dass es sich
um zusatzliche Investitionen handeln muss. Nach Art.
143h Abs. 1 Satz 2 GG liegt diese Zusatzlichkeit dann
vor, wenn im jeweiligen Haushaltsjahr eine angemessene
Investitionsquote im Bundeshaushalt erreicht wird. Die
Verwendung des ausfiillungsbedirftigen Begriffes der
Angemessenheit Uberlasst es dem einfachen Gesetzge-
ber, der zur weiteren Regelung ein Bundesgesetz erlas-
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sen soll. In den Gesetzgebungsmaterialien ist von einer
angemessenen Investitionsquote die Rede, wenn der im
jeweiligen Haushaltsjahr insgesamt veranschlagte Anteil
an Investitionen 10 % der Ausgaben im Bundeshaushalt
Ubersteigt. Die Sondervermdgen und Riistungsausgaben
sollen dabei unberilcksichtigt bleiben (Deutscher Bun-
destag, 2025b, S. 23).

Intention und Umsetzung

Nach der Beschreibung der juristischen Implementierung
der neuen deutschen Schuldenbremse kann die Frage
nach ihrer Bewertung adressiert werden. Hierzu ist zum
einen zu erortern, welche Intention eine Schuldenbremse
aus 6konomischer Perspektive im Allgemeinen hat, und
zum anderen zu klaren, welche Herausforderungen durch
ihre Umsetzung auftreten.

Grundgesetzlich verankerte Schuldenbremsen, die den
Staat in seiner Schuldenaufnahme durch gesetzliche
Regelungen einschrénken, d.h. ,bremsen®, kdénnen aus
Sicht der Politik als Teil der Leitplanken gesehen wer-
den, die seitens der Verfassung flr staatliches Handeln
gesetzt werden. Die Politik darf diese Leitplanken nicht
Uberschreiten, was mindestens zwei Konsequenzen nach
sich zieht. Erstens wird dadurch die Staatsverschuldung
kontrolliert.! Zweitens muss der Staat mit den ihm zur
Verfligung stehenden Finanzmitteln haushalten, d.h., er
muss auch abwagen, welche Ausgaben gegebenenfalls
gekiirzt und welche Einnahmen gegebenenfalls erhéht
werden kdnnten.

Die Existenz solcher Leitplanken scheint daher sinnvoll zu
sein. Die Frage ist allerdings, wie restriktiv die Leitplanken
seien sollten, d.h., wie stark der staatliche Handlungs-
spielraum durch sie beschrankt werden sollte. Fir die
Antwort auf diese Frage ist es sinnvoll, Staatsschulden
im Verhaltnis zur Wirtschaftsleistung zu betrachten. Als
Indikator wird die Schuldenquote verwendet, welche das
Verhaltnis zwischen Schuldenstand und nominalem Brut-
toinlandsprodukt (BIP) misst.

1 Eine (zu) hohe Staatsverschuldung kann (massive) negative Auswir-
kungen auf Volkswirtschaften haben. (i) Private Investitionen kénn-
ten verdrangt werden, mit negativen Effekten fir den Kapitalstock
einer Volkswirtschaft. (ii) Eine Kreditaufnahme des Staates belastet
zuklinftige Generationen, welche gegebenenfalls durch restriktive-
re SparmaBnahmen und/oder héhere Steuern eine Schuldentilgung
unterstttzen mussen. (i) Hohe Schuldenlasten kénnen zu Risikoauf-
schlagen auf den Kapitalmarkten fihren, d.h., die Zinsen, zu denen
sich Staaten Geld leihen, nehmen zu. Im schlimmsten Fall kann das
dazu fuhren, dass der Staat nicht mehr in der Lage ist, neue Schul-
den aufzunehmen und damit vermutlich auch alte Schulden nicht zu-
rickzahlen kann. Verliert ein Staat so seine Handlungsféhigkeit, sind
enorme wirtschaftliche Verwerfungen zu erwarten.
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Modelltheoretisch |dsst sich zeigen, dass die Entwick-
lung der Schuldenquote maBgeblich davon abhéngig
ist, in welchem Verhaltnis die Wachstumsrate des realen
BIP - hier mit g bezeichnet — und der Realzins — hier mit
r bezeichnet — stehen (zum Modellrahmen Blanchard &
llling, 2021, S. 687-690). Zwei Szenarien kdnnen unter-
schieden werden:

1. Szenario: g > r — Reduktion der Schuldenquote
wahrscheinlich

Im ersten Szenario ist die Wachstumsrate des realen BIP
groBer als der Realzins. Unterstellt man zun&chst, dass
es im betrachteten Zeitraum keine Nettoneuverschul-
dung? gibt, hatte dies in der langen Frist eine Reduktion
der Schuldenquote zur Folge. Der Grund: Das reale BIP
nimmt stérker zu als die Schulden des Staates - letzte-
re entstehen im Beispiel ohne Nettoneuverschuldung nur
durch Zinszahlungen auf geliehenes Kapital. Eine sinken-
de Schuldenquote wirde selbst dann entstehen, wenn
die Nettoneuverschuldung positiv wére, solange entwe-
der die Differenz zwischen Wachstumsrate und Realzins
besonders groB und/oder die Nettoneuverschuldung ver-
haltnismaBig gering ist.

2. Szenario: g < r — Erhéhung der Schuldenquote
wahrscheinlich

Im zweiten Szenario ist die Wachstumsrate des realen BIP
kleiner als der Realzins. Unterstellt man wiederum, dass
es im betrachteten Zeitraum keine Nettoneuverschul-
dung gibt, impliziert dies Uber die Zeit eine Erhéhung der
Schuldenquote. Jetzt nehmen die Schulden des Staates
aufgrund der Zinsbelastung stérker zu als die Okonomie
wachst. Die Zunahme der Schuldenquote wird nun noch
verstéarkt, wenn die Nettoneuverschuldung positiv ist, die
Ausgaben des Staates also dessen Einnahmen Uberstei-
gen. Die einzige Mdglichkeit, die Schuldenquote zu redu-
zieren, wirde darin bestehen, dass die staatlichen Ein-
nahmen (erheblich) groBer sind als seine Ausgaben.

Mit den Leitplanken, welche durch die Schuldenbremse
gesetzt werden, kbnnen nun auch Fehlanreize verbun-
den sein. Angenommen, die Okonomie befindet sich im
zweiten Szenario. Jede Nettoneuverschuldung — auch mit
alter Schuldenbremse maoglich und in einigen vergange-
nen Jahren beobachtbar — erhéht dann die Schuldenquo-
te. Eine immer weiter steigende Schuldenquote kann fir
die Volkswirtschaft problematisch sein, vor allem dann,

2 Eine Nettoneuverschuldung entsteht, wenn die Ausgaben des Staa-
tes — ohne Beriicksichtigung von Zinskosten fiir bestehende Kredite —
groBer sind als seine Einnahmen und diese Differenz daher aus neuen
Krediten stammen muss.

wenn die Kreditwrdigkeit des Staates zunehmend in Fra-
ge gestellt wird. Dann kénnen Zinsen durch Risikoprami-
en (weiter) steigen. Der Staat ware sodann gezwungen,
durch Ausgabenkilrzungen und/oder Einnahmenerho-
hungen ein Nettovermdgensaufbau zu erreichen, um so
die Schuldenquote zu reduzieren.

Ein Problem hierbei kdnnte sein, dass die Konsolidie-
rung der Staatsfinanzen negative Konsequenzen flr das
Wachstum hat. Wirtschaftswachstum braucht langfris-
tig gute Rahmenbedingungen. Wachstumsfaktoren, wie
technologischer Fortschritt, ein produktiveres Humanka-
pital oder die Versorgung aller Regionen mit neuster Inter-
nettechnologie, erfordern staatliche Investitionen, z.B. in
die Infrastruktur und Bildung (zur Herleitung einschlagiger
Wachstumsfaktoren Blanchard & llling, 2021, Kapitel 10-
13). Solche wachstumsférdernden staatlichen Investitio-
nen sind unter einem restriktiven Sparkurs weniger wahr-
scheinlich. Dabei wére ein starkes Wirtschaftswachstum
gerade der Turéffner, um vom (negativen) zweiten Szena-
rio in das (positive) erste Szenario zu gelangen.

Dies bringt folgende Erkenntnis: Wiirde der Staat seine
Mittel gezielt zur Férderung von langfristigem Wirtschafts-
wachstum? einsetzen, kénnten Nettoneuverschuldungen
toleriert werden, weil das erste Szenario wahrscheinlicher
wlrde und somit die Schuldenquote entweder nur mo-
derat anstiege oder gegebenenfalls sogar sinken wirde.
Die Ubergangszeit vom zweiten in das erste Szenario wé-
re gleichwohl mit einer (stark) steigenden Schuldenquote
verbunden.

Die Intention des neuen Sondervermdgens Infrastruktur
ist es vor allem, das Wirtschaftswachstum zu férdern.
Das scheint 6konomisch plausibel zu sein, denn so kénn-
te Deutschland langfristig ein hdheres Wirtschaftswachs-
tum erreichen. An dieser Stelle die Leitplanken der Schul-
denbremse weiter zu setzen, kann zielfihrend sein, da ein
hoheres Wirtschaftswachstum das erste Szenario wahr-
scheinlicher macht, mit entsprechenden tolerierbaren
Konsequenzen flr die Staatsverschuldung.*

3 Von langfristigem Wirtschaftswachstum kann gesprochen werden,
wenn eine Volkswirtschaft tiber mehrere Jahre eine durchschnittlich
erhéhte Wachstumsrate aufweist. Davon strikt zu unterscheiden sind
die Wachstumsraten pro Jahr, welche konjunkturellen Schwankungen
unterliegen. Diese Schwankungen zu minimieren, z. B. indem die Wirt-
schaftsleistung kurzfristig gestérkt wird, ist Ziel der Konjunkturpolitik
und bedarf anderen politischen Instrumenten, welche z.B. an der ge-
samtwirtschaftlichen Nachfrage ansetzen.

4 Die Reform der Schuldenbremse hinsichtlich der nun méglichen Ver-
schuldung fiir Sicherheits- und Verteidigungsausgaben soll hier nicht
6konomisch analysiert werden. Klar ist jedoch, dass auch die da-
durch entstehende Schuldenlast durch (noch) starkeres Wirtschafts-
wachstum aufgefangen werden muss, damit das erste Szenario zu
erreichen ist.
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Die Reaktion auf den Kapitalmarkten unmittelbar nach
Inkrafttreten des neuen Sondervermdgens suggeriert,
dass durch das Schuldenpaket die Kreditwirdigkeit
Deutschlands nicht negativ betroffen ist. Die MaBnah-
men werden also als wachstumsférdernd eingeschatzt
(Petroulakis & Saidi, 2025). Simulationsergebnisse an-
hand des makrodkonomischen NiGEM-Modells deuten
ebenfalls auf das Potenzial der versetzten Leitplanken
hin. Peatz und Watzka (2025) haben den Effekt eines kre-
ditfinanzierten offentlichen Investitionsprogramms in H6-
he von 600 Mrd. € Uber einen Zeitraum von zehn Jahren
simuliert. Das dadurch generierte Wirtschaftswachstum
fangt die erhdhten jahrlichen Budgetdefizite auf, so dass
die Schuldenquote sinkt.

Der neuralgische Punkt liegt jedoch in der konkreten poli-
tischen Umsetzung. Die zusétzliche Schuldenlast wird nur
dann keine (oder beherrschbare) negative Konsequenzen
fir die deutsche Volkswirtschaft haben, falls die durch sie
finanzierten MaBnahmen auch tatsachlich das Wachstum
férdern. Die MaBnahmen missen also einen mittel- bis
langfristigen Planungshorizont haben und entsprechend
angebotsorientiert auf eine Erhéhung des Produktionspo-
tenzials abstellen. Die Finanzmittel aus dem Sonderver-
mogen muissen auf Wachstumsfaktoren einzahlen, um
das Szenario 1 zu etablieren.

Es darf insbesondere nicht der Fall eintreten, dass durch
die neuen Schulden kurzfristig wirkende MaBnahmen fi-
nanziert werden, welche nur auf eine schnelle konjunktu-
relle Erholung abzielen, jedoch kaum Wachstumsimpulse
generieren. Weiterhin muss verhindert werden, dass der
zusatzliche finanzielle Spielraum die Leitplanken flir den
normalen Bundeshaushalt durchbricht, denn die Schul-
denbremse gilt hierfiir nach wie vor. Es darf auch nicht
zu einer Verschleppung notwendiger Reformen kommen,
vor allem auf der Angebotsseite. Blrokratieabbau und
Steuerreform sind beispielsweise zwei PolitikmaBnah-
men, welche Unternehmen vergleichsweise schnell Anrei-
ze setzen, ihr Angebot auszudehnen oder Uberhaupt ein
Unternehmen zu griinden. Dies ist ein wichtiges Funda-
ment flr die Wachstumsférderung in der langen Frist.

Ob sich die politischen Entscheidungstrager in der Um-
setzung an die Intention des Sondervermodgens halten, ist
also von entscheidender Bedeutung. Aus 6konomischer
Perspektive wére es hier winschenswert gewesen, den
Wortlaut im Gesetz mdglichst prazise zu wahlen, um nicht
intendierte Effekte auszuschlieBen.

Grundgesetz und Konkretisierung - ein Widerspruch

Kann die Legistik den zuvor genannten Wunsch erflllen?
Die Frage lasst sich mit Blick auf die vorherigen Ausfiih-

ZBW - Leibniz-Informationszentrum Wirtschaft

Analysen Haushaltspolitik

rungen schnell verneinen. Mit der Wahl von Begrifflich-
keiten wie Infrastruktur, Klima- und Transformations-
fonds sowie Zusatzlichkeit geht keine Fokussierung auf
diejenigen Investitionen einher, die wachstumsférdernd
sind. Das hat vor allem drei Grinde. Eine konkrete For-
mulierung ist erstens weder sinnvoll noch zweitens tber-
haupt mdglich, sie ist drittens dartber hinaus auch nicht
gewollt.

Das Grundgesetz soll der Gesetzgebung Leitplanken set-
zen, in deren Rahmen sich der verfassungstreue Gesetz-
geber bewegen muss. Damit das funktioniert, ist es nicht
sinnvoll, diese Leitplanken zu eng aneinander zu stellen.
Das wirde der kiinftigen Politik auf Jahre den Handlungs-
spielraum nehmen. Das Grundgesetz zu dndern, ist nicht
einfach. Die Fraktionen, die regelméBig nur Uber eine
einfache Mehrheit (50 %+1) verfligen, erreichen regelma-
Big nicht die flir eine Grundgesetzadnderung notwendige
Mehrheit von 2/3.

Es ist weiterhin fraglich, ob man diese 6konomische Vor-
gabe mit den Mitteln des Rechts adaquat formulieren
kann. Wie sollte rechtssicher ausgedrickt werden, wel-
che Anforderungen an eine wachstumssteigernde Inves-
tition zu stellen sind? Je konkreter die Wortwahl wirde,
desto enger wirden die Leitplanken, eventuell sogar un-
gewollt. Denn diese Leitplanken zu eng zu setzen, wird
der Gesetzgeber, der das Grundgesetz &ndert, nicht wol-
len. Das liegt nicht allein an der beschriebenen Funktion
der Verfassung, sondern auch und vor allem daran, dass
er selbst spater von diesen engen Vorgaben betroffen
sein wird. Der politische Kompromiss, das galt auch bei
dem fUr die hier in Rede stehende Grundgesetzédnderung,
lasst sich zudem leichter im Ungefahren finden.

Implikationen

Die interdisziplindre Betrachtung zeigt daher: Die neue
deutsche Schuldenbremse kann genutzt werden, um die
zuklnftige 6konomische Performance zu steigern, durch
die Leitplanken des Grundgesetztes ist dies indes kei-
neswegs ein Automatismus. Im Gegenteil: Die oben be-
schriebenen Gefahren aus einer falschen Mittelverwen-
dung kdnnen nicht ausgeschlossen werden — und das
Grundgesetzt ist auch kein Ort, einen solchen Ausschluss
zu bewirken.

Somit kédnnte man provokant formulieren: Die Schulden-
bremse bedarf weiterhin einer Reform. Sie muss also
oOkonomisch gestaltet werden und darf nicht auf eine ju-
ristische Einschrankung hoffen. Hierzu gibt es nach wie
vor Ideen - siehe z.B. SVR (2024). Uber diese Vorschldge
ist weiterhin zu diskutieren — und zwar bestenfalls Uber
die Grenzen der wissenschaftlichen Disziplinen hinweg.
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Title: Opportunities and Risks of the New Debt Brake - A Legal and Economic Analysis

Abstract: The German debt brake, reformed in March 2025, raises questions about its economic impact and constitutional design.
This paper provides an interdisciplinary analysis of these reforms. Economically, it shows that a growth-oriented use of new borrow-
ing capacities is theoretically possible. However, such an allocation of financial resources is not legally mandated. Legally, it becomes
clear that the Basic Law was broadly formulated due to its function within the normative framework, thus allowing for imprecise uses.
The analysis illustrates that the new debt brake does not automatically contribute to future viability. Securing this remains a necessary

subject of scientific debate across disciplinary boundaries.
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Strategische Rohstoffe in der EU: Was bringen
die Partnerschaften mit Drittlandern?

Mit dem seit tGber einem Jahr geltenden Critical Raw Materials Act will die Européaische
Union bei strategisch wichtigen Rohstoffen ihre Abhangigkeiten reduzieren - vor allem von
China. Ein Mittel sind strategische Rohstoffpartnerschaften, mit denen Risiken gestreut und
dadurch die Versorgungssicherheit erhéht werden sollen. Mit 14 Staaten gibt es mittlerweile
Absichtserklarungen und teilweise Folgevereinbarungen. Zlgig sollten weitere konkrete
Projekte, verbindliche Finanzierungen und Partnerschaften folgen.

Seit Mai 2024 gilt der Critical Raw Materials Act (CRMA)
der Europaischen Union (EU). Dieses Gesetz Uber kriti-
sche, d.h. ékonomisch wichtige, Rohstoffe ist Teil einer
umfassenden Wirtschaftssicherheitsstrategie, mit der die
EU Risiken diversifizieren und mehr Selbstversorgung er-
reichen will — vor allem fUr die Energiewende und mit Blick
auf China. Ganz Uberwiegend geht es im CRMA darum,
durch finanziell geférderte Projekte Autarkieziele flr stra-
tegische Rohstoffe zu erreichen. Damit sind wirtschaftlich
relevante Rohstoffe gemeint, die zuséatzlich ein hohes Ver-
sorgungstrisiko aufweisen. Daneben sollen bis 2030 hochs-
tens 65 % eines strategischen Rohstoffes aus nur einem
einzigen Drittland stammen. Diesem Ziel dienen auch stra-
tegische Rohstoffpartnerschaften der EU (Kuhn, 2024).

Davon abzugrenzen und hier nicht behandelt sind Frei-
handelsabkommen, bei denen es nur am Rand um Roh-
stoffe geht. Rohstoffe reichen begrifflich von abgebauten
Mineralien bis zu Metallen, die daraus gewonnen werden.
Der aktuelle Handelskrieg erhdht den Diversifizierungs-
druck in der EU erheblich, da z.B. Chinas faktischer Lie-
ferstopp bei wichtigen seltenen Erden nicht nur die USA
trifft (Gusbeth et al., 2025).
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Gemeinsamkeiten der Rohstoffpartnerschaften

Die EU will mit den Abkommen gemaB Artikel 37 des
CRMA vor allem ihre Versorgungssicherheit bei strate-
gischen Rohstoffen erhéhen. Die Partnerschaften sollen
daneben die technologische, wirtschaftliche und soziale
Entwicklung der Drittstaaten fordern. Durch Wissens-
transfer, tiefere lokale Wertschépfung und hohe Nachhal-
tigkeitsstandards sollen sie von mehr Wirtschaftswachs-
tum profitieren. Insbesondere méchte die EU dort Um-
weltschaden, Zwangs- und Kinderarbeit vermeiden, die
lokale bzw. indigene Bevolkerung einbinden und transpa-
rente, rechtsstaatliche Verfahren und Geschéaftspraktiken
gewabhrleisten. Im Gegenzug stellt sie 6ffentliche Gelder in
Aussicht, die aus vielfaltigen Férderlinien stammen kon-
nen. Dazu gehort vornehmlich Global Gateway, womit die
EU-Kommission ihre weltweite Entwicklungszusammen-
arbeit finanziert (Europaische Union, 2024).

Bisher existieren 14 Memoranda of Understanding
(MoU). Abbildung 1 vergleicht fiir jedes Partnerland des-
sen aktuellen Weltmarktanteil je strategischem Rohstoff,
soweit dieser mindestens 1% erreicht, mit dem EU-Be-
schaffungsanteil an diesem Rohstoff. Zum Vergleich ent-
halt die Abbildung aktuelle Abhangigkeiten von China.
Zwecks Ubersichtlichkeit zeigt sie den jeweils héheren
Abbau- oder Verarbeitungsanteil. Zum Beispiel férdert
Australien 53 % des weltweiten Lithiums und China ver-
arbeitet 56 %. Weitere relevante Férderlander sind Chile
mit 24 % und Argentinien mit 8 %, was in der Abbildung
durch die hdéheren Verarbeitungsanteile dieser Lander
von 32% bzw. 11 % ,lUberdeckt” wird. Die Abbildung
zeigt nicht, welche unerforschten und unerschlossenen
Vorkommen in den Partnerstaaten schlummern. Was sie
dagegen verdeutlicht: Erstens bieten fast alle — mit Aus-
nahme Groénlands, Namibias und Usbekistans — der EU
sofortige zusatzliche und signifikante Beschaffungspo-
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Abbildung 1
Strategische Rohstoffpartnerschaften der EU

Ukraine

Gallium 2% <> 2%
Germanium 1% < k. A.
Graphit 7%* <> 1%*
Mangan 4%* <> 19%
Titan 6%* <> 9%*

Gronland

Kanada

Aluminium 5% <> 1%*
Iridium 1% < k. A.
Kobalt 5% <> k. A.
Graphit 1%* <> 5%*
Kupfer 3%* <> 4%*
Lithium 1%* <> k. A.
Nickel 9%* <> 24%*
Palladium 10% <> k. A.
Platin 5% <> k. A.
Rhodium 3% <« k. A.
Ruthenium 1% <> k. A.
Silicium 1% <> k. A.
Titan 9% <> 14%*

Mangan 3% «>21%

Titan 3%* <> 23%*

DR Kongo
Kupfer 6%* <> 2%
Chile Namibia
Bor 11%* <> 1%

Kupfer 28%* <> 14%*
Lithium 32%* <> 79%

Argentinien
Aluminium 1% <> k. A.
Bor 3%* <> k. A.
Lithium 11%* <> 6%

o 3
Nickel 4% <> 10% Sfarb|erl
Silicium 6% <> 34% Nickel 2% < k. A.

Kobalt 63%* <> 2%

China (kein Partnerland)

Aluminium 56% «> 1%*
Bismut 69% <> 50%

Bor 4%* <> 1%

Cer 85% «> 69%
Dysprosium 100% <> 100%
Gadolinium 100% «> 100%
Gallium 94% <> 69%
Germanium 90% «> 88%
Kobalt 60% «> 2%
Graphit 67%* «> 40%*
Kupfer 38% «> k. A.
Lithium 56% <> 1%
Magnesium 91% <> 97%
Mangan 58% <> k. A.
Neodym 85% <> 69%
Nickel 33% «> k. A.
Platin 1% <> k. A.
Praseodym 85% <> 69%
Samarium 85% <> 69%
Silicium 76% <> 2%
Terbium 100% <> 100%
Titan 43% < 9%
Wolfram 86% <> 31%

Kasachstan
Aluminium 1%* < 1%
Bismut 1% «> k. A.
Kupfer 3%* <> 1%
Mangan 1%* <> k. Al
Titan 7% <> 36%

Usbekist

Ruanda Australien

Wolfram 1%* < k. A: Aluminium 28%* <> k. A.
Cer 10%* <> k. A.
Gadolinium 10%* <> k. A.
Kobalt 4%* <> k. A.
Kupfer 4%* <> 1%*
Lithium 53%" <> k. A.
Magnesium 2%* <> k. A.
Mangan 16%* <> 1%*
Neodym 10%* <> k. A.
Nickel 3%* <> 6%
Praseodym 10%* <> k. A.
Samarium 10%* <> k. A.
Titan 12%* <> 6%*

Sambia
Kobalt 2% <> k. A.
Kupfer 4%* <> 1%

Jeweils hoherer Anteil Rohstoffgewinnung (mit * gekennzeichnet) oder -verarbeitung. Lesebeispiel: ,,Chile erreicht in der Kupferférderung 28 % Weltmarkt-
anteil und bei der Lithiumverarbeitung 32 %. Chiles EU-Lieferanteil betrégt bei geférdertem Kupfer 14 % und bei verarbeitetem Lithium 79 %.“

Quelle: Europédische Kommission (2023); eigene Darstellung.

tenziale. Zweitens nutzt die EU bereits viele dieser Liefer-
l&nder Uberproportional.

Alle 14 Absichtserklarungen, dazugehdrigen Pressemit-
teilungen und einschlédgige Folge-Vereinbarungen sind
auf der Internetseite Europdische Kommission (o.D.)
verfligbar. Der Kiirze halber wird im Folgenden auf diese
Adresse verwiesen, anstatt auf jede Einzelerklarung. Kein
MoU bindet die EU und den Drittstaat rechtlich. Oft kiin-
digt es konkrete Aktionen binnen sechs Monaten an, die
jedoch in der Regel (noch) nicht veréffentlicht wurden, da-
neben fir drmere Lander stets auch Subventionen. Sel-
tener benennt es dabei konkrete Foérdertdpfe — dann vor
allem Global Gateway-Gelder. In der Regel heiBt es ab-
strakt, dass die Vertragspartner gemeinsam private und
offentliche Finanzmittel ,mobilisieren“ sowie die ,harte
und weiche Infrastruktur® ausbauen wollen.

Nachhaltigkeit als Leitgedanke und ausdifferenzierte,
héchste Umwelt-, Sozial- und Governance-, kurz ESG-
, Standards nehmen in jeder Erkldrung viel Raum ein.
Zwischen langen, unverbindlichen Bekenntnissen ver-
steckt sich vereinzelt Konkretes. Zum Beispiel verbietet
die Partnerschaft mit Gronland beiden Seiten zum Schutz
der Arktis, Uran zu férdern. Manchmal geht es zuséatzlich
darum, die indigene bzw. lokale Bevdlkerung einzubinden
bzw. dieses Ziel zu beteuern (Beispiel: Serbien).

Jedes MoU beabsichtigt, bei Forschung und Innovation,
Training und Weiterbildung zu kooperieren. Immer steht
die gesamte Rohstoff-Wertschopfungskette im Zentrum
der gemeinsamen Entwicklungsarbeit. Oft prazisiert die
Vereinbarung bereits im Titel (Beispiel: Australien) oder im
anschlieBenden Text (Beispiel: Sambia), dass es um Kkriti-
sche und strategische Rohstoffe gemaB aktualisierbarer
CRMA-Definition geht. Manchmal schlieBt sie umgekehrt
Rohstoffe aus, etwa aus dem Energie- und Agrarsektor
(Beispiel: Ruanda). Selten erstreckt sie sich zusatzlich auf
Batterien (gemeint: Lithium-Akkus; Beispiel: Norwegen),
grinen Wasserstoff (d.h. aus erneuerbarer Energie; Bei-
spiel: Namibia) oder E-Fahrzeuge (nur Serbien).

Besonderheiten einzelner Rohstoffpartnerschaften

Die Partnerlander spielen flr die aktuelle Versorgung der
EU mit strategischen Rohstoffen eine unterschiedliche
Rolle (Abbildung 1). Daneben variieren ihre Reserven.
GemaB U.S. Geological Survey (2025) weisen vor allem
Australien, Chile und die DR Kongo noch erhebliche Vor-
kommen auf. Mit groBem Abstand folgen Kanada, Argen-
tinien und Gronland. Die weiteren acht Kooperationen
bieten vernachlassigbare oder bestenfalls vermutete Re-
serven. Im Folgenden seien spezielle Merkmale und die
Vielfaltigkeit der Abkommen exemplarisch erldutert (sie-
he auch Tabelle 1).
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Tabelle 1

Status und Kerninhalte der EU-Rohstoffpartnerschaften

Land (in Klam- e Datum MoU
mern: Fragilitdt) e Weiteres?

Weiteres?

Analysen Rohstoffpolitik

Kerninhalte aller Absichtserklarungen (MoU): Nachhaltige Wertschépfungsketten fir ...

Argentinien e 13.6.2023 e ... 34 kritische/16 strategische Rohstoffe gemeinsam entwickeln (&hnlich Chile)

(44) ¢ Global Gateway-Projekte fir Lithium und Kupfer?

Australien e 28.5.2024 e ... kritische und strategische Rohstoffe gemeinsam und sicher schaffen, um bis 2050 klimaneutral zu sein
(20)

Chile e 18.7.2023 e .. kritische und verarbeitete Rohstoffe gemeinsam entwickeln (&hnlich Argentinien)

41) ¢ Global Gateway-Projekt fiir Lithium und Kupfer?

Grénland e 30.11.2023 e ... vorallem kritische Rohstoffe stéarker integrieren; Grénlands EU-Assoziierungsstatus und

(Danemark: 16) e 2025: Trump II-Folgen?

EU-Foérdertdpfe nutzen; Arktis schiitzen
Langwierige Vorarbeiten notig

Kanada e 15.6.2021 e ... kritische Rohstoffe integrieren; wissenschaftlich, technologisch und innovativ zusammenarbeiten;
(19) e Seither konkrete bei Nachhaltigkeit mit Weltklasse-Standards vorangehen

Kooperationen e Gemeinschaftsprojekte: z. B. Lithium verarbeiten, Batterien fertigen und recyclen (Carry, 2024)
Kasachstan e 7.11.2022 e ... kritische Rohstoffe, Batterien und griinen Wasserstoff enger kooperierend ausbauen
(58) e 19.5.2023: Aktionsplan e Umsetzung: z.B. EU-Investition in Graphitlagerstétte
Kongo, DR e 26.10.2023 e ... kritische und strategische Rohstoffe gemeinsam entwickeln (&hnlich Ruanda, Sambia, Usbekistan)
(107) e 11.12.24: Roadmap e Roadmap bleibt vage
Namibia e 8.11.2022 e ... kritische Rohstoffe und griinen Wasserstoff gemeinsam ausbauen
(59) e 24.10.23: Roadmap e 1 Mrd. € von EU und Mitgliedstaaten mobilisiert; weitere (unter anderem Global Gateway-)Hilfen

flr Infrastruktur in Aussicht

Norwegen e 21.3.2024 e .. kritische Rohstoffe (auf dem Festland) und Batterien starker integrieren; dabei Norwegens
(13) e Seither konkrete Teilnahme am EU- Binnenmarkt und EU-Férdertopfe nutzen

Kooperationen e GroBes kurzfristiges Potenzial, unter anderem bei seltenen Erden
Ruanda e 19.2.2024 ¢ ... Rohstoffe gemeinsam entwickeln (&hnlich DR Kongo, Sambia, Usbekistan, aber allgemein
(82) e 24.2.2025: EU »Rohstoffe®)

Uberdenkt MoU ¢ Umsetzung fraglich wegen Ruandas Rebellenunterstiitzung in der DR Kongo (Jones, 2025)
Sambia e 26.10.2023 e ... strategische und kritische Rohstoffe gemeinsam entwickeln (&hnlich DR Kongo, Ruanda,
(81 Usbekistan)
Serbien e 19.7.2024 (22.9.2023: e ... kritische Rohstoffe, Batterien und E-Fahrzeuge gemeinsam in Serbien entwickeln
(68) Letter of Intent) e Hochwertige Arbeitsplatze und mehr BIP fir Serbien schaffen

e Perspektivisch: Lithiumabbau im Jadar-Tal?
Ukraine e 13.7.2021 e ... kritische Rohstoffe und Batterien starker integrieren; ukrainische Rohstoffvorkommen nachhaltig
(93) e 2025: Trump lI-Folgen? und modern erkunden, entwickeln, abbauen, recyclen
e EU unterstltzt unter anderem durch Gemeinschaftsunternehmen, technisches Wissen und
konkretisierte Fordertopfe

Usbekistan e 5.4.2024 e ... strategische und kritische Rohstoffe gemeinsam entwickeln (&hnlich DR Kongo, Ruanda, Sambia)
(65) ¢ Global Gateway-Hilfen in Aussicht gestellt

*Der Fragilitatsindex bewertet mit insgesamt zwélf politischen, 6konomischen und sozialen Indikatoren, wie stabil oder verwundbar ein Staat ist. Jeder
Indikator erhélt Punkte von 0 (stabil) bis 10 (v6llig instabil). Insgesamt 120 Punkte représentieren einen faktisch gescheiterten Staat.

Quelle: The Fund for Peace (2024); Européische Kommission (0. D.); eigene Darstellung.

Mit Australien will die EU bis 2050 klimaneutral werden,
bei Energiewende und Digitalisierung kooperieren sowie
prifen, ob in DrittlAindern gemeinsame Interessen ver-
folgbar waren (Europdische Kommission, o.D.). Beide
Seiten profitieren erkennbar von der Partnerschaft: Aus-
tralien baute bisher vor allem Rohstoffe ab, China verar-
beitete sie anschlieBend. Processing-Kenntnisse und die
daflir nétige Infrastruktur fehlen Australien daher. Nun
sollen dort Raffinerien entstehen und Batteriekompo-
nenten hergestellt werden. Daflir sind hohe Investitionen,

ZBW - Leibniz-Informationszentrum Wirtschaft

Technologie — auch zu umwelt- und ressourcenschonen-
den Verfahren — sowie Zulieferprodukte nétig.

EU-Staaten wie Deutschland kdnnten hier liefern und um-
gekehrt von zahllosen Lagerstatten strategischer Minera-
lien profitieren, die Australien noch erkunden und entwi-
ckeln will. Allein seltene Erden kommen vielerorts vor. Da-
bei sind 80 % des Kontinents mineralisch noch gar nicht
erforscht. Die Regierung plant, viele auslandische Berg-
baugesellschaften ins Land holen, aber Chinas Einfluss
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zurlickdrangen. SchlieBlich: Trotz expandierenden Berg-
baus sind in Australien keine Nachhaltigkeitsprobleme zu
beflrchten (Leinkeit, 2024). Vielmehr ergeben sich dort
Marktchancen fliir Unternehmen, die Gber umweltscho-
nende Abbau- und Verarbeitungstechnologien verfligen.
Allerdings hat die EU das lange geplante Freihandelsab-
kommen immer noch nicht geschlossen.

Grénland gehort — vereinfacht — zu Danemark, aber nicht
zur EU. Die Partnerschaft thematisiert Grénlands kom-
plexen Sonderstatus einer Uberseeischen Assoziierung
und damit verbundene Vorteile (Europdische Kommissi-
on, o.D.). Es ware dennoch ein weiter Weg, bis die Ver-
tragsparteien von grénlandischen Mineralien profitieren
kdénnten. Die lokale Industrie ist kaum entwickelt, was
unter anderem an mangelnder Infrastruktur, fehlender
Gesetzgebung flr auslandische Direktinvestitionen, den
klimatischen Bedingungen, Fachkraftemangel und Um-
weltprotesten liegt (lllerhaus, 2024). Seit US-Prasident
Trump Gronland tGbernehmen will, sind die Investitionsri-
siken potenzieller europaischer Geldgeber zudem erheb-
lich gestiegen.

Kanada war der erste EU-Vertragspartner. Die befreun-
deten Wirtschaftsrdume verband bereits das umfas-
sende Freihandelsabkommen CETA und hohe Nach-
haltigkeitsstandards. Die Vereinbarung plant z.B. den
Austausch Uber innovative Recyclingméglichkeiten und
ein Vorangehen mit ESG-Standards von Weltklasse (Eu-
ropdische Kommission, o. D.). Der Bergbau stellt einen
wesentlichen Wirtschaftsfaktor Kanadas dar. Kandische
Bergbaugesellschaften arbeiten zudem in fast 100 Lan-
dern. Seit 2021 will die kanadische Regierung bei kriti-
schen Rohstoffen die heimischen Lieferketten von der
Erkundung bis zum Recycling starken, sich auch Utber
Rohstoffprojekte mit den indigenen Vélkern verséhnen
und mehr mit gleichgesinnten Landern zusammenarbei-
ten. Dem Wegfall chinesischer Investitionen will sie durch
Subventionen begegnen. Seit 2021 wurden mehrere eu-
ropaisch-kanadische Gemeinschaftsprojekte umgesetzt,
die Lithium verarbeiten, Batterien fertigen und recyclen.
Bei seltenen Erden ist die erste Lieferkette direkt nach
Europa geplant statt via China. Insgesamt profitiert die
EU von Kanadas reichhaltigen Rohstoffen und hohen
Nachhaltigkeitsstandards, umgekehrt Kanada von Eu-
ropas Absatzmarkt und Investoren. Allerdings ist die Fi-
nanzierung neuer kanadischer Anlagen ohne chinesische
Beteiligung in der Praxis schwierig. Kanadas Bergbauin-
dustrie kritisiert daher, dass die Regierung chinesische
Investoren zurlickdrangt. Zudem kosten neue Anlagen in
Kanada wesentlich mehr als in China. SchlieBlich kénn-
ten neue Minen, die Kanada seit 2023 schneller geneh-
migen und erschlieBen will, mit der angestrebten Ein-
bindung indigener Gemeinden kollidieren. Die meisten

Lagerstatten kritischer Rohstoffe liegen in ihren Gebieten
(Carry, 2024).

Kasachstan soll nicht nur bei Rohstoffen mit der EU ko-
operieren und Global Gateway-Hilfen erhalten. Dane-
ben geht es um Batterien und griinen Wasserstoff. Laut
allgemein gehaltenem Aktionsplan streben die Partner
gemeinsame Rohstoff-Investitionsprojekte an (Europa-
ische Kommission, o.D.). Konkret vereinbarte z.B. die
Européische Bank fir Wiederaufbau und Entwicklung
(EBRD), sich mit bis zu 5 Mio. Australischen Dollar (rund
3 Mio. €) am Unternehmen Sarytogan Graphite zu betei-
ligen, das Graphit in Batteriequalitat abbauen und aufbe-
reiten soll (Wolf, 2024a). Kasachstan mdchte unabhangi-
ger von China und Russland werden, wohin es heute die
meisten Rohstoffe exportiert. Die Regierung wirbt auch
in Deutschland um Rohstoffprojekte. Der zentralasiati-
sche Rohstoffmarkt gilt jedoch als wettbewerbsintensiv
und riskant. Dennoch hat z.B. die deutsche HMS Berg-
bau AG angefangen, kasachische Lagerstatten unter an-
derem fir Kupfer und Lithium zu erschlieBen (Schlager,
2024).

Die DR Kongo mit Hauptstadt Kinshasa (nicht zu ver-
wechseln mit Kongo-Brazzaville), gehért zu den wichtigs-
ten Rohstoffproduzenten der Welt. Die Absichtserkldrung
mit der EU konzentriert sich auf kritische und strategi-
sche Rohstoffe im Sinne des CRMA, stellt Finanzmittel
zur Infrastrukturentwicklung in Aussicht, will den illegalen
Rohstoffhandel bekdmpfen und internationale ESG-Stan-
dards beachten (Europadische Kommission, o. D.). Zuletzt
kiindigte die EU-Kommission an, Rohstoffe durch konkre-
te Bergbau-Projekte und -Investitionen partnerschaftlich
und nachhaltig abbauen, verarbeiten und recyclen zu wol-
len. Die Projekte sollen auch wertschopfende Industrien
entwickeln (Europadische Kommission, 2024, 11. Dezem-
ber). Die DR Kongo baut (neben Gold) unter anderem Ko-
balt und Kupfer ab. Chinesische Bergbaugesellschaften
spielen z.B. bei Kupfer die Hauptrolle, Unternehmen aus
der EU keine, Glencore (Schweiz) und lvanhoe Mines (Ka-
nada) Nebenrollen. Seit 2018 verlangt die kongolesische
Regierung eine nationale Mindestbeteiligung von 10 %.
Daneben sind mit dem Nachbarn Sambia im gemeinsa-
men ,Kupferglrtel* Sonderwirtschaftszonen fiir Batte-
rievorprodukte, spater vielleicht sogar fir E-Fahrzeuge
geplant. Konkrete MaBnahmen existieren noch nicht
(Binkert, 2024). Jedoch ist der bedeutende Infrastruktur-
und Transportkorridor, der Lobito-Korridor, inzwischen
saniert, unter anderem mit EU-Geldern. Er vereinfacht es
westlichen Staaten, Kupfer und Kobalt aus der DR Kongo
zu erhalten. Denn eine Gruppe europaischer Logistikun-
ternehmen kontrolliert die Konzession flir eine Zugver-
bindung vom kongolesischen Kolwesi zur angolanischen
Hafenstadt Lobito (Najjar, 2024).
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Allerdings ist die DR Kongo der bislang problematisch-
ste EU-Partner. Das liegt neben der hohen Fragilitdt des
Landes am informellen Kleinbergbau, Rebellengruppen
im Ostkongo und einem angespannten politischen Ver-
haltnis zur EU. Im Kleinbergbau versuchte die kongole-
sische Regierung, die verheerenden Bedingungen per
Gesetz zu verbessern. In der Praxis halten sich aber vie-
le Minenbetreiber und Regierungsvertreter nicht daran.
Unternehmen wie Mercedes-Benz verlangen deshalb,
dass ihre Batteriezellen-Lieferanten nur Kobalt aus zerti-
fizierten Minen nutzen. Doch auch offizielle Minen arbei-
ten haufig mit dem informellen Kleinbergbau zusammen.
Daneben kdmpfen mehr als 100 Rebellengruppen seit
Uber 20 Jahren um die Uberragenden Rohstoffvorkom-
men des Landes. Sie sind fir die Aufstandischen ebenso
wichtige Einnahmequellen wie fir Staatsbedienstete der
DR Kongo, Ruandas und Ugandas. Die beiden dstlichen
Nachbarn unterstitzen ihrerseits Rebellen dabei, sich
in Kongos Osten Minen anzueignen und Rohstoffe lber
die Grenze zu schmuggeln. SchlieBlich ist die EU nicht
Kongos priorisierter Partner. Dessen Regierung versucht
eher, die China-Abhangigkeit durch stérkere Verbindun-
gen in Richtung Saudi-Arabien und Vereinigte Arabische
Emirate zu senken. Flr Empo6rung sorgte z.B., dass die
EU-Kommission auch mit Ruanda eine Rohstoffpartner-
schaft schloss (MatteB, 2024). Tatsdchlich erwdhnt das
MoU zwischen der EU und Ruanda dessen Rolle im Ost-
kongo mit keinem Wort.

Norwegen nimmt Uber den Europdischen Wirtschafts-
raum am Binnenmarkt und an weiteren Gemeinschafts-
aktivitdten wie der Européischen Batterieallianz teil. Allein
hierdurch lassen sich vielfaltige Finanzhilfen ausbauen.
Das MoU erstreckt sich auch auf Batterien und verzahnte,
hochst nachhaltige Wertschopfungsketten (Européische
Kommission, o. D.). 2024 entdeckte das Bergbauunter-
nehmen Rare Earths Norway Vorkommen seltener Erden
in Stidnorwegen. Ihr Abbau kénnte 2030 starten und 10 %
des europaischen Bedarfs decken (lllerhaus, 2024).

Serbien und die EU wollen gemeinsam Wertschop-
fungsketten flr Rohstoffe, Batterien und E-Fahrzeuge
aufbauen. Das MoU stellt dem Westbalkanland hoch-
wertige Arbeitsplatze in allen drei Bereichen und den
EU-Beitritt in Aussicht (Européische Kommission, o. D.).
Zentrales Ziel ist der Lithium-Abbau im westserbischen
Jadar-Tal durch den britisch-australischen Bergbaukon-
zern Rio Tinto bzw. seine Tochtergesellschaft Rio Sava
Exploration. Er scheiterte bisher am Widerstand der ser-
bischen Bevolkerung. Prasident Vuci¢ médchte mit der
Rohstoffpartnerschaft die serbische China-Abhangigkeit
im Bergbau senken und durch die angestrebte EU-Mit-
gliedschaft seine Macht festigen (Muller et al., 2025). Als
strategische Schllsselbranche flir Technologietransfer
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und Wertschopfungstiefe betrachtet er die Autoindustrie.
Insbesondere der Aufbau einer Lithium-Batteriefertigung
soll die E-Mobilitdt im Land vorantreiben. Autohersteller
Stellantis betreibt z.B. in Kragujevac bereits ein Werk
und investiert dort in die Serienproduktion eines Fiat-
Modells mit Elektro- und Hybridantrieb (Wittmann, 2024).
Der Konzern verhandelt daneben mit Rio Tinto Uber einen
Minenzugang im Jadar-Tal. Auch deutsche Maschinen-
bauunternehmen wollen Abbau, Transport und Aufberei-
tung des Rohstoffs unterstiitzen. Die Férderung soll 2028
beginnen (Idem et al., 2024).

Mit der Ukraine einigte sich die EU kurz vor Russlands In-
vasion. Das MoU stellt konkrete Fordermittel der EBRD,
der Européischen Investitionsbank und des Forschungs-
programms Horizon Europe in Aussicht. Daneben prazi-
siert es die technische Unterstitzung der Ukraine, z.B.
durch eine Digitalisierung der Ressourcenerkundung
(Europaische Kommission, o. D.). Nach Blot (2024) exis-
tiert eine Roadmap und die EU unterstitzt die ukrainische
Bergbauindustrie bereits technisch. Seit 2025 sind ukra-
inischen Rohstoffe jedoch Verhandlungsmasse der USA.

Die weiteren EU-Kooperationen seien nur kurz erwéhnt:
In Argentinien und Chile werden noch groBe Rohstoff-
vorkommen vermutet. China hangte die EU hier in den
vergangenen Jahrzehnten bei Handelsbeziehungen, In-
frastrukturentwicklung und Rohstoffférderung ab. Die
EU-Kommission brachte Europa zuletzt in allen drei Be-
reichen zurlick ins Spiel. Bei aktuellen Bergbau-Projekten
fehlen EU-Unternehmen jedoch noch (Neubert, 2024).
Auch zeigt Abbildung 1, dass es in Argentinien und Chile
bisher nennenswert nur um Bor, Kupfer und Lithium ging.
Weitere strategische Rohstoffe mlssen erst erkundet
und erschlossen werden. Dies gilt verstarkt flir Usbeki-
stan und Namibia. Sie erscheinen potenziell rohstoffreich,
bendtigen aber zunachst umfassende und langwierige
Infrastrukturinvestitionen. Neben der in Frage gestellten
Partnerschaft mit Ruanda besteht eine Rohstoffpartner-
schaft mit Sambia, das &hnlich wie die DR Kongo vor al-
lem Kobalt- und Kupfervorkommen bietet, aber auch viele
Probleme seines nérdlichen Nachbarn teilt.

Chancen der EU-Rohstoffpartnerschaften

Aus EU-Sicht férdern die Kooperationen das
Friendshoring — d.h. den Handel mit befreundeten Staa-
ten, die dhnliche Werte teilen — oder zumindest die Risi-
kostreuung. Unter ihren Hauptlieferanten finden sich ne-
ben China z. B. die TiUrkei und Siidafrika mit Lieferanteilen
von 99 % bei Bor bzw. 71 % bei Platin. Diese Klumpenri-
siken lieBen sich durch weitere Rohstoffpartnerschaften
senken, etwa mit Brasilien, Indien, Japan, Malaysia und
den USA. Sie verkaufen der EU schon heute strategische
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Rohstoffe in nennenswertem Umfang (Europadische Kom-
mission, 2023; Kuhn, 2024). Uber groBere nachgewiesene
Reserven verfligen neben Brasilien, Indien und den USA
auch Indonesien, Mexiko, Peru und die Philippinen (U.S.
Geological Survey, 2025). Mit all diesen Landern kénnten
weitere Partnerschaften folgen.

Aus Sicht &rmerer Rohstoff-Férderlander, die unabhangi-
ger von China werden wollen, machen EU-Infrastruktur-
gelder die Partnerschaften attraktiver. Global Gateway un-
terstlitzt z. B. zehn von ihnen - alle auBer Australien, Gron-
land, Kanada und Norwegen (Europdische Kommission,
2024, 3. Mai). Auch der so genannte Mittlere Korridor, der
Transporte von Zentralasien durch den Stdkaukasus in
die EU erleichtern soll, profitiert von dieser Entwicklungs-
hilfe (Schlager, 2024). Weitere Gelder mobilisiert die EU
Uber den Team Europe-Ansatz gemeinsam mit nationalen
Entwicklungsinstitutionen (Blot, 2024). Von den EU-Sub-
ventionen flir strategische Projekte im Rohstoffbereich
kénnten schlieBlich auch Drittstaaten profitieren. Unter
den 170 Projektantrédgen der ersten Runde befanden sich
49 entsprechende Vorhaben (Wolf, 2024b). SchlieBlich
dirfte der kooperative EU-Ansatz ihren Partnern tatsach-
lich zu mehr technischem Wissen, Wertschdpfungstiefe
und qualifizierter Beschaftigung verhelfen.

Grenzen der EU-Rohstoffpartnerschaften

Die erste Férderrunde konzentrierte sich auf 47 strate-
gische Projekte innerhalb der EU. Antrage in Drittstaa-
ten gingen leer aus (Europaische Kommission, 2025).
Dies kodnnte ein Indiz flr ihr nachrangiges politische
Gewicht sein. Ein gréBeres Problem ergibt sich aus
systemischen Unterschieden. Die Bergbaugesellschaft
Rio Tinto z.B. wird nicht staatlich kontrolliert. Vielmehr
dominieren bei ihr die drei Vermdgensverwalter Sta-
te Street, Vanguard und BlackRock (Rio Tinto, 2025).
Westliche Aktiengesellschaften, die langfristige Risiken
wie den Rohstoff-Abbau eingehen und Uberwiegend
in privater Hand liegen, missen hohe Kapitalertrage
erwirtschaften, um Investoren zu finden. lhre Gewin-
ne und Kurse leiden umgekehrt, wenn die Rohstoff-
preise fallen — so geschehen zwischen 2015 und 2019
bei den drei GroBkonzernen BHP, Rio Tinto und Vale.
Langfristig orientierte, riskante GroBinvestitionen sind
unter diesen Umstanden kaum finanzierbar. Staatlich
kontrollierte, chinesische Bergbaugesellschaften wie
Zijin Mining und CMOC miUissen dagegen kaum Profit
erwirtschaften und kdénnen billige Staatsgelder inves-
tieren. Der einfache Kapitalzugang und fehlende ESG-
Standards machen sie auch schneller: So benétigte die
staatliche Bergbaugesellschaft CNMC keine vier Jahre,
um in der DR Kongo eine Kupfer- und Kobaltmine auf-
zubauen - von der Vereinbarung des Gemeinschafts-

unternehmens bis zur Rohstoffverschiffung. An einem
vergleichbaren Projekt arbeiten Rio Tinto und BHP in
Arizona seit 2013 mit bisher offenem Ende. Obwohl die
USA im Vergleich zur EU als unblrokratischer gelten
und Prasident Trump Nachhaltigkeitsstandards wie den
Foreign Corrupt Practices Act auBer Kraft setzte, muss
im US-Kapitalmarkt jedes Vorhaben aus sich heraus
den Aktionadren attraktiv erscheinen (The Economist,
2025). Etwas anderes gilt nur ausnahmsweise, wenn
westliche Minenbetreiber wie die schwedische LKAB
zu 100 % in staatlicher Hand liegen.

Strenge Nachhaltigkeitsregeln erhéhen in entwickelten
Landern wie Kanada die Lohn-, Umwelt- und Verwal-
tungskosten erheblich im Vergleich zu chinesischen
Minen in Schwellen- und Entwicklungslandern. In fra-
gilen L&ndern wie der DR Kongo koénnen westliche
ESG-Standards manchen Beobachtern zufolge die
Forderbedingungen sogar verschlechtern: lhre Berg-
bauunternehmen und Einkaufer hatten sich von dort
zuriickgezogen oder gar nicht erst vor Ort betétigt. Die
an ihrer Stelle agierenden chinesischen Vertreter han-
delten weniger nachhaltig (Binkert, 2024). Nach Carry
et al. (2024) nehmen die Rohstoffpartner die EU haufig
als Akteur wahr, der hohe Nachhaltigkeitsanforderun-
gen stelle, aber kaum europédische Unternehmen flr
konkrete Investitionen in ihrer Bergbau- und Verarbei-
tungsindustrie fande.

Grundsatzlich fragt sich schlieBlich, wie rechtlich unver-
bindliche Absichtserklarungen voller Standardfloskeln
Europas Rohstoffsicherheit verbessern. Klar definier-
te, landesspezifische MaBnahmen erscheinen zielflih-
render. Korn et al. (2024) empfehlen z.B., auslandische
Bergbaufirmen zu verpflichten, technisches Wissen zu
transferieren und Ortliche Arbeitskrafte zu beschéafti-
gen, um die Modernisierung der rohstoffreichen Lan-
der voranzubringen. Auch konkrete Ausfallgarantien fir
Kredite seien hilfreich. Es misse transparenter werden,
welche Foérdertdopfe fir Unternehmen im Rohstoffbe-
reich in Frage kdmen und welche konkreten Nachhal-
tigkeitsanforderungen gélten. SchlieBlich sei rechts-
verbindlich festzuschreiben, dass ortliche (indigene)
Gemeinschaften eingebunden wirden. Nach Carry
(2024) sollte die Europaische Union einen eigenstan-
digen EU-Rohstofffonds auflegen und vor allem Berg-
baugesellschaften fordern, die Lagerstatten erkunden.
Diese riskante Tatigkeit leide besonders unter privatem
Kapitalmangel. Geld fir gemeinsame Rohstoffprojekte
kénnten auch Organisationen wie die G7 beisteuern.
Speziell mit kanadischen Unternehmen lohne sich die
Zusammenarbeit in Drittlandern, da dort bereits viele
kanadische Bergbaufirmen aktiv seien und Uber lokale
Kenntnisse verfugten.
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Zusammenfassung und Ausblick

Mit dem Critical Raw Materials Act (CRMA) will sich die EU bei
wichtigen, aber knappen Rohstoffen unabhéngiger machen -
vor allem von China. Dazu dienen auch Strategische Partner-
schaften mit Drittstaaten. Bisher existieren Absichtserkla-
rungen mit Argentinien, Australien, Chile, Grénland, Kanada,
Kasachstan, der Demokratischen Republik (DR) Kongo, Na-
mibia, Norwegen, Ruanda, Sambia, Serbien, der Ukraine und
Usbekistan. So unterschiedlich wie diese Lénder sind auch
die Ergebnisse und Potenziale der Kooperationen. Zugig soll-
ten weitere konkrete Projekte, verbindliche Finanzierungen
und Partnerschaften folgen. Um fiir die Ziellinder mindes-
tens so attraktiv zu sein wie China und private Investitionen
anzuziehen, bendtigen insbesondere risiko- und kapitalin-
tensive Explorations- und Abbau-Projekte EU-Subventionen.
Dennoch bleiben Zielkonflikte — etwa zwischen Schnelligkeit
und Einbindung samtlicher Stakeholder oder zwischen hoher
Nachhaltigkeit und wettbewerbsfahigen Kosten.
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Abstract: The Critical Raw Materials Act seeks to make the EU less dependent on important but scarce raw materials — especially from
China. Strategic partnerships with third countries also serve this purpose. So far, Memoranda of Understanding have been signed with
Argentina, Australia, Canada, Chile, Greenland, Kazakhstan, the Democratic Republic of Congo, Namibia, Norway, Rwanda, Serbia,
Ukraine, Uzbekistan and Zambia. Results and potential of the treaties are as diverse as these countries. Further tangible projects, bind-
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Die Finanzierung der Hochschulbildung in
Deutschland - eine neue Tiefenanalyse

Studium und Lehre in Deutschland werden in einem komplexen Geflecht von privaten Akteuren
und offentlichen Institutionen finanziert. Inwiefern teilen sich der 6ffentliche und private Sektor
diese Finanzierungsaufgaben? In einer Studie wurden die 6ffentlichen und privaten Ausgaben
fir das Jahr 2023 detailliert analysiert und mit Daten aus 2004 verglichen, um die Transparenz
und Steuerbarkeit des Systems zu bewerten. Es zeigt sich, dass Reformen dringend geboten
sind, da das System weiterhin Defizite in Effektivitat, Effizienz und Transparenz aufweist.

Die Finanzierung von Hochschulbildung in Deutschland ist
eine Aufgabe, die sich der &ffentliche und private Sektor tei-
len. Die getatigten Ausgaben - vor allem die des 6ffentlichen
Sektors - sind auf den ersten Blick recht gut dokumentiert:
So berichten z. B. das Statistische Bundesamt, der Deutsche
Bundestag und die Studierendenférderungswerke regelma-
Big Uber die Mittel, die an Hochschulen und staatlich gefor-
derte Studierende flieBen (Statistisches Bundesamt, 2024;
Deutscher Bundestag, 2023; Konrad Adenauer Stiftung,
2024). Das ist auch gut so, da es zu den Aufgaben des 0f-
fentlichen Sektors gehort, Gber die Verwendung 6ffentlicher
Mittel Rechenschaft abzulegen, was z.B. auch in den Funk-
tionen und Grundsétzen des 6ffentlichen Haushalts kodifi-
ziert ist (Brimmerhoff & Buttner, 2018). Allerdings erfassen
die oben genannten und andere Berichtsquellen nur einen
Teil der tatsachlichen 6ffentlich bereitgestellten Mittel fur die
Hochschulbildung. Ein beachtlicher Teil der Ressourcen, die
Uber den offentlichen Sektor in die Hochschulbildung flie-
Ben, ist beinahe unsichtbar und kann - je nach gewlinschter
analytischer Tiefe — nur durch aufwandige Datenrecherchen
und Berechnungen sichtbar gemacht werden. Eine solche
Tiefenanalyse flr Deutschland und flinf weitere europaische
Lander konnte im Zeitraum 2007/2008 im Rahmen eines
EU-finanzierten Projekts durchgeflihrt werden (Schwarzen-
berger, 2008a; Gwos¢ & Schwarzenberger, 2009). Die dabei
ermittelten Ergebnisse wurden nun als Teil eines eigenen
Forschungsprojekts flir Deutschland aktualisiert.
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fentlicht (creativecommons.org/licenses/by/4.0/deed.de).
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Das methodische Vorgehen blieb dabei unverandert
und ist in Schwarzenberger (2008b) sowie Gwos¢ und
Schwarzenberger (2009) ausfihrlich beschrieben. Beson-
ders wichtige Analyseeinheiten sind dabei vier grundle-
gende staatliche Forderkategorien:

1. Die institutionelle Férderung beinhaltet staatliche Zu-
weisungen an offentliche Hochschulen zur Finanzie-
rung ihres Lehrangebots.!

2. Die direkte monetére Unterstitzung besteht aus un-
gebundenen monetaren Transfers, die unmittelbar an
Studierende gerichtet sind. Dazu gehdren beispiels-
weise der BAf6G-Zuschuss,? Stipendien von Studie-
rendenférderungswerken, Hinterbliebenenleistungen
der gesetzlichen Sozialversicherung (Waisenrente und
Waisengeld (Middendorff et al., 2017)) oder das Wohn-
geld (Deutsches Studierendenwerk, 2024).

3. Die direkte nicht-monetdre Unterstiitzung ist ebenfalls
an Studierende gerichtet, kommt diesen jedoch in Form
von Sachleistungen (Realtransfers) zugute. Diese entste-
hen dadurch, dass Waren oder Dienstleistungen nicht
zu ihrem Marktpreis, sondern zu einem staatlich sub-
ventionierten Preis abgegeben werden. Im Bereich der
gesetzlichen Sozialversicherung ist dies beispielsweise
der beitragsfreie oder beitragsreduzierte Schutz in der

1 Inden beiden zugrundeliegenden Studien wurden 6ffentliche und pri-
vate Forschungsausgaben nicht beriicksichtigt.

2 Die derzeitige BAf6G-Forderung fur Studierende besteht jeweils zur
Halfte aus einem Zuschuss und aus einem Darlehen (Bundesminis-
terium der Justiz, 2024a). Nach der hier verwendeten Methode wird
nur der Zuschussanteil des BAf6G als staatliche Férderung betrach-
tet. Der Darlehensanteil ist zwar auch eine staatliche Unterstiitzungs-
leistung, diese muss aber von den Empféangern spater grundsatzlich
wieder zurlickgezahlt werden. Der BAf6G-Darlehensanteil wird des-
wegen den privaten Ausgaben fir Hochschulbildung zugerechnet.
Ausfélle und Erlasse von falligen BAfoG-Darlehensriickzahlungen
werden wiederum als staatliche Leistungen klassifiziert, da diese vom
Kollektiv der Steuerzahler kompensiert werden miissen.
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Kranken- und Pflegeversicherung fir Studierende (Bun-
desministerium der Justiz, 2024e; 2024f). Die staatlichen
Hochschulen bzw. die 6rtlichen Studierendenwerke
bieten zu subventionierten Preisen Plétze in Studenten-
wohnheimen, Verpflegung in Cafeterien und Mensen,
Beratungsdienste oder Kinderbetreuungsleistungen an
(Deutsches Studierendenwerk, 2023). Von den 6&ffentli-
chen Verkehrsbetrieben erhalten Studierende Transport-
leistungen im Nah- und Regionalverkehr zu verglinstigten
Preisen (Bundesministerium der Justiz, 2024b; 2024c).

4. Die indirekte monetére Unterstiitzung kommt den Eltern
von Studierenden aufgrund des Ausbildungsstatus
ihrer Kinder zugute. Sie besteht zum einen aus kind-
bezogenen Zahlungen wie z.B. dem Kindergeld, das
die Eltern bis zum 25. Lebensjahr ihres studierenden
Kindes erhalten (Bundesministerium der Justiz, 2024g;
2024h), Zuschlagen zu Lohnersatzleistungen wie dem
Arbeitslosengeld| und Kurzarbeitergeld (Bundesminis-
terium der Justiz, 2024d) oder Zuschlagen und Beihil-
fezahlungen fir verschiedene Berufsgruppen des 6f-
fentlichen Dienstes. Zum anderen profitieren die Eltern
von verschiedenen Befreiungstatbestédnden bei der
Einkommensteuer sowie der Kirchensteuer und dem
Solidaritdtszuschlag (Bundesministerium der Justiz,
2024g; Bundesministerium der Finanzen, 2024).

Ausgaben fiir Hochschulbildung im Jahr 2023

Die staatlichen Leistungen flir Hochschulbildung, die in
Deutschland im Jahr 2023 gewéahrt wurden, sind in Tabelle 1
in 1.000 € und als Prozentsatz der Gesamtleistungen darge-
stellt. Neben der institutionellen Férderung flir Hochschulen
sind auch die zuvor beschriebenen Leistungskategorien fir
die personenbezogene Forderung enthalten. Insgesamt hat
der Staat 35,991 Mrd. € (ohne Forschungsausgaben) aufge-
wendet, wobei in dieser Summe nicht nur die Ausgaben des
offentlichen Sektors erfasst sind, sondern auch seine steuer-
lichen Mindereinnahmen, die sich durch die oben skizzierten
steuerlichen Befreiungstatbesténde fir die Eltern von Stu-
dierenden ergeben haben. Bei den Leistungen fir Studieren-
de und ihre Eltern wurde versucht, mdglichst alle Leistungen
zu quantifizieren, fir deren Gewahrung der Studierendensta-
tus konstitutiv war. Manche Leistungen konnten jedoch aus
Mangel an Daten nicht ermittelt werden, wie z.B. die Kinder-
komponente beim Blrgergeld fir die Eltern von Studieren-
den. Dennoch bietet Tabelle 1 einen umfassenden Uberblick
Uber die Vielfalt und den Umfang staatlicher Leistungen. Die
Veranderungen des Leistungsumfangs in den einzelnen Ka-
tegorien gegenliber dem Jahr 2004 sind in der letzten Spalte
in Prozentpunkten angegeben.

Fiir einen besseren Uberblick sind die Einzelkategorien in
Abbildung 1 stéarker aggregiert dargestellt. Die institutionel-
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len Ausgaben des Staates fiir die Hochschullehre im Jahr
2023 machen beinahe zwei Drittel (64 %) der &ffentlichen
Gesamtausgaben flir Hochschulbildung aus und dominie-
ren damit das Budget. Die indirekte monetéare Unterstit-
zung bildet die zweigréBte Ausgabenkategorie. Kindbezo-
gene Zahlungen an und Steuererleichterungen fiir die Eltern
von Studierenden belaufen sich zusammen auf 17 % der
gesamten offentlichen Leistungen. Innerhalb der perso-
nenbezogenen Férderung ist die indirekte monetére Unter-
stlitzung die bedeutendste Kategorie und verdeutlicht das
Konzept der elterlichen Unterhaltspflicht gegentiber den
studierenden Kindern. Die Subventionen firr beitragsfreie
und beitragsreduzierte Kranken- und Pflegeversicherung
fiir Studierende betragen 9 % der 6ffentlichen Gesamtleis-
tungen. Zusammen mit den Anteilen flr studentische Ein-
richtungen (2 %) und offentliche Transportleistungen (1 %)
erhalten die Studierenden 12 % des staatlichen Budgets fir
Hochschulbildung unmittelbar in nicht-monetérer Form. Die
restlichen 7 %, die sich aus Zuschlissen und Darlehenssub-
ventionen fir Studierende zusammensetzen, werden ihnen
als direkte monetare Unterstltzung gewahrt. Damit richten
sich lediglich 19% der gesamten staatlichen Leistungen
unmittelbar an Studierende.

Die privaten Ausgaben fiir Hochschulbildung wurden auf
Basis der 22. Sozialerhebung, die unter den Studieren-
den in Deutschland durchgefiihrt wurde, ermittelt (Kroher
et al., 2023). Die Ausgaben der Studierenden werden da-
bei auch durch Mittel finanziert, die sie von ihren Eltern,
dem Partner, anderen Verwandten oder von Arbeitgebern
in Form von Darlehen oder Zuschissen erhalten haben.
Zur Ermittlung der privaten Ausgaben fiir Hochschulbil-
dung wurden aus den Ausgaben der Studierenden jene
Bestandteile herausgerechnet, die sie oder ihre Eltern als
Transfers vom &ffentlichen Sektor bezogen haben. Hierzu
gehdren zum einen staatliche Transferzahlungen, die in
der direkten monetéren Unterstlitzung enthalten sind (z. B.
BAf6G-Zuschisse, Stipendien). Zum anderen wurde auch
die indirekte monetare Unterstitzung subtrahiert, da hier
unterstellt wird, dass die 6ffentlichen Leistungen, die an die
Eltern der Studierenden gerichtet sind, von diesen vollstan-
dig an ihre studierenden Kinder weitergereicht werden.®
Die direkte nicht-monetére Unterstitzung wurde hingegen
nicht von den studentischen Ausgaben abgezogen, da die
Studierenden die Leistungen, die in diese Kategorie fallen
(wie z.B. Transportsubventionen), im Rahmen der Sozial-
erhebung nicht als Bestandteil ihrer Einnahmen angeben
konnten. Nach dieser Methode beliefen sich die privaten
Ausgaben fir Hochschulbildung im Referenzjahr 2023 auf
23,815 Mrd. €. Die Gesamtausgaben des 6ffentlichen und
privaten Sektors zusammen betrugen damit 59,806 Mrd. €.

3 Diese Annahme dient einer notwendigen Komplexitatsreduktion, ist in
der Realitét aber nicht immer erfullt.
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Tabelle 1
Staatliche Leistungen fiir Hochschulbildung 2023

Kategorie

Veranderung
Betrag in gegenlber 2004 in
1.000 € Anteilin %  Prozentpunkten

Institutionelle Férderung

Hochschullehre 23.024.433 64,0 5,5
Direkte monetére Unterstltzung

BAf6G-Zuschiisse 1.453.879 4,0 -0,5
Stipendien von Studierendenférderungswerken 233.338 0,6 0,1
Deutschlandstipendium 33.244 0,1 -
Waisenrenten der gesetzlichen Rentenversicherung und gesetzlichen Unfallversicherung, Waisengeld 166.113 0,5 -0,5
nach Beamten- und Soldatenversorgungsrecht

Allgemeines Wohngeld fur Studierende 74.256 0,2 -0,2
Arbeitslosengeld | fur Studierende 2.813 0,01 0
Zinssubvention fiir das BAf6G-Staatsdarlehen 99.118 0,3 -0,2
Darlehensteilerlasse beim BAf6G-Staatsdarlehen 431118 1,2 0,6
Unerwuinschter Riickzahlungsausfall beim BAf6G-Staatsdarlehen 66.891 0,2 0,1
Summe direkte monetére Unterstiitzung 2.560.770 71 -0,6
Direkte nicht-monetére Unterstitzung

Subvention fir beitragsfreie Familienmitversicherung in der gesetzlichen Krankenversicherung 2.069.717 5,8 -1,5
Subvention fiir beitragsreduzierte Versicherung in der gesetzlichen Krankenversicherung 736.491 2,0 -0,3
Subvention fir beitragsfreie Familienmitversicherung in der gesetzlichen Pflegeversicherung 472.416 1,3 0,4
Subvention fir beitragsreduzierte Versicherung in der gesetzlichen Pflegeversicherung 97.820 0,3 0,1
Subventionen fir studentische Einrichtungen 787149 2,2 -1,8
Subventionen fir Transportleistungen 203.452 0,6 -0,2
Summe direkte nicht-monetére Unterstiitzung 4.367.045 12,1 -3,3
Indirekte monetére Unterstitzung

Kindergeld (Eltern auBerhalb des &ffentlichen Dienstes tétig) 3.595.047 10,0 1,5
Kindergeld (Eltern im 6ffentlichen Dienst tatig) 725.302 2,0 -0,8
Familienzuschlage im 6ffentlichen Dienst 215.169 0,6 -1
Beihilfezahlungen fir Kinder von Beamten und Richtern 319.416 0,9 -0,3
Kinderzuschlag beim Arbeitslosengeld 19.421 0,1 -01
Kinderzuschlag beim Kurzarbeitergeld 2.044 0,01 0,007
Kinderzulage bei der Altersvorsorgezulage 101.288 0,3 0,23
Steuerentlastung durch Kinderfreibetradge gemaB § 32 EStG 171.226 0,5 -0,1
Steuerentlastung fur Alleinerziehende gemanB § 24b EStG 89.414 0,2 0
Steuerentlastung durch Unterhaltsfreibetrag gemaB § 33a Abs. 1 EStG 572.957 1,6 0,6
Steuerentlastung durch Sonderbedarfsfreibetrag geméas § 33a Abs. 2 EStG 89.000 0,2 -0,8
Steuerentlastung bei Zuschlagsteuern (Solidaritatszuschlag und Kirchensteuer) 138.609 0,4 -0,3
Summe indirekte monetére Unterstiitzung 6.038.893 16,8 1,7
Gesamtsumme 35.991.142 100

Quelle: eigene Berechnungen auf Basis verschiedener Quellen.

Die Ausgaben fiir Hochschulbildung im Zeitvergleich

Werden die Gesamtausgaben fiir Hochschulbildung von
2004 und 2023 miteinander verglichen, zeigt sich zu-

néchst, dass das Niveau von 30,162 Mrd. € auf 59,806
Mrd. € gestiegen ist (Gwos¢ & Schwarzenberger, 2009).
Dies entspricht einem Zuwachs von 98 %. Ein Zeitver-
gleich der Zusammensetzung der Gesamtausgaben ist in
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Abbildung 1

Struktur der 6ffentlichen Ausgaben fiir
Hochschulbildung 2023

in 1.000 €, Anteile in %
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Quelle: eigene Berechnung.

Abbildung 2 enthalten. Der &ffentliche Sektor Gbernahm
im Jahr 2023 60 % der Gesamtausgaben fiir Hochschul-
bildung, wéhrend der private Sektor die verbleibenden
40 % finanzierte. Verglichen mit den Ergebnissen des Be-
richtsjahres 2004 hat sich der Anteil des 6ffentlichen Sek-
tors damit um 4 Prozentpunkte erhéht und der des pri-
vaten Sektors im gleichen AusmaB reduziert. Eine mdg-
liche Erklarung fir diese moderate Strukturverédnderung
koénnte in Zusammenhang mit der Zusammensetzung der
staatlichen Férderung in Abbildung 3 gegeben werden.

Eine Analyse der Zusammensetzung der staatlichen For-
derung zeigt, dass 2023 64 % der 6ffentlichen Leistungen
an Hochschulen flossen, um deren Lehrangebote zu finan-
zieren. Die restlichen 36 % waren Leistungen fir private
Haushalte, d. h. flr Studierende und ihre Eltern. Im Zeitver-
gleich ist die institutionelle Férderung damit um 6 Prozent-
punkte gestiegen und die personenbezogene Fdrderung
im gleichen AusmaB gesunken. Fir das relative Wachstum
der institutionellen Férderung kdnnten verschiedene Initi-
ativen von Bund und L&ndern im Bereich der Hochschul-
lehre verantwortlich sein. Nach 2004 wurden mehrere Pro-
gramme und Pakte initiiert, wie z. B. der Qualitatspakt Leh-
re und das Programm ,Innovation in der Hochschullehre®,
die das Ziel verfolgen, die Hochschullehre zu verbessern
(GWK, 2025a). Darliber hinaus sollten beispielsweise mit
dem Hochschulpakt 2020 die Voraussetzungen fir zuséatz-
liche Studienanfénger geschaffen werden (GWK, 2025b).
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Abbildung 2

Struktur der Gesamtausgaben fiir Hochschulbildung
2004 und 2023

Anteile in %
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B Offentlicher Anteil [ Privater Anteil

Quelle: eigene Berechnung.

Abbildung 3
Struktur der 6ffentlichen Leistungen fiir
Hochschulbildung 2004 und 2023
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Quelle: eigene Berechnung.

Abbildung 4
Struktur der 6ffentlichen personenbezogenen
Leistungen fiir Hochschulbildung 2004 und 2023
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Quelle: eigene Berechnung.
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Die Struktur der personenbezogenen staatlichen Leistungen
zeigt Abbildung 4. 20% dieser Leistungen flossen 2023 an
Studierende in Form von Geldleistungen wie den BAf6G-
Zuschissen oder Stipendien (direkte monetare Férderung).
Gut ein Drittel (34 %) erhielten die Studierenden als preissub-
ventionierte Sachleistungen wie z. B. Krankenversicherungs-
schutz oder Verpflegung in Mensen und Cafeterien (direkte
nicht-monetére Férderung). Der bei weitem gréBte Anteil ei-
ner Einzelkategorie, ndmlich 47 % der personenbezogenen
offentlichen Leistungen, war an die Eltern von Studierenden
gerichtet und bestand aus kindbezogenen Zahlungen und
Steuererleichterungen (indirekte monetare Férderung).*

Im Lauf der Zeit haben sich auch bei den personenbezo-
genen staatlichen Leistungen strukturelle Anderungen er-
geben. Zwischen 2004 und 2023 ist die direkte monetare
Férderung marginal um einen Prozentpunkt gestiegen. Die
direkte nicht-monetére Férderung ist dagegen um 3 Pro-
zentpunkte gesunken. SchlieBlich hat die indirekte Forde-
rung um 3 Prozentpunkte zugenommen. In Verbindung mit
den Daten aus Tabelle 1 zeigt sich dabei, dass die Bedeu-
tungsabnahme der direkten nicht-monetéren Férderung
vor allem auf eine relative Abnahme der Férderung von
studentischen Einrichtungen (minus 1,8 Prozentpunkte der
staatlichen Gesamtausgaben fiir Hochschulbildung) und
der beitragsfreien gesetzlichen Krankenversicherung (mi-
nus 1,5 Prozentpunkte) zurlickzuflhren ist.

Bewertung der Finanzierung von Hochschulbildung
in Deutschland

Zur Bewertung der Hochschulsystemfinanzierung werden
- dhnlich wie flir die Vorgangerstudie von 2007/2008 - die
Ziele Effektivitat, Effizienz und Transparenz sowie darliber
hinaus das Ziel der Steuerbarkeit herangezogen (Gwos¢ &
Schwarzenberger, 2009). Dabei ist darauf hinzuweisen, dass
die Bewertung nicht die gleiche analytische Tiefe erreichen
kann wie die oben prasentierte Datenanalyse.®

Effektivitét ist in der Okonomik ein traditionelles Ziel und
meint die Eignung von Instrumenten zur Erreichung eines
gesetzten Ziels. In diesem Fall geht es um die Frage, ob die
eingesetzten fiskalischen Instrumente (vor allem Steuern
und Kredite) geeignet sind, staatliche Hochschulen und 6f-
fentlich gefoérderte Studierende hinreichend zu finanzieren
bzw. zu alimentieren. Die damalige Analyse offenbarte, dass
Deutschland im internationalen Vergleich mit finf anderen

4 Durch Runden der Werte addieren sich die drei Kategorien auf 101 %.

5 Hierfir missten zunachst das Zielsystem der Hochschulsystemfi-
nanzierung mit Ober- und Unterzielen definiert und operationalisiert
und der Zielerreichungsgrad ermittelt werden. Dies wiirde eine eigene
Tiefenanalyse erfordern, die an dieser Stelle nicht geleistet werden
kann. Stattdessen werden einige datengestitzte Plausibilitatsiiberle-
gungen angestellt.

europdischen Landern (England, Niederlande, Norwegen,
Spanien und Tschechische Republik) den geringsten Anteil
staatlicher Ausgaben flir Hochschulen und den héchsten
Anteil staatlicher Leistungen firr private Haushalte aufwies
(Schwarzenberger & Gwos¢, 2008; Gwos¢ & Schwarzenber-
ger, 2009). Fur die staatlichen Hochschulen in Deutschland
wurde dies als eine von mehreren Ursachen fir ihre anhal-
tende Unterfinanzierung, besonders im Bereich der Lehre,
gewertet; ein Phdnomen, das zuvor bereits in anderen Un-
tersuchungen ermittelt wurde (Wissenschaftsrat, 2008; Bert-
hold et al., 2007; HRK, 2006; Wissenschaftsrat, 2006). Nach
den aktuellen Daten ist zwar der Anteil staatlicher Ausgaben
fiir Hochschulen in Deutschland zwischen 2004 und 2023
um 6 Prozentpunkte gestiegen, dennoch diirfte dies das Un-
terfinanzierungsproblem nicht geldst haben. Dies gilt umso
mehr als Inflation, Tarifsteigerungen und Ausgabenkiirzun-
gen im o&ffentlichen Sektor aktuell zusatzlichen finanziellen
Druck auf die Hochschulen erzeugen (Arnold & Maennig-
Fortmann, 2023; Vallbracht, 2024; Warnecke, 2024).6 Das Ziel
einer effektiven Finanzierung von Hochschullehre wird mit
dem vorhandenen Instrumentarium wohl weiterhin verfehlt,
weniger aufgrund einer generellen Ungeeignetheit der Inst-
rumente, sondern unzureichender Mittelzuweisungen.

Die Frage der Effektivitat stellt sich auch flir die personenbe-
zogene staatliche Férderung. Hier féllt auf, dass die Foérde-
rung fur die Eltern von Studierenden mit 47 % den gréBten
Anteil einer Einzelkategorie hat. Eltern haben gegenulber ih-
ren studierenden Kindern eine Unterhaltspflicht, zumindest,
solange diese eine Erstausbildung absolvieren. Die groBe
Mehrheit der Eltern kommt dieser Pflicht wohl auch nach.
So erhielten im Sommersemester 2021 67 % aller Studie-
renden in Deutschland Geld- und/oder Sachleistungen von
ihren Eltern/Partnern, und diese Unterstlitzung machte bei
den Empféngern durchschnittlich 57 % ihrer monatlichen
Gesamteinnahmen aus (Gwos¢, 2024). Dies verdeutlicht die
groBe Bedeutung der elterlichen Unterstiitzung fir ihre stu-
dierenden Kinder und kénnte auch — vor dem Hintergrund
einer Verteilungsnorm zur Bedarfsgerechtigkeit — eine ge-
wisse staatliche Kompensation fiir die Eltern rechtfertigen
(Enste et al., 2013). Ob der Anteil von 47 % daflir angemes-
sen, zu hoch oder sogar zu gering ist, kann allerdings nicht
ohne weiteres beurteilt werden, da hierfir kein einfacher
objektiver MaBstab verfligbar ist.” In der Vorgéngerstudie
lieferte der internationale Vergleich einen gewissen MaB-
stab. Dieser zeigte, dass die indirekte monetére Férderung

6 Ein Blick auf die Vorgangerstudie zeigt dabei, dass Deutschland
selbst mit einem Ausgabenanteil fir Hochschulen von aktuell 64 %
im internationalen Vergleich immer noch deutlich den geringsten Pro-
zentsatz aufweisen wirde.

7 Fur die obige Analyse mussten nicht nur die kategorialen verteilungs-
politischen Normen fiir die Studierenden- und Elternférderung be-
kannt und operationalisiert sein. Darliber hinaus musste auch eine
theoretische Referenz fiir einen optimalen Policy-Mix zwischen Geld-
und Sachleistungen existieren, die es jedoch bislang nicht gibt.
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in Deutschland mit damals noch 44 % bereits auBergewdhn-
lich hoch war.® Ein hohes MaB an staatlicher Forderung flr
die Eltern fiihrt dann zu einem Effektivitatsproblem, wenn
diese - trotz einer bestehenden Unterhaltspflicht — ihre stu-
dierenden Kinder gar nicht oder weniger unterstiitzen wol-
len, als es das Unterhaltsrecht vorsieht.® Wirden diese El-
tern von staatlicher Férderung aufgrund des Studierenden-
status ihrer Kinder profitieren, wére dies eine missbrauchli-
che und damit ineffektive Mittelverwendung. Dieses Risiko
kénnte zumindest begrenzt werden, indem der Anteil von
Férderung fir die Eltern reduziert und diese stattdessen di-
rekt den studierenden Kindern zugeteilt wiirde.

Um die Frage nach der Effizienz der Hochschulsystemfinan-
zierung fundiert zu beantworten, wére eine Untersuchung
notwendig, ob das Finanzierungssystem seine Ziele nach
dem 6konomischen Prinzip erreicht. In der Variante des Mini-
mumprinzips beispielsweise sollten dann gegebene Ziele zu
geringstmdglichen Kosten erreicht werden. Dies wirde eine
detaillierte Analyse erfordern, die in diesem Rahmen nicht
moglich ist. Generell lasst sich jedoch feststellen, dass die
hohe Zahl an staatlichen Unterstitzungsleistungen und die
Vielzahl von Quellen, aus denen diese stammen, eine um-
fangreiche Bulrokratie zu deren Bearbeitung beansprucht
und zahlreiche verwaltungsinterne Abstimmungsprozesse
erfordert. Unter Beriicksichtigung der bekannten Effizienz-
probleme von Verwaltungen im Allgemeinen und 6ffentlichen
Verwaltungen im Besonderen (Niskanen, 1994; Migué &
Bélanger, 1974), liegt die Vermutung nahe, dass die Verwal-
tungskosten des Finanzierungssystems nicht die geringst-
mdglichen sind (Gwos¢ & Schwarzenberger, 2009).

Transparenz ist eine wesentliche Voraussetzung fir ein effi-
zientes Finanzierungssystem flr Hochschulbildung, da hier-
durch eine bessere politische und administrative Kontrolle
erreicht werden kann und die potentiellen Nutzer von 6ffent-
lichen Leistungen einen besseren Uberblick {iber das ihnen
zur Verfligung stehende Angebot bekommen. Transparenz
wird mit dem aktuellen System weiterhin nicht erreicht. Fir
die Unterstlitzung der privaten Haushalte existieren zwar
Leistungen wie z.B. das BAf6G und Stipendien, die sowohl
von den Empféangern, Politikern als auch von der interessier-
ten Offentlichkeit gut beobachtet werden kénnen. Die Ana-
lyse hat jedoch gezeigt, dass unter Einbeziehung aller quan-
tifizierbaren Unterstitzungsleistungen das Finanzierungs-
system besonders komplex ist — dies konnte schon flr die
Vorgéngerstudie im internationalen Vergleich gezeigt werden
(Schwarzenberger, 2008c). Das deutsche Finanzierungssys-
tem basiert auf einer Vielzahl von Einzelleistungen, die ganz

8 Den zweithdchsten Wert in dieser Férderkategorie wies Tschechien
mit 18 % auf (Schwarzenberger, 2008c).

9 Zur exemplarischen Evidenz von Studierenden, die ihre Eltern auf Un-
terhalt verklagen siehe Riemann (2016).
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unterschiedlichen Subsystemen entstammen, wie z.B. dem
Steuersystem, samtlichen Zweigen des gesetzlichen Sozi-
alversicherungssystems oder dem o6ffentlichen Transport-
wesen. Viele der Leistungsquellen haben dabei nicht einmal
das primére Ziel der Finanzierung von Hochschulbildung. Es
handelt sich also um ein hochkomplexes System mit unter-
schiedlichen Zielorientierungen und Foérderprinzipien. Die
Tatsache, dass viele der hier prasentierten &ffentlichen Leis-
tungen nur unter erheblichem Recherche- und Kalkulations-
aufwand n@herungsweise geschétzt werden konnten, ist ein
zusatzlicher Hinweis auf mangelnde Transparenz.

Die Steuerbarkeit der Hochschulsystemfinanzierung ist ein
instrumentelles Ziel. Hierunter kann die Fahigkeit verstan-
den werden, dass die politischen Handlungs- und Entschei-
dungstrager das System von einem aktuellen Zustand mit
bestimmten Zielwirkungen innerhalb eines als notwendig
erachteten Zeitraums in einen beliebigen anderen Zustand
mit veranderten Zielwirkungen Uberfiihren kénnen. Es han-
delt sich hierbei um eine grundlegende mittel- und langfris-
tige Funktionsbedingung des Systems. Eine hinreichende
Steuerbarkeit des Systems muss bezweifelt werden. In der
Vorgéngerstudie konnte z.B. im Rahmen einer Mikrodaten-
Simulation gezeigt werden, dass in Deutschland die direkt-
monetére Férderung und die indirekt-monetére Forderung
einander entgegengesetzte Wirkungen entfalten, indem
die erste Kategorie soziale Disparitaten unter Studieren-
den reduziert, wéhrend die zweite Kategorie diese verstarkt
(Schwarzenberger, 2008c¢). Diese Effekte mdgen sich im Jahr
20283 vielleicht etwas in ihrer jeweiligen Starke, nicht aber in
ihrer Richtung gedndert haben, da die daflir kausalen Kréafte
weiterhin wirken. Da sich die genannten Zielwirkungen zu-
mindest teilweise neutralisieren, kann dies als Hinweis darauf
betrachtet werden, dass das System offenbar nicht in der La-
ge ist, im Hinblick auf die soziale Dimension der Finanzierung
von Hochschulbildung klare Steuerungseffekte zu bewirken.

Fazit

Die Finanzierung von Hochschulbildung ist in Deutschland
de facto im Wesentlichen immer noch eine Aufgabe des
Staates. Im Jahr 2023 Gbernahm dieser drei Funftel der Ge-
samtausgaben (ohne Forschungsausgaben). Bei den 6ffent-
lichen Ausgaben dominierten die Ausgaben fiir Hochschulen
mit 64 % gegenlber den restlichen Leistungen fir private
Haushalte. Bei den Ausgaben fir letztere floss beinahe die
Halfte an die Eltern von Studierenden, wahrend Studierende
gut ein Drittel der personenbezogenen Leistungen in Form
von Sachleistungen und ein Flinftel als Geldleistungen erhiel-
ten. Im Lauf von beinahe 20 Jahren haben sich die (6ffentli-
chen und privaten) Gesamtausgaben fiir Hochschulbildung
nominal — also ohne Berlcksichtigung der Preisentwicklung
- beinahe verdoppelt (+ 98 %). Dabei hat der 6ffentliche An-
teil der Gesamtausgaben moderat zugenommen (+4 Pro-
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zentpunkte), was wohl wesentlich auf eine Ausweitung von
Programmen und Pakten von Bund und Landern im Bereich
der Hochschullehre zurlickzufiihren ist. Bei den personen-
bezogenen staatlichen Leistungen sind ein Rickgang des
Anteils von Sachleistungen an Studierende (-3 Prozentpunk-
te) und ein ebenso groBer Anstieg bei den Leistungen fiir die
Eltern von Studierenden (+3 Prozentpunkte) zu verzeichnen.

Das aktuelle Finanzierungssystem fir Hochschulbildung
wurde vor dem Hintergrund einiger fundamentaler Haupt-
und Nebenziele bewertet. Das Ziel der Effektivitat wird in der
Hochschulfinanzierung aufgrund ungeniigender Mittelaus-
stattung weiterhin nicht erreicht. In der Studienfinanzierung
ist diese Zielerreichung wegen der konzeptionell starken Aus-
richtung auf eine elternbezogene Férderung zumindest frag-
lich. Die Komplexitat des Systems und die Vielzahl der biro-
kratischen Einheiten zu seiner Erhaltung verhindern vermut-
lich die Erreichung von Effizienz und sicherlich die von Trans-
parenz. Die Komplexitdt ist vermutlich auch der Grund, dass
eine hinreichende Steuerbarkeit des Systems nicht gegeben
ist, wie dies am Beispiel der sozialen Dimension der Finanzie-
rung von Hochschulbildung erlautert wurde. Es besteht also
durchaus Reformbedarf, wobei der prasentierte Zeitvergleich
jedoch ein starkes Beharrungsvermégen des Systems zeigt
und leider wenig Hoffnung auf Besserung macht.
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Title: Higher Education Funding in Germany — A New In-Depth Analysis

Abstract: An in-depth analysis of the funding of higher education in Germany was carried out, focusing on the role of the public sector.
In 2023, the state took over 60 % of higher education funding, with almost two thirds of these funds going to universities. Almost half of
the public support to private households went to students’ parents. Students received the rest as transfers in cash and in kind. Due to
the complexity of the funding system, the strong focus on parent-related support and insufficient funding, the objectives of effective-
ness, efficiency, transparency, and steerability are jeopardised or not achieved to varying degrees.
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Daten modernisieren und weiterentwickeln —
Impulse aus der Deutschen Rentenversicherung

Administrative Daten sind essenziell fiir evidenzbasierte Politik, doch ihr Potenzial bleibt in
Deutschland bislang unausgeschépft. Am Beispiel der Deutschen Rentenversicherung zeigt
der Beitrag, wie Verwaltungs-, Statistik- und Forschungsdaten bereits genutzt werden, macht
aber auch deutlich, wo technische, rechtliche und organisatorische Hirden bestehen. Er
diskutiert Modernisierungsbedarfe, etwa bei Datenverknipfungen, rechtlicher Zweckbindung
oder der Infrastruktur. Politische Initiativen wie die NFDI oder ein geplantes Deutsches
Zentrum fiir Mikrodaten bieten Chancen, um Forschung, Verwaltung und Politik datenbasiert

und zukunftsfahig zu gestalten.

Daten sind unverzichtbar, um gesellschaftliche Ent-
wicklungen zu verstehen und politische Strategien vor-
ausschauend zu gestalten (SVR, 2023). Jingere Krisen
haben deutlich gemacht, dass belastbare Daten in al-
len Phasen politischer Entscheidungsprozesse - von
der kurzfristigen Reaktion bis zur langfristigen Aus-
wertung — unerlasslich sind (z.B. Expertinnenrat, 2022;
RatSWD, 2023b). Institutionelle Datenquellen spielen
dabei eine zentrale Rolle, insbesondere flir die Evaluati-
on und Weiterentwicklung sozialpolitischer MaBnahmen.
Vor diesem Hintergrund wurden in Deutschland und der
Européischen Union zahlreiche gesetzgeberische Initiati-
ven angestoBen, um Datenzugang, -verknipfung und -nut-
zung zu verbessern. Auf européischer Ebene sind insbe-
sondere sektorenspezifische Datenrdume wie der Europa-
ische Gesundheits- oder Mobilitdtsdatenraum zu nennen.
In Deutschland adressieren das Forschungsdaten-, das
Gesundheitsdaten- und das Registermodernisierungsge-
setz zentrale Aspekte von Datenzugang und -verknlpfung,
befinden sich aber zum Teil noch im Entwurfs- oder Um-
setzungsprozess (z. B. BMBF, 2024; Riphahn et al., 2025).
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Moderne Daten fiir Politik, Verwaltung und Forschung

Trotz dieser Fortschritte bleibt der Zugang zu relevanten
Datenquellen in Deutschland, vor allem im europaischen
Vergleich, weiterhin unzureichend. Forschende bekla-
gen Defizite bei Qualitat, Aktualitdt und Umfang verflig-
barer Daten (Chaskel et al., 2024). Der Handlungsbedarf
wird gleichermaBen von der Wissenschaftscommunity
und politischen Akteuren betont (Verein fir Socialpolitik,
2023; RatSWD, 2025).

Ein besonders anschauliches Beispiel fiir die Potenziale,
aber auch fir die bestehenden Herausforderungen admi-
nistrativer Daten liefert die Deutsche Rentenversicherung
(DRV) (Werhan & Akremi, 2023). Die DRV erhebt und verar-
beitet umfangreiche Sozialdaten, die nicht nur zur Erfiillung
von Verwaltungsaufgaben dienen, sondern im Rahmen
ihres gesetzlichen Auftrags auch flr wissenschaftliche
Analysen zur Alterssicherung und Rehabilitation genutzt
werden (§ 138 Abs. 1 Nr. 15 SGB VI). Dartiber hinaus wer-
den die Daten zunehmend fiir ein breites Spektrum inter-
disziplindrer Forschung genutzt — etwa in der Sozial- und
Wirtschaftspolitik, der Arbeitsmarktforschung sowie in der
lebensverlaufsbezogenen Analyse sozialer Ungleichheiten.
Ihre langjahrige Erfahrung in der datenschutzkonformen
Aufbereitung sowie die teils bereits realisierte Verknlipfung
administrativer Datenbestdnde machen sie zu einer wich-
tigen Akteurin im Bereich der datenbasierten Sozialpoli-
tik. Gleichzeitig bestehen weiterhin Hirden beim Zugang
zu diesen Daten, bei deren Weiterentwicklung und bei der
ErschlieBung neuer Quellen. Als aktives Mitglied im Rat
flir Sozial- und Wirtschaftsdaten (RatSWD) setzt sich die
DRV Bund flir den Ausbau einer professionellen, dauerhaft
verankerten Forschungsdateninfrastruktur ein (Stegmann,
2015; Thiede & Mika, 2018). Ziel ist ein erleichterter Zugang
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zu hochwertigen, interoperablen Daten als Grundlage fur
exzellente Forschung und evidenzbasierte Politikberatung.

Vor diesem Hintergrund gibt der Beitrag einen Uberblick
Uber die Datenbasis der DRV, ihre Inhalte und Nutzungs-
moglichkeiten sowie bestehende Limitationen. Er skiz-
ziert Weiterentwicklungsbedarfe und diskutiert MaBnah-
men zur Verbesserung von Zugang, Qualitat und interdis-
ziplinéarer Nutzbarkeit.

Bisherige Modernisierungsprozesse am Beispiel der
Datenerstellung in der DRV

Die DRV gehdrt zu den groBten Sozialversicherungstra-
gern in Deutschland und verarbeitet seit ihrer Griindung
umfangreiche personenbezogene Daten. Diese sind es-
senziell flr die gesetzlich vorgesehenen Aufgaben in
der Alterssicherung und Rehabilitation. Aufgrund ihrer
Sensibilitdt unterliegen sie strengen datenschutzrechtli-
chen Vorgaben und werden von der DRV je nach Verwen-
dungszweck in unterschiedlicher Detailtiefe aufbereitet.
Die differenzierte Aufbereitung der Daten ermdéglicht es,
sowohl den hohen Anforderungen an Datenschutz und
Informationssicherheit gerecht zu werden als auch die
Sozialdaten fliir administrative Zwecke, die statistische
Berichterstattung und die wissenschaftliche Forschung
nutzbar zu machen. Dabei entstehen drei Datenkatego-
rien mit jeweils unterschiedlichem Potenzial fir die Nut-
zung und Weiterentwicklung (Abbildung 1).

Register- bzw. Verwaltungsdaten: Daten der Trager der
Deutschen Rentenversicherung

Die Trager der Deutschen Rentenversicherung flhren fir
alle Versicherten und Rentner:innen ein elektronisches
Versicherungskonto, das Informationen zu Beitragszei-
ten, Reha-Leistungen, Rentenbeginn und -verlauf um-
fasst. Die Daten stammen aus elektronischen Meldever-
fahren (z.B. DEUV) oder aus Antridgen und Nachweisen
der Versicherten (z. B. Kindererziehungszeiten).

Die Verwaltungsregister zeichnen sich damit durch eine
hohe Datenqualitdt, detaillierte Erfassung und intensiven
Datenaustausch aus. Da sie personenbeziehbare Merk-
male und eindeutige Identifikatoren enthalten, gelten sie
als Sozialdaten und unterliegen strengen datenschutz-
rechtlichen Anforderungen. Fir ihre Weiterverarbeitung
zu Statistik- oder Forschungsdaten kommen daher tech-
nische und organisatorische SchutzmaBnahmen wie
Pseudonymisierungs- und Anonymisierungsverfahren
zum Einsatz (Abbildung 1).

Trotz ihres hohen Informationsgehalts sind die Rohdaten
der Versicherungskonten fiir die Forschung nur einge-

schrankt nutzbar. Es existiert kein einheitlicher Verwal-
tungsdatensatz, der die Daten aller 16 Regionaltrager
zusammenfihrt. Vielmehr sind umfangreiche Aufberei-
tungsprozesse erforderlich, die detaillierte Kenntnisse der
Verwaltungsabldufe voraussetzen (Baur, 2009; Werhan &
Akremi, 2023). Einheitliche, standardisierte und themen-
spezifische Datenprodukte entstehen erst im Rahmen
der statistischen Datenverarbeitung. Zudem folgt die Da-
tenerhebung dem Prinzip der Datensparsamkeit, sodass
wissenschaftlich relevante Inhalte fehlen oder diese von
administrativen Definitionen abweichen kénnen. Das er-
schwert die Vergleichbarkeit und Validierung und erfor-
dert hohen Aufwand bei der Datenharmonisierung (Cal-
derwood & Lessof, 2009).

Die Verwaltungsdaten gewinnen im Zuge der digitalen
Transformation an Bedeutung. Die Versicherungskonten
der DRV wurden im Rahmen des Onlinezugangsgesetzes
(OZG)' als zentrales Register? fiir die Registermoderni-
sierung identifiziert. Ziel ist ein verbesserter Datenaus-
tausch, der Mehrfacherfassungen vermeidet, Prozesse
beschleunigt und Gber automatisierte Abgleiche auch die
Datenqualitat erhoht. Einen wichtigen Hebel hierflr bil-
det die angestrebte Einflhrung einer einheitlichen Iden-
tifikationsnummer, die neue Potenziale fir registeriiber-
greifende Datenverknlpfungen eréffnet — perspektivisch
auch fir die Forschung. Gleichzeitig stellt die Nutzung
sensibler personenbezogener Daten hohe Anforderungen
an den Datenschutz. Kinftig ist der Gesetzgeber daher
gefordert, rechtliche Grundlagen zu schaffen, die sowohl
die Verknlpfbarkeit als auch den Schutz dieser Daten ge-
wahrleisten (Riphahn et al., 2025).

Statistikdaten aus dem Statistischen Berichtswesen der
DRV Bund

Auch im Bereich der Statistik verfligt die DRV Uber eine
lange Tradition strukturierter Datenerhebungen. Wahrend
zu Beginn vor allem Versicherungszeiten dokumentiert
und Rentenanspriiche berechnet wurden, hat die fort-
schreitende Digitalisierung die Verarbeitung und Nut-
zungsmaglichkeiten erheblich erweitert. Damit einher
gingen ein deutlicher Anstieg des Datenvolumens und

1 Bei dem Gesetz zur Verbesserung des Onlinezugangs zu Verwal-
tungsleistungen (OZG) handelt es sich um die rechtliche Grundlage
fur das bis dato gréBte Modernisierungsprojekt der &ffentlichen Ver-
waltung in Deutschland. Im OZG werden die Digitalisierung von Ver-
waltungsleistungen sowie deren Bereitstellung Uber Verwaltungspor-
tale geregelt.

2 Der Begriff Register ist rechtlich und administrativ nicht einheitlich
definiert. Allgemein versteht man darunter Verzeichnisse oder elek-
tronische Datenbanken, in denen Informationen, insbesondere zu
Personen und Unternehmen, fir Verwaltungszwecke erfasst werden.
Sie erleichtern den Datenaustausch zwischen Behérden, dokumen-
tieren Sachverhalte zu Nachweiszwecken und sind Grundlage fiir
amtliche Statistiken (Statistisches Bundesamt, 2017).
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Abbildung 1
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Prozess der Datenverarbeitung in der Deutschen Rentenversicherung: Von Registerdaten zu Forschungsdaten

Register- bzw. Verwaltungsdaten

* Rechtlich = Sozialdaten (personenbeziehbare
Daten)

e erhalten eindeutige Indikatoren (z. B.
Sozialversicherungsnummer, Name, Adresse)

e demografische Merkmale

¢ Informationen aus dem Versicherungsverlauf
und der Rentenberechnung

Datenmeldung gemas RSVwV,
zweistufige Pseudonymisierung,
Datenpriifung

Statistikdaten

® gegebenenfalls Uber demografische Merkmale
personenbeziehbar

* keine eindeutigen (personenbezogenen)
Identifikatoren

® Pseudonym

* ausgewahlte demografische Merkmale

* alle flir die Berichterstattung / Forschung
benétigten Informationen aus den
Verwaltungsprozessen

Anonymisierung

Forschungsdaten

 keine eindeutigen Identifikatoren
® aggregierte / anonymisierte Daten aus dem
Statistikdatensatz

Quelle: in Anlehnung an Stegmann (2015), eigene Uberarbeitung.

eine zunehmende inhaltliche Komplexitat. Ein wichtiger
Meilenstein war die Einflihrung gesetzlicher Vorgaben zur
statistischen Nutzung der Daten (§ 79 SGB IV): Seit 1980
ist die DRV verpflichtet, Statistiken zu erstellen, die nicht
nur der internen Steuerung, sondern auch wissenschaft-
licher Forschung und politischen Entscheidungsprozes-
sen dienen. Die Auswertungen ermdéglichen es, soziale
Entwicklungen zu analysieren und langfristige Trends in
Alterssicherung und Rehabilitation zu beobachten.

Das Statistische Berichtswesen® generiert trageriiber-
greifende Statistikdaten auf Basis der Versicherungs-
konten und der Verwaltungsprozesse der DRV-Trager.
Es liefert strukturierte Quer- und Langsschnittdaten zu
Versicherung, Rente, Reha sowie zum Verwaltungs- und
Finanzgeschehen (Stegmann, 2015). Grundlage dafir ist
die allgemeine Verwaltungsvorschrift Gber die Statistik in
der Rentenversicherung (RSVwV), die die Informations-

3 Das Statistische Berichtswesen sowie die Forschungstéatigkeiten im
Bereich Alterssicherung und Rehabilitation sind als Grundsatz- und
Querschnittsaufgabe organisatorisch dem Trager Deutsche Renten-
versicherung Bund (DRV Bund) zugeordnet.

ZBW - Leibniz-Informationszentrum Wirtschaft

RV-Trager

Versicherungskonto

Statistisches
Berichtswesen
(DRV Bund)

Statistik-Datensatz

Forschungs-
datenzentrum

(DRV Bund)

Forschungs-Datensatz

® Bearbeitung der Aufgaben der RV-
Trager (Bearbeitung von Antrégen,
Leistungsgewé&hrung)

 interne Auswertungen

® Meldung an das BMAS geman
RSVwV (Amtliche Statistik)

¢ Berichterstattung mittels aggregierter
Ergebnisse / Tabellen

e interne Auswertungen

® Beratung von Forschenden

* Weitergabe von anonymisierten
Einzeldatensatzen an die Forschung

e Erstellung und Pflege von Metadaten

pflichten gegeniiber dem Bundesministerium flir Arbeit
und Soziales (BMAS) regelt.

Da die Statistikdaten unmittelbar aus den Verwaltungs-
prozessen abgeleitet werden, zeichnen sie sich durch eine
hohe Qualitat und Validitat aus. Zur Wahrung der Anony-
mitat wird die Versicherungsnummer entfernt und durch
ein Pseudonym ersetzt — aus Sozialdaten werden so Sta-
tistikdaten. Die Ergebnisse des Berichtswesens sind in
Form aggregierter Tabellen 6ffentlich zuganglich Gber das
Statistikportal der DRV Bund (www.statistik-rente.de).

Forschungsdaten im FDZ-RV

Das Forschungsdatenzentrum der Rentenversicherung
(FDZ-RV) stellt seit 2004 Mikrodaten fiir die wissenschaft-
liche Forschung bereit und ermdéglicht eine vertiefte Ana-
lyse interdisziplindrer Forschungsfragen. Es wurde auf
Empfehlung der Kommission zur Verbesserung der infor-
mationellen Infrastruktur (KVI, 2001) gegriindet, um For-
schung auf Basis administrativer Daten zu erleichtern und
zugleich den Datenschutz zu sichern. Heute ist das FDZ-
RV in die nationale Forschungsdateninfrastruktur (NFDI)
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eingebunden, Mitglied im FDI-Ausschuss* und mit Uber
40 weiteren FDZen unter dem Dach des RatSWD vernetzt.

Zentrale Aufgaben sind die Erstellung, Pflege und Verof-
fentlichung von Metadaten sowie die themenspezifische
Aufbereitung, Anonymisierung und Zuganglichmachung
statistischer Daten. Die angebotenen Datenprodukte
umfassen die Renten-, Versicherten- und Reha-Statistik
(Werhan & Akremi, 2023). Je nach Zugangsweg und Ver-
wendungszweck stellt das FDZ-RV Daten mit unterschied-
licher Detailtiefe und Anonymisierung bereit — von anony-
misierten Scientific Use Files bis hin zu pseudonymisierten
Datensatzen zu verschiedenen Themenschwerpunkten
und mit groBen Fallzahlen, die z.B. im geschitzten Gast-
wissenschaftsraum analysiert werden kénnen. GemaB
den Vorgaben des Sozialgesetzbuchs werden personen-
bezogene Daten so aufbereitet, dass ein hoher Schutz der
Privatsphare gewahrleistet ist. Auch wenn dabei vereinzelt
Detailinformationen verloren gehen, erméglichen die Da-
ten dennoch ein hohes MaB an analytischer Tiefe mit gro-
Bem wissenschaftlichem Erkenntnispotenzial.

Ein weiteres Tatigkeitsfeld ist die Verkniipfung mit exter-
nen Datenséatzen. Zwar bieten die DRV-Daten detaillierte
Informationen zu Versicherungsverldufen und Leistun-
gen, doch fehlen haufig Kontextvariablen, die fiir vertie-
fende Kausalanalysen notwendig sind (Bérsch-Supan et
al., 2020). Um diese Licke zu schlieBen, werden seit den
1990er Jahren DRV-Daten mit Befragungsdaten verknipft
— unter der Voraussetzung einer informierten und schrift-
lichen Einwilligung der betroffenen Personen. Gerade fir
solche Verkniipfungsprojekte bieten die Forschungsdaten
der DRV besondere Vorteile: Sie sind qualitdtsgesichert,
standardisiert und speziell flr wissenschaftliche Zwecke
aufbereitet. Anders als operativ gepragte Verwaltungsda-
ten verfligen sie Uber ein kohdrentes Variablenkonzept,
konsistente Anonymisierungsverfahren und eine umfas-
sende Dokumentation. Zu den VerknUpfungsprojekten
mit externen Daten zdhlen SHARE-RV, SOEP-RV und lidA
(Borsch-Supan et al., 2020; Lithen et al., 2022; Stallmann
et al., 2015) sowie das BASID-Projekt, das durch die Zu-
sammenflihrung von Daten der DRV, der Bundesagentur
flr Arbeit und des IAB einen umfassenden Biografiedaten-
satz geschaffen hat (Hochfellner et al., 2012). Solche Pro-
jekte er6ffnen neue Perspektiven auf Erwerbsverldufe, Ge-
sundheit und soziale Sicherung und ermdglichen tiefere
Einblicke in komplexe gesellschaftliche Zusammenhange.

4 Der Standige Ausschuss Forschungsdateninfrastruktur (FDI-Aus-
schuss) ist ein unabhangiges Gremium, das sich aus Vertreter:innen
aller vom Rat fur Sozial- und Wirtschaftsdaten (RatSWD) akkreditier-
ten Forschungsdatenzentren (FDZ) zusammensetzt. Seine Aufgaben
bestehen in der Sicherung der Datenqualitét, der Verbesserung des
Zugangs zu Forschungsdaten sowie der Férderung des Austauschs
bewahrter Verfahren. Weitere Informationen: www.konsortswd.de.

Anforderungen an die Weiterentwicklung von
Verwaltungs-, Statistik- und Forschungsdaten

Am Beispiel der Daten der Deutschen Rentenversiche-
rung wurde hier skizziert, dass administrative Daten, je
nach Aufbereitung, eine wichtige Grundlage flir unter-
schiedliche Forschungsbereiche bilden. Trotz der vielfal-
tigen Nutzungsmoglichkeiten der DRV-Daten besteht in-
haltlicher und technischer Weiterentwicklungsbedarf, um
ihre Aussagekraft und Nutzbarkeit zu steigern sowie den
Anforderungen einer modernen Forschungsinfrastruktur
gerecht zu werden. Durch rechtliche Anpassungen kénn-
ten diese Barrieren reduziert und das Forschungspotenzi-
al der DRV-Daten erheblich gestarkt werden.

Modernisierung von Verwaltungsdaten,
Datenverarbeitungs- und Austauschverfahren

Die Digitalisierung von Verwaltungsprozessen ist zentral
flr eine effiziente, blrgernahe und datenbasierte Verwal-
tung. Sie schafft die Voraussetzungen flir schnelles und
flexibles Verwaltungshandeln in einer zunehmend kom-
plexen Gesellschaft.

e Kinstliche Intelligenz (KI) kann Routineprozesse automa-
tisieren, Muster in Daten erkennen und die Verwaltung
gezielter unterstltzen — etwa in der Antragsbearbeitung,
Bedarfsprognose oder Betrugserkennung. Kl-basierte
Analysen groBer Datenmengen ermdglichen zudem eine
friihzeitige Identifikation politischer Handlungsbedarfe.

e Cloud-Lésungen wie die Bundescloud oder GAIA-X
bieten eine skalierbare und sichere Infrastruktur fur die
standortlbergreifende Datenverarbeitung — ein we-
sentlicher Vorteil im fdderalen Kontext.

e Digitale Austauschverfahren wie EESSI beschleunigen
durch Standardisierung den grenzlberschreitenden
Datenaustausch zwischen Sozialversicherungstra-
gern. Das Once-Only-Prinzip, wie es im Rahmen der
Registermodernisierung (NOOTS) verfolgt wird, ver-
meidet redundante Datenerhebungen und verbessert
die Weiterverarbeitung. Dies reduziert Burokratie, er-
hoht die Datenqualitdt und entlastet Verwaltung wie
Antragstellende (RatSWD, 2023a).

Sozialversicherungsdaten in der Forschung

Nach geltendem Datenschutzrecht diirfen personenbezo-
gene Daten grundsétzlich nur zu dem Zweck verarbeitet
werden, zu dem sie urspriinglich erhoben wurden. In der
Sozialversicherung bedeutet dies, dass viele administra-
tive Daten ausschlieBlich fir die gesetzlich vorgesehenen
Aufgaben der jeweiligen Trager verwendet werden dir-
fen. Eine wissenschaftliche Nutzung stellt in der Regel ei-
ne Zweckanderung dar, die ohne spezifische gesetzliche

Wirtschaftsdienst 2025 | 7



Grundlage oder informierte Einwilligung nicht zulassig ist.
Zwar erlaubt § 75 SGB X unter bestimmten Vorausset-
zungen die Ubermittlung an die Forschung, doch sind die
rechtlichen und organisatorischen Anforderungen hoch.
Vor diesem Hintergrund lieBe sich im Rahmen kinftiger
gesetzlicher Vorhaben priifen, ob eine gesetzlich geregel-
te Zweckanderung fir die wissenschaftliche Nutzung aus-
gewahlter Sozialdaten definiert werden kann oder auf eine
Zweckbindung grundsatzlich verzichtet werden kénnte.
Eine solche Regelung kénnte die rechtliche Planbarkeit
verbessern, den Zugang zu bestehenden Datenbesténden
erleichtern und die empirische Fundierung politischer Ent-
scheidungen stéarken (Riphahn et al., 2025).

Vor diesem Hintergrund ist auch der in § 138 Abs. 1 Nr. 15
SGB VI gesetzlich verankerte Forschungsauftrag der DRV
Bund zu betrachten, fir den bislang konkrete Regelungen
zur Datennutzung und zur Durchflihrung von Forschungs-
projekten fehlen. In anderen Sozialgesetzblichern bestehen
hierzu bereits weitergehende Vorschriften, die den Daten-
zugang flr wissenschaftliche Zwecke strukturieren, Zu-
sténdigkeiten klar regeln und standardisierte Verfahren fir
Antrage und Datenbereitstellung vorsehen. Diese Vorschrif-
ten verbessern die Transparenz, Rechtssicherheit und Ver-
fligbarkeit der Daten flr die Forschung erheblich. Fiir die
DRV Bund existiert bislang keine vergleichbare Ausgestal-
tung. Eine entsprechende Ausgestaltung im SGB VI, etwa
mit klar definiertem Antrags- und Genehmigungsverfahren,
wlrde die Nutzung der DRV-Daten flir wissenschaftliche
Zwecke erheblich erleichtern und zur evidenzbasierten
Weiterentwicklung der Alterssicherung beitragen.

Rechtskreisubergreifende Datenverkntpfungen und
Etablierung eines Deutschen Zentrums fUr Mikrodaten

Viele gesellschaftspolitische Fragestellungen, etwa zur Al-
tersarmut, zu ungleichen Erwerbsverldufen oder gesund-
heitlichen Disparitaten, betreffen mehrere Rechtskreise.
Ihre fundierte Analyse setzt daher eine bereichsilibergrei-
fende Verknlpfung verschiedener administrativer Daten
voraus. Derzeit ist dies jedoch nur eingeschrankt mdglich.
Beispielsweise fehlen der DRV trotz umfangreicher Reha-
bilitationsdaten Informationen zur gesundheitlichen Vorge-
schichte der Versicherten. Eine Verkniipfung mit den Daten
der gesetzlichen Krankenkassen wuirde nicht nur die Ent-
wicklung gezielterer Interventionsstrategien ermdglichen,
sondern auch differenzierte Analysen gesundheitlicher
Verlaufe im Zusammenspiel mit Erwerbsbiografien und Re-
habilitationsmaBnahmen. Das derzeit gliltige Gesundheits-
datennutzungsgesetz (GDNG) erlaubt eine solche sekto-
renlbergreifende Nutzung bislang jedoch nicht.

Auch in der Alterssicherungsforschung reichen die DRV-
Daten allein nicht aus, um z.B. die soziobkonomische La-
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ge alterer Menschen vollstéandig abzubilden. Wie RoBbach
(2019) betont, bedarf es erganzender Informationen zur
betrieblichen und privaten Vorsorge sowie zur Einkom-
mens- und Vermdgenssituation. Mit Projekten wie der
Studie ,Lebensverldufe und Altersvorsorge (LeA)" geht die
DRV bereits wichtige Schritte in Richtung einer integrier-
ten Datenbasis, die biografische, subjektive und vorsorge-
bezogene Informationen zusammenfihrt (Heien & Kramer,
2018; Czaplicki et al., 2019). Um jedoch das Potenzial sol-
cher Analysen voll auszuschoépfen, braucht es eine struk-
turelle Offnung und rechtlich abgesicherte Verkniipfbar-
keit mit externen Daten wie aus der digitalen Rentenlber-
sicht, Steuerstatistiken oder Bundesbankdaten.

Um solche bereichslibergreifenden Verknlpfungen zu
ermdglichen, unterstiitzen Akteure wie der RatSWD und
der FDI-Ausschuss die Griindung eines Deutschen Zen-
trums flr Mikrodaten (DZM), das als unabhangiger Da-
tentreuhander bestehende Datensilos aufldsen, die Da-
tenverfligbarkeit verbessern und einen sicheren, daten-
schutzkonformen Rahmen flir Verknlpfungen schaffen
soll (RoBbach, 2024; Schiersch & Ullrich, 2025; Riphahn
et al., 2025). Die DRV Bund wie auch andere Institutio-
nen bringen diesbezliglich umfassende Erfahrungen in
der Erhebung, Verarbeitung, Verknipfung und Bereit-
stellung sensibler Daten mit. Diese Expertise sollte beim
Aufbau des DZM (weiterhin) einbezogen werden (Muller &
Fitzenberger, 2025). Voraussetzung fir den Erfolg eines
solchen Vorhabens ist die enge Zusammenarbeit von Po-
litik, Verwaltung und Wissenschaft. Nur durch die koor-
dinierte Einbindung aller relevanten Akteure kdnnen be-
stehende Infrastrukturen gezielt weiterentwickelt, sichere
und praktikable Verknlpfungsverfahren etabliert und die
Datenqualitat langfristig gesichert werden. Ohne eine
solche strukturierte, sektorenlibergreifende Verknipfung
verschiedener Datenquellen bleiben erhebliche Erkennt-
nispotenziale ungenutzt. Zugleich fehlt es der Politik an
der notwendigen empirischen Grundlage, um komplexe
gesellschaftliche Herausforderungen evidenzbasiert zu
analysieren, gezielte MaBnahmen zu entwickeln und ihre
Wirkung fundiert zu bewerten.

Forschungsdateninfrastruktur im Koalitionsvertrag:
Perspektiven und politische Anschlussfahigkeit

Zentrale Herausforderungen und Zielsetzungen dieses
Beitrags finden sich auch im Koalitionsvertrag 2025 wie-
der, in dem ein klar formulierter politischer Handlungs-
auftrag zur Weiterentwicklung der Forschungsdateninfra-
struktur enthalten ist. Im Mittelpunkt steht die Bedeutung
leistungsféahiger, dauerhaft finanzierter und rechtlich ver-
ankerter Strukturen, die den Zugang zu qualitativ hoch-
wertigen, interoperablen Daten fir Wissenschaft, Verwal-
tung und Politik verbessern.
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Als zentrales Vorhaben wird die Nationale Forschungsda-
teninfrastruktur (NFDI) hervorgehoben. Sie verfolgt das
Ziel, disziplinibergreifende Standards zu etablieren, For-
schungsdaten langfristig verfligbar und auffindbar zu ma-
chen sowie deren qualitatsgesicherte Nachnutzung zu er-
maoglichen. Die im Koalitionsvertrag vorgesehene Versteti-
gung der NFDI unterstreicht die politische Relevanz eines
kohérenten, strategisch ausgerichteten Ausbaus von Da-
teninfrastrukturen als Grundlage fir eine zukunftsféhige,
evidenzbasierte Wissenschafts- und Innovationspolitik.
Daraus ergibt sich die Notwendigkeit, auch die rechtli-
chen, technischen und organisatorischen Rahmenbedin-
gungen kontinuierlich weiterzuentwickeln. Dazu gehdren
insbesondere hohe Datenschutzstandards, der Ausbau
digitaler Infrastrukturen sowie die Kooperation zwischen
Fachdisziplinen und datenhaltenden Institutionen.

Nur durch eine konsequente Modernisierung der Ver-
waltungs- und Forschungsdateninfrastruktur kann die
offentliche Verwaltung den Anforderungen einer digita-
len Gesellschaft gerecht werden. Der Erfolg hangt dabei
maBgeblich von der koordinierten Zusammenarbeit aller
beteiligten Akteure ab, um international anschlussféhige,
wissenschaftlich nutzbare Datenstrukturen zu schaffen
und datenpolitisch langfristig handlungsfahig zu bleiben.
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Wer hat die elektronische Ausweisfunktion

aktiviert?

Die elektronische Ausweisfunktion (elD) des deutschen Personalausweises ermdglicht

es Birgern sicher am digitalen Geschéftsverkehr und an digitalen Verwaltungsdiensten
teilzunehmen. Eine reprasentative Bevélkerungsumfrage von Oktober 2024 zeigt, dass 35 %
der erwachsenen Wohnbevélkerung die elD-Funktion aktiviert haben, wahrend 6 % diese gar
nicht kennen. Merkmale mit statistisch signifikanter Vorhersagekraft fur eine aktivierte elD sind
mannliches Geschlecht, Alter unter 65 Jahren, stadtischer Wohnort, Migrationshintergrund,
Kinder im Haushalt, Abitur sowie Wohnort in Berlin. Es sollten besonders denjenigen
Bevélkerungsgruppen mit signifikant niedrigerer Benutzungsrate (Frauen, Altere, geringer
Bildungsstand) die Vorteile des Systems kommuniziert werden.

Die sichere digitale Identitat ist Bestandteil der Digital-
strategie der Bundesregierung ausweislich des Koaliti-
onsvertrags von CDU, CSU und SPD (2025) und verankert
in der eIDEAS-Agenda der Europaischen Kommission
(Verordnung (EU) Nr. 910/2014). Sie dient dem Ziel, sich
rechtssicher im Internet gegentiber der 6ffentlichen Ver-
waltung und anderen Wirtschaftssubjekten auszuweisen.
Nicht ohne Grund ist die Verbreitung der digitalen Identi-
taten ein MaB im Index fir die digitale Wirtschaft und Ge-
sellschaft (DESI) der Europaischen Kommission.!

1 Der aktuelle DESI fiir 2022 platziert Deutschland in der Mittelgruppe
(Européische Kommission, 2022). In den Kategorien ,Integration der
Digitaltechnik“ und ,Digitale &ffentliche Dienste” schnitt Deutschland
unterdurchschnittlich ab.
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In Deutschland wurde zur Umsetzung der digitalen Identi-
taten die elD-Funktion des deutschen Personalausweises
eingeflhrt (Hemesath & Gerrits, 2023). Seit 2010 werden
ausschlieBlich Personalausweise ausgegeben, die die
elD-Funktion beinhalten. Bis 2017 musste sie manuell
aktiviert werden, seitdem ist sie standardmaBig aktiviert.
Auch elektronische Aufenthaltstitel fir Auslander aus
Drittstaaten kénnen die elD-Funktion nutzen.

Die elektronische Funktion des Personalausweises er-
fordert jedoch eine aktive Freischaltung des Ausweis-
inhabers. Birger missen die elD-Funktion aktiv mit ei-
ner Transport-PIN (Transport Personal Identity Number)
freischalten. AnschlieBend mussen sie die Nummer in
eine spezielle App eingeben und eine eigene PIN fest-
legen. Zwischen 2022 und 2023 konnten Blrger die
Transport-PIN per Brief erhalten. Etwa zwei Millionen
Briefe wurden zu diesem Zweck verschickt, jedoch
wurden nur 60 % davon tatsdchlich zur Aktivierung der
elD genutzt (BMIH, 2024). Aus Kostengriinden wur-
de der Versand der Briefe zum Dezember 2023 einge-
stellt. Seitdem ist eine persodnliche Vorsprache in einer
offentlichen Verwaltungseinrichtung noétig. Hemesath
und Gerrits (2023) demonstrieren, dass die institutionel-
len Hirden, sich eine digitale Identitdt zu verschaffen,
in Deutschland héher sind als in anderen europdaischen
Staaten.

Wissenschaftliche Forschung zur elD

15 Jahre nach Ausgabe der ersten elD-fahigen Personal-
ausweise zeigt sich, dass die Nutzungsraten des elek-
tronischen Personalausweises hinter den Erwartungen
zurlickbleiben (Gerrits et al., 2019; Hemesath & Gerrits,
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Abbildung 1

Anteil der erwachsenen Bevolkerung Deutschlands, die die elD aktiviert hat

A Insgesamt

100

Anteil der Antworten (in %)

Ja Kenne ich nicht Nein

B Nach Bundeslandern

Anteil Ja (in %)
58,6
! 40,0

22,4

Ergebnisse zur Frage ,,Haben Sie die elektronische Ausweisfunktion lhres Personalausweises aktiviert?

Quelle: eigene Berechnungen.

2023; Skierka & Parycek, 2023). Laut dem eGoverment
Monitor 2024 der Initiative D21 und der Technischen Uni-
versitdt Minchen (2024) haben zum Mai 2024 erst 22 %
der Personalausweis-Inhaber den Online-Ausweis schon
einmal verwendet.

Mehrere Erklarungsgriinde speziell fir Deutschland wur-
den identifiziert. Kubicek (2011) diskutiert die niedrige Be-
nutzerfreundlichkeit, die sich aus den im internationalen
Vergleich hohen Sicherheitsanforderungen ergibt. Gerrits
et al. (2019) sowie Hemesath und Gerrits (2023) flihren kul-
turelle Griinde an. Gerrits et al. (2019) sowie Initiative D21
und Technische Universitdt Minchen (2024) weisen dar-
auf hin, dass es bislang nur wenige Anwendungsmaéglich-
keiten gibt, die eine Aktivierung der elD sinnvoll erschei-
nen lassen. In einer Uberblicksstudie kommen Tsap et al.
(2019) basierend auf 48 Studien zu dem Schluss, dass
insgesamt zwolf Kategorien eine Rolle spielen kénnten:
Komplexitdt, Nutzerfreundlichkeit, Funktionalitat, Ver-
standnis, Vertrauen, Datenschutz, Sicherheit, Kontrolle,
kulturelle Faktoren, Pfadabh&ngigkeit und Transparenz.

Die geringe Nutzungsrate der elD ist insgesamt kein Ein-
zelfall; fUr andere digitale Dienste werden in Deutschland
Nutzungsraten von weniger als 50 % beobachtet (Distel,

2020). Distel (2020) restmiert basierend auf einer Befra-
gung, dass weniger die technischen Hurden, sondern
vielmehr der Status-Quo-Bias und der Bedarf nach per-
sénlicher Beratung ausschlaggebend sind. Hinzu kommt
eine Gruppe von ,digitalen Zweiflern® von 30% der er-
wachsenen deutschen Bevolkerung, die Kostka (2023) in
einer Online-Umfrage identifiziert. Digitale Zweifler sind
»,Burger, die staatliche digitale Technologien klar ableh-
nen“. Deutschland hat hier den Spitzenwert in der vom
Autor untersuchten Landergruppe (China: 10 %, USA und
Vereinigtes Kdnigreich je ungeféhr 20 %).

Ergebnisse der reprasentativen Umfrage 2024

Im Oktober 2024 haben wir die Aktivierungsrate des elek-
tronischen Personalausweises in einer Umfrage erfasst
(Rose et al., 2025a, 2025b). Die Umfrage ist reprasentativ
fur die deutschsprachige erwachsene Wohnbevdlkerung.
In diesem Beitrag korrelieren wir die Aktivierungsrate
mit zahlreichen soziod6konomischen und geografischen
Merkmalen.

Fur die Umfrage hat die Gesellschaft fiir Konsumforschung

(GfK) im Oktober 2024 insgesamt 2.003 erwachsene Ein-
wohner Deutschlands befragt. Die Antworten wurden ge-

Wirtschaftsdienst 2025 | 7



wichtet und sind reprasentativ flir die deutschsprachige
Wohnbevélkerung im Alter von 18 bis 74 Jahren.?

Abbildung 1a zeigt, dass 34,9 % der erwachsenen Ein-
wohner die elD aktiviert haben. Dieser Wert liegt nahe an
der Schatzung von 30 % durch Gerrits et al. (2019) und
von 39 % von der Initiative D21 und der Technischen Uni-
versitdt Mlnchen (2024), ist jedoch deutlich niedriger als
die Schatzung von fast 64 % durch die Europaische Kom-
mission (2024). 5,8 % der Befragten gaben an, die elD-
Funktion nicht zu kennen.

Abbildung 1b zeigt eine groBe geografische Variation im
Anteil derer, die die elD aktiviert haben. Den hochsten An-
teil weist das Bundesland Berlin mit 53,6 % auf, den nied-
rigsten das Saarland mit 22,4 %.

In einer multivariaten Kleinste-Quadrate-Schatzung ha-
ben wir den Zusammenhang zwischen der Aktivierung
der elD und den sozio6konomischen sowie geografischen
Merkmalen der Befragten untersucht. Fiir diese Merkmale
gleichzeitig zu kontrollieren ist wichtig, da sie stark mitein-
ander korrelieren kdnnen, wie beispielsweise Einkommen,
Berufstétigkeit, Bildungsgrad und die Wahrscheinlichkeit,
in einer Stadt zu wohnen.

Abbildung 2 zeigt die Koeffizienten dieser Schatzung.
Koeffizienten, die bei p < 0,1 statistisch signifikant sind,
sind farblich hervorgehoben. Dem blauen Modell, das
alle Antworten enthalt, stellen wir das lila Modell gegen-
Uber, in dem nur berufstatige Einwohner befragt wurden
(N = 1.348). Das lila Modell enthalt zwei zuséatzliche Merk-
male: ob ein juristischer Hintergrund vorliegt und ob der
Befragte beruflich vorwiegend mit Verwaltungstatigkeiten
betraut ist. Es ist jedoch nicht reprasentativ.

Merkmale, die unter sonst gleichen Bedingungen eine
deutlich niedrigere Aktivierung der elD vorhersagen, sind:
weibliches Geschlecht (-12,2 %) und ein Alter von mindes-
tens 65 Jahren (-8,1 %). Auch unter den Berufstatigen ist
die Wahrscheinlichkeit, dass Frauen die elD aktiviert ha-
ben, niedriger.

Merkmale, die unter sonst gleichen Bedingungen (im
blauen Modell) eine deutlich héhere Aktivierung der elD
vorhersagen, sind: Wohnsitz in einer Gemeinde mit mehr
als 20.000 Einwohnern (+4,9 %), Migrationshintergrund
(+8,1 %), Kinder im Haushalt (+5,4 %), Abitur ist héchs-
ter Schulabschluss (+4,5 %), Wohnsitz in Berlin (+14,8 %,
im Vergleich zu Baden-Wirttemberg), und verfolgt neue
Trends und Entwicklungen (+15,3 %).

2 Diese umfasst etwa 50 Mio. Einwohner.

ZBW - Leibniz-Informationszentrum Wirtschaft

Analysen Digitalisierung

Abbildung 2
Determinanten fiir die Aktivierung der elD

Modell: -@- Alle Antworten -@- Nur Berufstatige

Stadt |

Frau J_—
Alter > 65 —g—
Kinder im HH S ==

Migrationshintergrund —
Berufstatig

Abitur ==
HH-Einkommen > 3k€
Bayern

Berlin L3
Mitte—Ost =
Mitte—West
Nord-Ost
Nord-West
NRW =

Verfolgt Trends b =8
Verwaltungstétigkeit ——

Merkmal

Juristischer Hintergrund -

-20 0 20
Geschitze Anderung der Wahrscheinlichkeit (in %)

Ergebnisse zweier multivariater Kleinste-Quadrate-Schéatzungen. Grau
hinterlegte Koeffizienten sind statistisch insignifikant mit p = 0,1. Blaues
Modell: alle Antworten, N = 2.003; lila Modell: Antworten von Berufstati-
gen, N = 1.348. Interzept nicht dargestellt. Referenz-Region ist Baden-
Wirttemberg.

Lesebeispiel: Verglichen mit sonst gleichen Mannern, haben Frauen ei-
ne um 12,2 % reduzierte Wahrscheinlichkeit, die elD aktiviert zu haben
(blauer Punkt). Verglichen mit sonst gleichen berufstatigen Ménnern (lila
Punkt) sinkt die Wahrscheinlichkeit dafiir um 11,2 %.

Quelle: eigene Berechnungen.

Unter den Berufstatigen, die wir auch nach ihrem juristi-
schen Hintergrund und einer Verwaltungstatigkeit befragt
haben, zeigt sich, dass Frauen unter sonst gleichen Be-
dingungen deutlich seltener die elD aktiviert haben. Ein
juristischer Hintergrund (ein rechtswissenschaftliches
Studium oder eine juristische Tatigkeit) weist unter sonst
gleichen Bedingungen die hdchste Vorhersagekraft auf.
Zudem haben die Merkmale ,Wohnsitz in Berlin®, ,Inter-
esse an neuen Trends und Entwicklungen® und ,,beruflich
mit Verwaltungstétigkeiten betraut” eine statistisch signi-
fikante Vorhersagekraft fir die aktivierte elD.

Fazit und politische Schlussfolgerungen
Unsere Umfrage zeigt, dass die elD-Funktion des deut-

schen Personalausweises von unterschiedlichen Bevol-
kerungsgruppen unterschiedlich wahrgenommen wird.
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Gerrits et al. (2019, S. 11) resUmieren, dass ,wenn der
Nutzen der elD als gering erachtet wird, [...] demnach
auch deren Nutzung gering sein [wird].“ Dies scheint der
Fall zu sein: Keil et al. (2022) demonstrieren in qualitativen
Interviews, dass nur technikaffine Deutsche schnell und
ohne Hilfe in der Lage waren, mittels der elD-Funktion ei-
ne Zwei-Faktor-Authentifizierung in einem gewdhnlichen
Google-Konto einzurichten.

Erwachsene, die einen juristischen Hintergrund haben
(Jura studiert haben oder in einem juristischen Bereich
tatig sind), mit Verwaltungstatigkeiten betraut sind, nach
eigener Einschatzung Trends und neue Entwicklungen
mit Interesse verfolgen, das Abitur abgelegt haben, einen
Migrationshintergrund haben und in Stddten wohnen, ha-
ben die elD-Funktion deutlich haufiger aktiviert. Berliner
haben unter sonst gleichen Bedingungen die elD am hau-
figsten aktiviert. Einkommen und Erwerbsstatus haben
keinen Einfluss.

Vor allem Frauen und altere Menschen haben die elD deut-
lich seltener aktiviert. Die ,German Angst”, die Hemesath
und Gerrits (2023) sowie Gerrits et al. (2019) auf kulturelle
Erklarungsansatze zurlckfihren, scheint also in diesen
Bevolkerungsgruppen besonders ausgepragt zu sein.

Es besteht die Gefahr eines Henne-Ei-Problems (Skierka
& Parycek, 2023). Fir Unternehmen kdnnte es sich auf-
grund der niedrigen Aktivierungsrate nicht lohnen, die
elD in ihren Diensten zu nutzen. Zum Vergleich: In Estland
entfallen die meisten Nutzungen der elD auf den privaten
Sektor (Tsap et al., 2020). Gleichzeitig bieten die geringen
Anwendungsmdéglichkeiten in Deutschland den Blrgerin-
nen und Blrgern wenig Grund, ihre elD zu aktivieren. Hier
ist die Politik gefordert.

Entsprechend schlagen wir vor, besonders denjenigen
Bevdlkerungsgruppen mit signifikant niedrigerer Benut-
zungsrate (Frauen, Altere, geringer Bildungsstand) die
Vorteile des Systems zu kommunizieren. Es kdnnte zu-
dem sinnvoll sein, diese Gruppen aktiv in die Weiterent-
wicklung einzubeziehen - wie das erfolgreiche Beispiel
der ,,AusweisApp2“ zeigt, die deutlich benutzerfreundli-
cher ist als die Vorganger-App (Willomitzer et al., 2016).
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Deutschlands Bedeutung in der Weltwirtschaft:
Geschichte, Gegenwart und Ausblick

Deutschland ist zurzeit die drittgréBte Volkswirtschaft der Welt. Doch die Vorstellung damit
verbundener GréBe ist falsch. Der deutsche Anteil an der Weltwirtschaft betragt lediglich
4,3 %, in Kaufkraft gerechnet sogar nur 3,2 %, und er wird weiter sinken. Wirtschaftlich
bedeutend sind heute allein die USA und China, Deutschland war einmal gro3 — vor mehr
als 100 Jahren. Heute kann Deutschland nur zusammen mit seinen europdischen Nachbarn
Einfluss entfalten. Fraglich ist, ob dies im Rahmen der EU mit 27 Mitgliedern gelingen wird
oder ob nicht einige Themen besser in kleineren Gruppen verfolgt werden sollten.

Deutschland ist aktuell die drittgroBte Volkswirtschaft der
Welt. Das war Deutschland schon einmal, bevor China es
im Jahr 2007 auf den vierten Platz verdréangte. Aber nach-
dem der japanische Yen stark an Wert verloren hat, ran-
giert Deutschland seit 2023 wieder auf dem dritten Platz.
Dieses Vorricken war vielen Medien eine Meldung wert
(z.B. Handelsblatt, 2025), haufig verbunden mit einem po-
sitiven Unterton.

Denn der dritte Rang suggeriert echte GréBe, Bedeutung
und in Verbindung mit dem Aufrlicken vielleicht sogar Dy-
namik. In der Politik wird dann argumentiert, diese Gro-
Be bringe Verantwortung mit sich, Deutschland solle sich
fihrend in Europa und der Welt einbringen. Als Beispiel
hierflir fordert Deutschland einen standigen Sitz im Welt-
sicherheitsrat.!

1 Dieser soll zuséatzlich zu den bisherigen finf standigen Mitgliedern
eingerichtet werden, zudem sollen neben Deutschland auch finf wei-
tere Lénder in diese Rolle aufrlicken wie zum Beispiel Indien (Auswar-
tiges Amt, 2025).
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Faktisch ist die Feststellung des Rangs als drittgroB-
te Volkswirtschaft der Welt zwar nicht falsch. Der dritte
Rang vermittelt allerdings eine falsche Vorstellung von
der Starke der deutschen Wirtschaft. Dabei soll hier nicht
einmal auf die aktuell mangelnde Dynamik wirtschaftli-
cher Entwicklung eingegangen werden (SVR, 2024) oder
die Herausforderungen aufgrund der neuen geopoliti-
schen Situation (Kamin & Langhammer, 2025), auch nicht
auf Pro-Kopf-Betrachtungen oder EntwicklungsmaBe
jenseits des Einkommens. Selbst wenn man nur auf die
GroBe der Volkswirtschaft abstellt, gibt es mehrere Per-
spektiven, die die Einschatzung von ,,GroBe" relativieren.

GroBe gemessen als Anteil

Volkswirtschaftliche GroBe kann man neben einer Be-
trachtung des Rangs auch als Anteil an der Weltwirtschaft
definieren. Der Fokus auf den Rang fihrt leicht zu der Vor-
stellung, Platz drei sei so etwas wie die Bronzemedaille
im Sport, also etwas Herausragendes, zumal wenn man
an die rund 200 Staaten der Welt denkt.2 Aber die Vorstel-
lung einer Bronzemedaille ist irreflihrend, weil der Rang
noch wenig Uber die tatsdchliche wirtschaftliche Bedeu-
tung aussagt.

Hilfreicher ist es, sich die Welt als eine Firma vorzustellen,
in der zahlreiche Eigentiimer mitreden. Sicher hat dabei
der drittgroBte Eigentimer ein anderes Gewicht als der
durchschnittliche Eigentiimer, der rechnerisch bei 200
Staaten einen Anteil an der Weltwirtschaft von 0,5 % hélt.
Allerdings betragt Deutschlands Anteil auch nicht mehr

2 Es gibt aktuell 193 Mitgliedsstaaten der Vereinten Nationen, zudem
zwei weitere Staaten mit Beobachterstatus, sieben weitere Staaten
(die von mindestens einem Mitgliedstaat der Vereinten Nationen aner-
kannt werden) sowie fiinf weitere Staaten, also in Summe 207 Staaten
und De-facto-Staaten.
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Abbildung 1
Die groBten Volkswirtschaften der Welt im Jahr 2023
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als 4,3 %. Die Anteile der zehn groBten Volkswirtschaften
sowie der Européischen Union (EU) zeigt Abbildung 1.

Man sieht sofort, dass es nur zwei wirklich groBe Volks-
wirtschaften im WeltmaBstab gibt, das sind die USA mit
einem Anteil des Bruttoinlandsprodukts (BIP) am weltwei-
ten BIP von 27 % sowie China mit 17 %. Der Anteil dieser
Lander an der weltweiten Wertschépfung ist sechsmal
beziehungsweise viermal so groB wie der Deutschlands.
Die USA und China befinden sich also in einer anderen
GroBenklasse.

Deutschland rangiert in der Gruppe danach, vor Japan,
Indien, anderen gréBeren europdischen Landern (GrofB3-
britannien, Frankreich, Italien), Brasilien und Kanada. Ob
der Anteil am Welt-BIP nun 4,3 %, wie fiir Deutschland,
betragt oder nur 2,9 %, wie flr Frankreich, spielt fir die
Bedeutung in der Welt keine entscheidende Rolle. Der
dritte Platz ist im Grunde auch nicht viel mehr wert als
Frankreichs siebter Platz, die Unterschiede sind im Welt-
maBstab geringfligig. Das andert sich allerdings, wenn
die EU gemeinsam auftritt, wie in der internationalen Han-
delspolitik. Dann stellt sie den dritten groBen Akteur mit
einem Anteil von 18 %.

GroBenveranderungen durch
Wechselkursschwankungen

Dass Deutschland Japan als drittgréBte Volkswirtschaft
im Jahr 2023 Uberholt hat, liegt nicht etwa an einer mar-
kanten Wachstumsdynamik in Deutschland, sondern
an einer Veranderung der Wechselkurse. Deren Einfluss
erkennt man unmittelbar an der Entwicklung der japani-
schen Wertschépfung in den letzten 25 Jahren abgetra-

Abbildung 2
Entwicklung des japanischen Bruttoinlandsprodukts
seit 1998
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gen in US-Dollar (Abbildung 2). Erst stieg das japanische
BIP an, ab etwa 2012 begann es dann markant zu sinken.
Im Extrem betrug der Riickgang fast 30 %. Diese starken
Veranderungen haben wenig mit der eher kontinuierli-
chen Wirtschaftsentwicklung in Japan zu tun, die eben-
falls in Abbildung 2 in Yen abgebildet ist. Zum einen als
nominale Entwicklung und zum anderen als reale Wirt-
schaftsentwicklung. Die japanische Wirtschaft ist also in
realer Rechnung (mit Ausnahme der groBen Finanzkrise
2008/09) fast durchgédngig leicht gewachsen, wéahrend
die Rechnung in US-Dollar ein Auf und Ab zeigt, wobei
das BIP in US-Dollar 2023 in etwa wieder auf das niedrige
Niveau von Ende der 1990er-Jahre gesunken ist.

GroBe gemessen in Kaufkraft

Eine Mdglichkeit, um den Einfluss von Wechselkursan-
derungen bei internationalen Vergleichen zu eliminieren,
ist die Rechnung in Wechselkursen nach Kaufkraftpa-
ritat (KKP). Daflir wird nicht der Marktwechselkurs he-
rangezogen, der sich aus Angebot und Nachfrage am
Devisenmarkt ergibt, und somit prinzipiell immer nur
den international aktiven Teil einer Volkswirtschaft be-
ricksichtigt. Vielmehr wird darauf abgestellt, was in den
jeweils betrachteten Landern ein einheitlicher Waren-
korb kostet, der Giter und Dienstleistungen beinhaltet,
die handelbar und eben auch nicht handelbar sind. Bei
allen Problemen und Ungenauigkeiten im Detail ist der
wesentliche Unterschied, dass diese Rechnung auch
den gréBeren Binnenteil einer Volkswirtschaft mit sei-
nen ,Inlandspreisen® berlcksichtigt. Tendenziell gilt,
dass einkommensschwéachere L&dnder wegen der glns-
tigen Inlandspreise eine hdhere Kaufkraft bieten als es
die Marktwechselkurse nahelegen. KKP-Wechselkurse

Wirtschaftsdienst 2025 | 7



Abbildung 3
Die gréoBten Volkswirtschaften der Welt im Jahr 2023
nach Kaufkraftparitat
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nivellieren also die Unterschiede zwischen reicheren
und armeren Volkswirtschaften. Flir Aussagen Uber die
generelle Bedeutung eines Landes sind sie vermutlich
aussagekraftiger als der Vergleich mittels Marktwech-
selkursen.

Flr das Jahr 2023 werden in Abbildung 3 analog zu Ab-
bildung 1 die zehn groBten Volkswirtschaften der Welt
aufgefliihrt, nun jedoch mittels KKP-Wechselkursen be-
rechnet. Das Ergebnis sieht merklich anders aus als in
Abbildung 1. Schwellenlander riicken vor und die ,alten®
Industrieldnder fallen in ihrer relativen Bedeutung zurick.
China ist jetzt die groBte Volkswirtschaft mit einem Anteil
am weltweiten BIP von 19 % vor den USA und der EU mit
je 15%. Deutschland rangiert nicht mehr auf Platz drei,
sondern auf Platz sechs, der Anteil an der Weltwirtschaft
ist von 4,3% auf 3,2% gesunken. In Kaufkraft ausge-
driickt ist Indien sehr viel gréBer als Deutschland, aber
auch Russland sowie Japan liegen leicht vorn. Ferner
schieben sich Brasilien und Indonesien vor GroBbritanni-
en und Frankreich.

GroBe in historischer Perspektive

Die Wahrnehmung der wirtschaftlichen GréBe eines Lan-
des ist vermutlich auch von historischen Erinnerungen
bestimmt. Flir Deutschland trifft das insofern zu als es
vor dem Ersten Weltkrieg eine schnell und stark aufstre-
bende Volkswirtschaft mit moderner Infrastruktur, rela-
tiv guter Bildung und ausgezeichneter Forschung in den
damals modernen Industrien der zweiten Industrialisie-
rungswelle war (wie chemische und elektrische Industrie).
Tatsachlich hatte Deutschland damals, verstarkt durch
die Griindung des deutschen Reiches von 1871, seinen

ZBW - Leibniz-Informationszentrum Wirtschaft
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Abbildung 4
Deutschlands Anteil an der Weltwirtschaft und
Weltbevodlkerung seit 1820
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Héhepunkt weltwirtschaftlicher Bedeutung erreicht. Vor
dem Ersten Weltkrieg betrug der deutsche Anteil an der
Weltwirtschaft in Kaufkraft gerechnet im Jahr 1900 be-
reits 7,4% und erreichte seinen Hohepunkt direkt vor
Kriegsbeginn im Jahr 1913 mit 8,7 % (Bolt & Van Zanden,
2024).2 Durch das damals noch kraftige Bevolkerungs-
wachstum in Deutschland stieg der Anteil an der Weltbe-
vélkerung sogar minimal von 3,5 % (1900) auf 3,6% (1913).
Verglichen mit den aktuellen Werten fir Wirtschafts- und
Bevolkerungsanteil von gut 3 % und 1%, war Deutschland
auf seinem wirtschaftlichen Bedeutungshdéhepunkt rund
dreimal so groB.

Fir die Jahrzehnte ab 1820 ist der deutsche Anteil an
der Weltwirtschaft deutlich angestiegen mit dem Héhe-
punkt knapp hundert Jahre spéter, also unmittelbar vor
dem Ersten Weltkrieg. Abbildung 4 zeigt die groBen Li-
nien, beruht aber Anfang des 20. Jahrhunderts nur auf
den verfligbaren Daten von 1900 (deutscher Anteil 7,4 %)
und von 1920 (5,6 %), weshalb der komplette Anstieg
bis zum Jahr 1913 (auf 8,7 %) an dieser Abbildung nicht
erkennbar ist (die oben genannten jahrlichen Anteile flr
Deutschland beruhen auf linearer Interpolation fir die
weltweiten Werte). Nach dem Ersten Weltkrieg gab es
aufgrund der Kriegsschaden, Reparationszahlungen,
Bevdlkerungs- und Landverluste und der institutionellen
Instabilitat einen dauerhaften Riickschlag. Mit der Mobi-
lisierung aller Ressourcen in der Kriegswirtschaft stieg

3 Die Maddison Project Database, die wir fir Kaufkraft-bereinigte Da-
ten nutzen, geht von einem kontinuierlichen Deutschland aus, das
rechtlich so nicht bestanden hat, sodass die Bevdlkerung weder 1871
mit der Reichsgrindung noch 1990 mit der Wiedervereinigung zu-
nimmt. Folglich beziehen sich die Werte vor 1871 auf einen eher losen
Staatenverbund und die vor 1990 auf zwei selbststéndige Staaten.
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der deutsche Anteil temporar wieder etwas. Daflr war
der Rickschlag nach dem Zweiten Weltkrieg nochmals
deutlicher. Selbst die Aufholbewegung in den 1950er
und frithen 1960er Jahren (,Wirtschaftswunder”) hat den
deutschen Bedeutungsverlust nicht mehr vollstandig
kompensieren kdnnen, auch wenn Deutschland in den
1960er Jahren noch einmal einen Anteil an der Weltwirt-
schaft von Uber 6 % erreichte. Seitdem sinkt Deutsch-
lands Anteil an der Weltwirtschaft kontinuierlich und
deutlich.

Erwartete zukiinftige GroBe

Neben der Entwicklung in Deutschland selbst, spielt fiir
die Bedeutung (und den Rang) in der Weltwirtschaft die
Entwicklung aller Ubrigen Lander eine entscheidende
Rolle. Hier sind zwei Verdnderungen maBgebend: Zum ei-
nen hat die Bevdlkerung in Deutschland seit unmittelbar
vor dem Ersten Weltkrieg bis heute nicht stark zugenom-
men, von 66 Mio. im Jahr 1914 auf 84 Mio. Menschen; das
ist sehr wenig im Vergleich zur Weltbevdlkerung, die sich
mehr als vervierfacht hat. Zum anderen war Deutschland
vor gut 100 Jahren ahnlich wie heute eines der wirtschaft-
lich am weitesten entwickelten Lander in der Welt. Aller-
dings war damals nur ein kleiner Teil der Welt anndhernd
so modern wie Deutschland, wahrend heute viele weitere
Lander vollstandig aufgeholt haben (vor allem in Ostasien)
und viele andere Lander von einem niedrigen Niveau aus
starker gewachsen sind als Deutschland. In der Summe
der Effekte ist der deutsche Anteil an der Weltwirtschaft
kleiner geworden, obwohl Deutschland wirtschaftlich er-
folgreich agiert hat.

Da sich an den beiden treibenden Determinanten dieser
Entwicklung voraussichtlich nichts andern wird, spricht
viel daflr, dass der deutsche Anteil an der Weltwirt-
schaft weiter sinken wird. Nach jlingeren Schatzungen
wird die deutsche Bevolkerung die nachsten Jahrzehnte
wohl weitgehend konstant bleiben und selbst bis zum
Jahr 2070 nur ganz leicht auf 83 Mio. zuriickgehen (BiB,
2025), wahrend die Weltbevélkerung nach einer Prog-
nose der Vereinten Nationen weiter wachsen wird, bis
auf gut 10 Mrd. Menschen zwischen 2060 und 2100 (mit
einem Gipfel der flir 2080 bei 10,3 Mrd. Menschen ge-
schétzt wird). In diesen Szenarien wird der deutsche An-
teil an der Weltbevolkerung auf etwa 0,8 % sinken; viel-
leicht wird er héher oder tiefer liegen, aber sinken wird
er vermutlich in jedem Fall. Ferner wird der Aufholpro-
zess vieler Lander weitergehen. Zusammengenommen
ist in den letzten zehn Jahren die Weltwirtschaft um gut
3% pro Jahr gewachsen, wéahrend Deutschland in der
ersten Halfte dieser Dekade noch bei plus 1% lag, und
in den letzten finf Jahren eine stagnierende Wirtschaft
aufweist.

Abbildung 5
Projektion von Deutschlands Anteil an der
Weltwirtschaft bis 2045
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Quelle: Bolt und Van Zanden (2024), Weltbank (2025).

Geht man vereinfachend davon aus, dass diese Wachs-
tumstrends weiter anhalten werden, also die Weltwirt-
schaft pro Jahr rund 2,5 Prozentpunkte schneller wéchst
als Deutschland, dann zeigt Abbildung 5 die weitere
Entwicklung.* Demnach wird der deutsche Anteil an der
Weltwirtschaft (bei unveranderten Marktwechselkursen)
in zehn Jahren von 4,3 % auf rund 3% fallen, in 20 Jah-
ren auf unter 3%. In KKP gerechnet sinkt der deutsche
Anteil von heute 3,2% auf 2,3 % und weiter auf 1,8 % in
zehn bzw. 20 Jahren. Sollte die deutsche Wirtschaft star-
ker wachsen, auch relativ zur Weltwirtschaft, dann wird
der deutsche Anteil entsprechend langsamer sinken, aber
langfristig sinken wird er in jedem derzeit realistischen
Szenario.

Fazit

Deutschland ist immer noch eines der gréBeren Lander
in der Weltwirtschaft, mit einem Bevélkerungsanteil von
1% und einem Anteil an der Wertschépfung von 4,3 %
bzw. 3,2 % in Kaufkraftparitét. Aber groB im Sinne von be-
deutend und einflussreich sind heute nur zwei Lander, die
USA und China. Deutschland war einmal groB, aber das
ist Uber 100 Jahre her. Insofern flihrt der Verweis auf den
dritten Rang, den Deutschland nach Marktwechselkursen
gerade wieder einmal in der Weltwirtschaft innehat in die
Irre. Der lrrsinn“ dieser Messung zeigt sich schon darin,

4 Das 500 Mrd. € ,Sondervermdgen®, das im Marz grundsatzlich be-
schlossen wurde, kann die Wachstumsraten in Deutschland Uber die
nachsten zehn bis zwolf Jahre noch erheblich erhéhen, durchaus um
2 Prozentpunkte pro Jahr, und somit den Abstand zum Wachstum der
Weltwirtschaft erheblich verkleinern (Dany-Knedlik et al., 2025). Die
Umsetzung wird dariiber entscheiden, wieviel von diesem Effekt kon-
junkturell bleibt und wieviel zu einer Erhéhung des Produktionspoten-
zials beitragt.
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dass Deutschland um einen Platz ,,aufgestiegen* ist, ob-
wohl die deutsche Wirtschaft in einer wachsenden Welt-
wirtschaft seit rund flinf Jahren weitgehend stagniert.

Ein realistischeres MaB von Wirtschaftskraft im internati-
onalen Vergleich ist die Messung mittels Kaufkraftparitét,
der zufolge Deutschland einen Anteil von 3,2 % am Welt-
BIP hat und auf dem sechsten Rang liegt. Dies sollte fir
alle klar machen, dass Deutschland allein in der heutigen
Weltwirtschaft zu klein ist, um die Agenda wirklich mitbe-
stimmen zu kénnen. Vielmehr ist die engste Abstimmung
in Europa notwendig, um entsprechendes Gewicht in der
Welt einzubringen. Nicht umsonst beginnt die auBenwirt-
schaftliche Agenda, die das Kieler Institut der neuen Bun-
desregierung empfiehlt, mit Europa (Dohse et al., 2025).

Offen ist dagegen die Frage, ob Deutschland es sich leis-
ten kann, immer mit allen EU-Landern im Gleichschritt
zu gehen. Der Handlungs- und Zeitdruck, sowohl auBen-
wirtschaftlich als auch auBenpolitisch, ist so stark, dass
es Uberlegenswert scheint, manche Themen jenseits der
Handelspolitik lieber mit kleineren Gruppen zu klaren, als
in jedem Einzelfall zu versuchen mit bis zu 27 EU-Staaten
und weiteren europaischen Landern (wie GroBbritannien
oder Norwegen) in einem langwierigen konsensualen Pro-
zess voranzukommen.

Aber auch dann bedarf es einer breiteren Abstimmung
innerhalb Europas. Mdéchte eine Gruppe als einflussrei-
cher Akteur in der Weltwirtschaft wahrgenommen wer-
den, sollte diese Gruppe mdglichst deutlich mehr als das

Okonomische Trends

doppelte Gewicht von Deutschland aufweisen. Selbst das
dreifache deutsche Gewicht wére ein Anteil an der Welt-
wirtschaft von ,nur” rund 10 % in Kaufkraft gemessen (die
gesamte EU kommt auf 15 %) und das mit sinkender Ten-
denz. Immerhin wirde dann der ,dritte Rang“ solch einer
europaischen Gruppe mit entsprechend wirtschaftlichem
Gewicht unterlegt.
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Title: How Big is Germany in the Global Economy?

Abstract: Germany is currently once again the third largest economy in the world. However, the idea of size associated with this is
wrong. Germany'’s share of the global economy is only 4.3%, in purchasing power terms only 3.2%, and it will continue to fall. Today,
only the USA and China are economically significant; Germany was once big - more than 100 years ago. Today, Germany can only exert
influence together with its European neighbours. It is questionable whether this will succeed within the framework of the 27-member EU
or whether some issues would not be better pursued in smaller groups.
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Sind chinesische Wachstumszahlen glaubwurdig?

Das Ziel fir das reale Wirtschaftswachstum des jeweils
laufenden Jahres, das von der chinesischen Flhrung
alljghrlich auf der gewdhnlich im Marz stattfindenden
Sitzung des Nationalen Volkskongresses veroffentlicht
wird, liegt in der Regel nahe an der Zuwachsrate, die nach
Ablauf des Jahres tatsachlich offiziell ausgewiesen wird.
So wurde das flr 2024 vorgegebene Ziel von ,,ungeféhr
5 Prozent* trotz erheblichen wirtschaftlichen Gegenwinds
nach Angaben der Statistikbehdrde auf nahezu ,magi-
sche” Weise exakt erreicht. Tatsachlich wich die offizielle
reale Zuwachsrate des Bruttoinlandsprodukts (BIP) seit
dem Jahr 2012, in dem Xi Jinping Generalsekretar der
Kommunistischen Partei Chinas (KPCh) wurde, mit Aus-
nahme der Jahre der COVID-19-Pandemie allenfalls ge-
ringfligig — und wenn, dann stets positiv — vom jeweiligen
Wachstumsziel ab (Abbildung 1). Dabei sanken die nach
offiziellen Angaben erreichten Raten seit 2012 im Einklang
mit dem schrittweise von 7,5 % im Jahr 2012 auf aktuell
5% reduzierten jahrlichen Wachstumsziel im Trend deut-
lich, sie schwankten jedoch nur geringfligig um diesen
Trend. GroBere Schwankungen der Produktion gab es
hingegen in nominaler Rechnung. In den Jahren 2023 und
2024 waren die Zuwéachse des Bruttoinlandsprodukts
aufgrund eines ricklaufigen BIP-Deflators nominal sogar
niedriger als real.

Zweifellos verfligt die chinesische FlUhrung Uber weit-
reichende Mdglichkeiten, die heimische Wirtschafts-
leistung zur Erreichung ihres Wachstumsziels auch
kurzfristig stark zu steigern. So hat die chinesische
Regierung im Herbst 2024, als eine Verfehlung der Ziel-
vorgabe immer wahrscheinlicher wurde, mehrere Kon-
junkturpakete mit umfassenden fiskal- und geldpoliti-
schen MaBnahmen aufgelegt, die sicherlich nicht ohne
Wirkung blieben. Zugleich wurden aber auch Schwie-
rigkeiten und Grenzen bei der Uberwindung struktu-
reller Wachstumshindernisse wie der Immobilienkrise,
der Verschuldungsprobleme lokaler Regierungen, des
Vertrauensverlusts privater Unternehmen und der Kon-
sumzurlckhaltung der Bevolkerung deutlich, welche die

© Der/die Autor:in 2025. Open Access: Dieser Artikel wird unter der
Creative Commons Namensnennung 4.0 International Lizenz verof-
fentlicht (creativecommons.org/licenses/by/4.0/deed.de).

Open Access wird durch die ZBW - Leibniz-Informationszentrum
Wirtschaft gefordert.

Moglichkeiten der Regierung zur Steuerung der kurz-
fristigen Wirtschaftsentwicklung offenbar verringert
haben. Dies legt nahe, dass auch die chinesische Re-
gierung kaum in der Lage sein durfte, ihre wirtschafts-
politischen Interventionen zeitlich und quantitativ so zu
steuern, dass das jahrliche Wachstumsziel wiederholt
punktgenau erreicht wird.

Die Genauigkeit der Zielerreichung, die geringe Vola-
tilitdt der offiziellen realen Zuwachsraten sowie die von
vielen Experten als unplausibel hoch betrachteten Werte
flr 2023 und 2024" haben bereits seit langem bestehen-
de Zweifel an den offiziellen chinesischen Makrodaten
(Gern & Hauber, 2015) zuletzt noch einmal verstérkt.
Zwar hat die Nationale Statistikbehérde (NBSC) die
Qualitat der Datenerhebung fir die amtliche Statistik in
den vergangenen Jahren vielfach verbessert und diese
an internationale Standards angepasst (Lardy & Huang,
2025). Dies schlieBt eine bewusste Manipulation der Sta-
tistiken aus politischen Motiven jedoch keineswegs aus.

Auf regionaler Ebene ist die Manipulation wirtschaftli-
cher Daten mittlerweile gut belegt. Zur Foérderung ihrer
Karrierechancen haben insbesondere die regionalen
Parteiflihrer einen starken Anreiz, das regionale Wirt-
schaftswachstum (auch auf Kosten anderer Ziele) zu
fordern und gegebenenfalls auch Uberhéhte Zuwachs-
raten durch die regionalen Statistikbehdrden ausweisen
zu lassen. Verschiedene Studien haben Uberzeugende
Hinweise auf derartige Manipulationen geliefert (Chen
et al., 2021; Lyu et al., 2018), die in mehreren Féllen in-
zwischen auch offiziell eingerdumt wurden (Chen et al.,
2021). Aber auch auf nationaler Ebene werden einzelne
Statistiken - insbesondere, wenn sie politische oder
wirtschaftliche Schwéchen offenlegen (kdnnten) — selek-
tiv geheim gehalten oder manipuliert. So wurden die Da-
ten zur Jugendarbeitslosigkeit nach einem erheblichen
Anstieg im Juni 2023 pl6tzlich nicht mehr veréffentlicht
und erst nach Anpassung der Messmethode ab Januar
2024 auf einem dann niedrigeren Niveau wieder ausge-
wiesen (Chen, 2024). Auch die jahrlichen BIP-Zuwachse

1 So schatzten China-Experten der Rhodium Group, eines unabhén-
gigen Forschungsunternehmens mit Fokus auf Chinas Wirtschaft,
jeweils zum Ende des betreffenden Jahres einen realen Anstieg von
1,5 % statt offiziell 5,4 % fir 2023 und zwischen 2,4 % und 2,8 % statt
der offiziellen Prognose von 5,0 % fiir 2024 (Rosen et al., 2023, 2024).
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Abbildung 1

Chinas jahrliches Wachstumsziel und offizielle
Zuwachsraten des Bruttoinlandsprodukts
Jahresdaten, Verédnderung gegeniiber Vorjahr in %
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Quellen: HPRC (2025); NBSC (2025).

sind fUr die chinesische Flihrung eine politisch sensible
Statistik, deren Manipulation fir sie bei Bedarf leicht zu
bewerkstelligen sein dirfte.?

Die Akzeptanz und ,Legitimitat der autoritdren Herr-
schaft der KPCh beruht nach wie vor zu einem erheb-
lichen Teil auf dem Versprechen und der Fahigkeit der
Partei, der Bevolkerung einen zunehmenden Wohlstand
durch ein stabiles, hohes Wirtschaftswachstum zu si-
chern. FiUr die chinesische FlUhrung ist es daher von
zentraler Bedeutung, deutlich zu machen, dass sie dazu
auch unter schwierigen Bedingungen wie der COVID-
19-Pandemie, der Immobilienkrise und dem Technolo-
gie- und Handelskonflikt mit den Vereinigten Staaten in
der Lage ist. Dementsprechend betont die chinesische
Flhrung zur Begriindung des diesjahrigen Wachstums-
ziels von wiederum ,ungefdhr 5 Prozent®, dass dieses
»-im Einklang mit ihren mittel- und langfristigen Entwick-
lungszielen® stehe und ihre Entschlossenheit unterstrei-
che, den aktuellen ,Schwierigkeiten frontal entgegen-
zutreten” (Li, 2025). Dabei hat Chinas Staats- und Par-
teichef Xi Jinping als langfristiges Ziel ausgegeben, die
Wirtschaftsleistung bis 2035 gegeniiber dem Jahr 2020
zu verdoppeln (Xi, 2020). Dies entsprache einer durch-

2 Das NBSC verfligt Uiber keinerlei formale Unabhangigkeit und dient in
erster Linie der Regierung und der Parteifiihrung (Holz, 2014). Zudem
verflgt das NBSC angesichts der Komplexitédt und Intransparenz der
Berechnung des realen Bruttoinlandsprodukts liber zahlreiche Mdg-
lichkeiten, diese Statistik auf fiir AuBenstehende kaum nachweisbare
Weise zu manipulieren. So vermutet Kerola (2019), dass die geringe
Volatilitat der offiziellen realen BIP-Entwicklung durch eine geeignete
Wahl des nicht explizit ausgewiesenen BIP-Deflators erzielt worden
sein kdnnte.
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schnittlichen jahrlichen Wachstumsrate des realen BIP
von knapp 4,75 % zwischen 2020 und 2035 bzw. knapp
4,45 % zwischen 2025 und 2035. Angesichts eines vo-
raussichtlich weiter riicklaufigen Wachstumspotentials
(Bickenbach & Liu, 2024), scheint das aktuelle Wachs-
tumsziel von ungefédhr 5 % flr das Jahr 2025 an der Un-
tergrenze dessen, was mit dem mittelfristigen Ziel der
Verdoppelung der Wirtschaftsleistung bis 2035 noch
vereinbar ist.

Angesichts der Zweifel an der Verldsslichkeit der offiziel-
len chinesischen Zuwachsraten haben China-Experten
und -Beobachter verschiedene alternative Kennzahlen
vorgeschlagen, die es ermdglichen sollen, die Dynamik
der chinesischen Wirtschaft zuverldssiger abzuschatzen.
Das wohl bekannteste Beispiel einer solchen alternativen
Metrik ist der nach dem ehemaligen chinesischen Mi-
nisterprasidenten benannte Li-Kegiang-Index (LKI), der
Kennzahlen flir das Schienenglterverkehrsaufkommen,
den Stromverbrauch, und die vergebenen Bankkredite zu
einem Index verbindet. Neben verschiedenen Varianten
des LKI wurde mittlerweile eine Vielzahl weiterer Kenn-
ziffern und Indizes zur Schatzung des chinesischen Wirt-
schaftswachstums genutzt, wobei teils auch MessgréBen
verwendet wurden, die anders als das Bruttoinlandspro-
dukt oder die in den LKI eingehenden Kennzahlen kaum
von chinesischen Behdrden manipuliert werden kénnen.
Hierzu z&hlen etwa Daten zum chinesischen AuBenhan-
del — anstelle chinesischer Daten kdnnen hier die entspre-
chenden Daten der Handelspartner (Spiegelstatistiken)
herangezogen werden — oder die von Satelliten gemes-
senen ndchtlichen Lichtemissionen Chinas. Diese GréBen
kénnen entweder selbst als Proxy fir die Veranderung
des BIP verwendet werden, oder sie kdnnen als unabhan-
giger Benchmark flir den Vergleich verschiedener offiziel-
ler Indikatoren genutzt werden (Fernald et al., 2021; Clark
et al., 2020).

Im Vergleich mit den offiziellen BIP-Zuwachsraten sind
die auf Basis dieser Kennzahlen geschatzten Werte in der
Regel sehr viel volatiler. Der offiziell ausgewiesene Pro-
duktionsanstieg liegt zwar nicht durchgangig Uber dem
alternativ geschéatzten Wert. Insbesondere wahrend Kri-
senzeiten scheint er jedoch die tatsachliche wirtschaft-
liche Aktivitat deutlich zu Gberzeichnen (Kennedy & Mei,
2023). Einzelne Indizes mit einer geringen Zahl fixer aus-
gewéhlter Kennzahlen werden jedoch stets nur einige
Segmente der Gesamtwirtschaft adaquat abbilden kon-
nen. Problematisch ist dies insbesondere in Zeiten eines
schnellen Strukturwandels oder im Falle von Schocks, die
verschiedene Teile der Wirtschaft sehr unterschiedlich
treffen. So hat bespielweise der LKI, der insbesondere
mit der Entwicklung der Industrieproduktion korrespon-
diert, den Einbruch der wirtschaftlichen Dynamik in Chi-
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na im Jahr 2020 massiv unterschéatzt, da die Pandemie
bzw. die zu ihrer Einddmmung ergriffenen MaBnahmen
den Dienstleistungssektor insgesamt sehr viel starker be-
eintrachtigten als die Industrieproduktion. Ahnliche Pro-
bleme sind angesichts der gravierenden Umbriche und
Schocks, die die chinesische Wirtschaft derzeit etwa in
Form der Immobilienkrise oder zunehmender Handels-
konflikte erfahrt, flir viele andere alternative Indikatoren
zu erwarten. Die Mehrzahl der fir Kennedy und Mei (2023)
befragten China-Experten sind sich deshalb darin einig,
dass es notwendig ist, regelmaBig eine Vielzahl von Da-
tenreihen zu betrachten und daraus eigene Schlussfol-
gerungen Uber die aktuelle wirtschaftliche Entwicklung
Chinas zu ziehen.

Eine langfristige Beobachtung und eine methodisch fle-
xible Analyse, die sowohl quantitative Daten als auch
qualitative Informationen beriicksichtigt, scheint derzeit
am besten geeignet, um Unstimmigkeiten und Unplausi-
bilitdten in den offiziellen chinesischen Wirtschaftsdaten
zu identifizieren und die Entwicklung und Perspektiven
der chinesischen Wirtschaft realistisch einzuschéatzen.
Auf dieser Basis erwarten wir fir China flr 2025 der-
zeit einen Anstieg des realen Bruttoinlandsprodukts
von 4,5%. Zugleich wére es jedoch auch nicht lGberra-
schend, wenn die offizielle Statistik flir 2025 am Ende
doch wieder einen Zuwachs in Hohe der ,magischen”
5% oder leicht darlber ausweisen wirde und wenn
dann auch fir 2026 wieder ein Wachstumsziel von ,,un-
geféhr 5 Prozent” ausgegeben wiirde.

Frank Bickenbach und Wan-Hsin Liu
Kiel Institut fir Weltwirtschaft

Literatur

Bickenbach, F. & Liu, W.-H. (2024). Widerspriiche in Chinas neuer Wachs-
tumsstrategie. Wirtschaftsdienst, 104(9), 655-656.

Chen, G. (2024, August). China’s Unemployment Conundrum and its Impli-
cations for Global Trade [White Paper]. Hinrich Foundation.

Chen, S., Qiao, X. & Zhu, Z. (2021). Chasing or Cheating? Theory and Evi-
dence on China’s GDP Manipulation. Journal of Economic Behavior and
Organization, 189, 657-671.

Clark, H., Pinkovskiy, M. & Sala-i-Martin, X. (2020). China’s GDP Growth may
be Understated. China Economic Review, 62, 101243.

Fernald, J. G., Hsu, E. & Spiegel, M. M. (2021). Is China Fudging its GDP
Figures? Evidence from Trading Partner Date. Journal of International Mo-
ney and Finance, 110, 102262.

Gern, K-J. & Hauber, P. (2015). Konjunktur in China: Quo vadis? Wirtschafts-
dienst, 95(8), 575-576.

Holz, C. (2014). The Quality of China’s GDP Statistics. China Economic Re-
views, 30, 309-338.

HPRC - History of the People’s Republic of China. (2025). Annual Report on
the Work of the Government 2006-2025.

Kennedy, S. & Mei, Q. M. (2023, 13. September). Measurement Muddle:
China’s GDP Growth Data and Potential Proxies. How Do we Know if China
is Growing? Big Data China. Center for Strategic and International Stu-
dies (CSIS).

Kerola, E. (2019). In Search of Fluctuations: Another Look at China’s Incre-
dibly Stable GDP Growth Rates. Comparative Economic Studies, 61,
359-380.

Lardy, N. R. & Huang, T. (2025, 10. Marz). China’s Major Economic Data Conti-
nue to Improve. Peterson Institute for International Economics (PIIE).

Li, Q. (2025, 5. Marz). Report on the Work of the Government. Delivered at
the Third Session of the 14th National People’s Congress of the People’s
Republic of China.

Lyu, C., Wang, K., Zhang, F. & Zhang, X. (2018). GDP Management to Meet or
Beat Growth Targets. Journal of Accounting and Economics, 66, 318-338.

NBSC - National Bureau of Statistics China. (2025). Annual Statistics — GDP.

Rosen, D. H., Wright, L., Vest, C. & Quinn, R. (2023, 29. Dezember). Through
the Looking Glass: China’s 2023 GDP and the Year Ahead [Note]. Rhodium
Group.

Rosen, D. H., Wright, L., Smith, J., Mingey, M. & Quinn, R. (2024, 31. Dezem-
ber). After the Fall: China’s Economy in 2025 [Note]. Rhodium Group.

Xi, J. (2020, 3. November). Anmerkung zu den Empfehlungen des Zentralkomi-
tees der Kommunistischen Partei Chinas zur Formulierung des vierzehnten
Flnfjahresplans fir die nationale wirtschaftliche und soziale Entwicklung
und der Vision und Ziele flirs 2035. Staatsrat der Volksrepublik China.

Wirtschaftsdienst 2025 | 7



Wirtschaftsdienst
Zeitschrift fir Wirtschaftspolitik

Herausgegeben von

ZBW - Leibniz-Informationszentrum Wirtschaft
Direktor: Klaus Tochtermann

https://zbw.eu

Redaktion

Nicole Waidlein (Chefredakteurin)

Kristin Biesenbender (Stv. Chefredakteurin)
Johannes Eber

Mark Kirstein

Julia Lucke

Christine Rickert

Anschrift der Redaktion
Neuer Jungfernstieg 21
20354 Hamburg

Tel.: +49 431 8814-332
E-Mail: wirtschaftsdienst@zbw.eu

Wissenschaftlicher Beirat

Sebastian Dullien Institut fir Makroékonomie und Konjunkturforschung
Gabriel Felbermayr WIFO - Osterreichisches Institut fiir Wirtschaftsforschung
Marcel Fratzscher DIW Berlin

Clemens Fuest ifo Institut

Britta Gehrke Freie Universitat Berlin

Veronika Grimm Technische Universitét Niirnberg

Reint E. Gropp Leibniz-Institut fiir Wirtschaftsforschung Halle

Michael Hither Institut der deutschen Wirtschaft

Heike Joebges HTW Berlin

Kai A. Konrad Max-Planck-Institut fiir Steuerrecht und Offentliche Finanzen
Hagen Kramer Hochschule Karlsruhe

Dominika Langenmayr Katholische Universitat Eichstatt-Ingolstadt
Ulrike Neyer Heinrich-Heine-Universitat Dusseldorf

Miriam Rehm Universitat Duisburg-Essen

Marianne Saam ZBW - Leibniz-Informationszentrum Wirtschaft
Dorothea Schafer Universitat Bremen

Christoph M. Schmidt RWI - Leibniz-Institut fir Wirtschaftsforschung

Monika Schnitzer Ludwig-Maximilians-Universitat Miinchen

Website: https://wirtschaftsdienst.eu

LinkedIn:
https://de.linkedin.com/company/wirtschaftsdienst-zbw
Bluesky:
https://bsky.app/profile/wirtschaftsdienst.bsky.social

Jan-Egbert Sturm ETH Ziirich
Achim Truger Universitat Duisburg-Essen
Achim Wambach ZEW - Leibniz-Zentrum fiir Européische Wirtschaftsforschung

Urheberrecht
Der Wirtschaftsdienst erscheint im Open Access bei Sciendo. Sciendo
ist ein Unternehmen von De Gruyter.

© Das Copyright verbleibt bei den Autor:innen. Die Artikel werden unter
der Creative Commons Namensnennung 4.0 International Lizenz (https:/
creativecommons.org/licenses/by/4.0/deed.de) verdffentlicht, welche die
Nutzung, Vervielfaltigung, Bearbeitung, Verbreitung und Wiedergabe in
jeglichem Medium und Format erlaubt, sofern die urspriinglichen Auto-
rinnen und Autoren und die Quelle ordnungsgemas genannt, ein Link zur
Creative Commons Lizenz beigefligt und angegeben wird, ob Anderun-
gen vorgenommen wurden.

Offiziell zitiert als: Wirtschaftsdienst

Open Access wird durch die ZBW - Leibniz-Informationszentrum Wirt-
schaft geférdert.

Printausgabe
Der gedruckte Wirtschaftsdienst kann Uber die Redaktion bezogen wer-
den. Es erscheinen jahrlich zwdlf Ausgaben. Ein Abo ist kostenfrei.

Redaktion Wirtschaftsdienst

ZBW - Leibniz-Informationszentrum Wirtschaft
Neuer Jungfernstieg 21

20354 Hamburg

Tel.: +49 431 8814-332
E-Mail: wirtschaftsdienst@zbw.eu

Bezugsinfo: https://wirtschaftsdienst.eu/bezugsinfo.html

ISSN 0043-6275 (Printausgabe)

Druck
QUBUS media GmbH
D-30457 Hannover

Online-Ausgabe

Der Wirtschaftsdienst ist Uber folgende Websites erreichbar:
Wirtschaftsdienst: https:/wirtschaftsdienst.eu

Sciendo: https://sciendo.com/journal/WD

ISSN 1613-978X (Online-Ausgabe)
Indexiert in

ABI/INFORM Collection (ProQuest), Baidu Scholar, CEEAS (Central &
Eastern European Academic Source), CNKI Scholar (China National
Knowledge Infrastructure), Dimensions, EBSCO, ECONIS, EconlLit, Else-
vier — SCImago, Elsevier — Scopus, ExLibris, Google Scholar, IBZ (Inter-
national Bibliography of Periodical Literature in the Humanities and Social
Sciences), J-Gate, KESLI-NDSL (Korean National Discovery for Science
Leaders), MIAR, MyScienceWork, Naver Academic, Naviga (Softweco),
Norwegian Register for Scientific Journals, Series and Publishers, PAIS
Index, ProQuest, ReadCube, Research Papers in Economics (RePEc),
ScienceON/AccessON, Scilit, Scite_, Semantic Scholar, Sherpa/RoMEO,
TDOne (TDNet), WorldCat (OCLC), X-MOL

MIX
Papier | Férdert
& gute Waldnutzung
(®) Klimaneutral | ESC £oc. oo16042




Wirtschaftsdienst

Zeitschrift fiir Wirtschaftspolitik

Aufgeschlagen.
Gelesen.

hitps://wirtschaftsdienst.eu



	WD Cover 7 2025
	WD Heft leere Seite
	WD Heft 7 2025
	WD Impressum 2025
	WD-Eigenanzeige_RZ_NeuGedacht_geändert


<<
  /ASCII85EncodePages false
  /AllowTransparency false
  /AutoPositionEPSFiles true
  /AutoRotatePages /All
  /Binding /Left
  /CalGrayProfile (Dot Gain 20%)
  /CalRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CalCMYKProfile (None)
  /sRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CannotEmbedFontPolicy /Warning
  /CompatibilityLevel 1.7
  /CompressObjects /Tags
  /CompressPages true
  /ConvertImagesToIndexed true
  /PassThroughJPEGImages false
  /CreateJobTicket false
  /DefaultRenderingIntent /Default
  /DetectBlends true
  /DetectCurves 0.1000
  /ColorConversionStrategy /UseDeviceIndependentColor
  /DoThumbnails false
  /EmbedAllFonts true
  /EmbedOpenType false
  /ParseICCProfilesInComments true
  /EmbedJobOptions true
  /DSCReportingLevel 0
  /EmitDSCWarnings false
  /EndPage -1
  /ImageMemory 1048576
  /LockDistillerParams true
  /MaxSubsetPct 100
  /Optimize true
  /OPM 1
  /ParseDSCComments true
  /ParseDSCCommentsForDocInfo true
  /PreserveCopyPage true
  /PreserveDICMYKValues true
  /PreserveEPSInfo false
  /PreserveFlatness false
  /PreserveHalftoneInfo false
  /PreserveOPIComments false
  /PreserveOverprintSettings true
  /StartPage 1
  /SubsetFonts true
  /TransferFunctionInfo /Preserve
  /UCRandBGInfo /Remove
  /UsePrologue false
  /ColorSettingsFile ()
  /AlwaysEmbed [ true
  ]
  /NeverEmbed [ true
  ]
  /AntiAliasColorImages false
  /CropColorImages false
  /ColorImageMinResolution 150
  /ColorImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleColorImages true
  /ColorImageDownsampleType /Bicubic
  /ColorImageResolution 300
  /ColorImageDepth -1
  /ColorImageMinDownsampleDepth 1
  /ColorImageDownsampleThreshold 1.33000
  /EncodeColorImages true
  /ColorImageFilter /DCTEncode
  /AutoFilterColorImages true
  /ColorImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /ColorACSImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /ColorImageDict <<
    /QFactor 0.76
    /HSamples [2 1 1 2] /VSamples [2 1 1 2]
  >>
  /JPEG2000ColorACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 15
  >>
  /JPEG2000ColorImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 15
  >>
  /AntiAliasGrayImages false
  /CropGrayImages false
  /GrayImageMinResolution 150
  /GrayImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleGrayImages true
  /GrayImageDownsampleType /Bicubic
  /GrayImageResolution 300
  /GrayImageDepth -1
  /GrayImageMinDownsampleDepth 2
  /GrayImageDownsampleThreshold 1.33000
  /EncodeGrayImages true
  /GrayImageFilter /DCTEncode
  /AutoFilterGrayImages true
  /GrayImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /GrayACSImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /GrayImageDict <<
    /QFactor 0.76
    /HSamples [2 1 1 2] /VSamples [2 1 1 2]
  >>
  /JPEG2000GrayACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 15
  >>
  /JPEG2000GrayImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 15
  >>
  /AntiAliasMonoImages false
  /CropMonoImages false
  /MonoImageMinResolution 300
  /MonoImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleMonoImages true
  /MonoImageDownsampleType /Bicubic
  /MonoImageResolution 1200
  /MonoImageDepth -1
  /MonoImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeMonoImages true
  /MonoImageFilter /CCITTFaxEncode
  /MonoImageDict <<
    /K -1
  >>
  /AllowPSXObjects true
  /CheckCompliance [
    /None
  ]
  /PDFX1aCheck false
  /PDFX3Check false
  /PDFXCompliantPDFOnly false
  /PDFXNoTrimBoxError true
  /PDFXTrimBoxToMediaBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXSetBleedBoxToMediaBox true
  /PDFXBleedBoxToTrimBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXOutputIntentProfile ()
  /PDFXOutputConditionIdentifier ()
  /PDFXOutputCondition ()
  /PDFXRegistryName (http://www.color.org)
  /PDFXTrapped /False

  /CreateJDFFile false
  /DefaultDocumentLanguage (Deutsch: 2006 Rechtschreibreform)
  /Description <<
    /ENU ()
  >>
  /Namespace [
    (Adobe)
    (Common)
    (1.0)
  ]
  /OtherNamespaces [
    <<
      /AsReaderSpreads false
      /CropImagesToFrames true
      /ErrorControl /WarnAndContinue
      /FlattenerIgnoreSpreadOverrides false
      /IncludeGuidesGrids false
      /IncludeNonPrinting false
      /IncludeSlug false
      /Namespace [
        (Adobe)
        (InDesign)
        (4.0)
      ]
      /OmitPlacedBitmaps false
      /OmitPlacedEPS false
      /OmitPlacedPDF false
      /SimulateOverprint /Legacy
    >>
    <<
      /AllowImageBreaks true
      /AllowTableBreaks true
      /ExpandPage false
      /HonorBaseURL true
      /HonorRolloverEffect false
      /IgnoreHTMLPageBreaks false
      /IncludeHeaderFooter false
      /MarginOffset [
        0
        0
        0
        0
      ]
      /MetadataAuthor ()
      /MetadataKeywords ()
      /MetadataSubject ()
      /MetadataTitle ()
      /MetricPageSize [
        0
        0
      ]
      /MetricUnit /inch
      /MobileCompatible 0
      /Namespace [
        (Adobe)
        (GoLive)
        (8.0)
      ]
      /OpenZoomToHTMLFontSize false
      /PageOrientation /Portrait
      /RemoveBackground false
      /ShrinkContent true
      /TreatColorsAs /MainMonitorColors
      /UseEmbeddedProfiles false
      /UseHTMLTitleAsMetadata true
    >>
    <<
      /AddBleedMarks false
      /AddColorBars false
      /AddCropMarks true
      /AddPageInfo true
      /AddRegMarks false
      /BleedOffset [
        8.503940
        8.503940
        8.503940
        8.503940
      ]
      /ConvertColors /NoConversion
      /DestinationProfileName ()
      /DestinationProfileSelector /DocumentCMYK
      /Downsample16BitImages true
      /FlattenerPreset <<
        /PresetSelector /MediumResolution
      >>
      /FormElements true
      /GenerateStructure false
      /IncludeBookmarks false
      /IncludeHyperlinks false
      /IncludeInteractive false
      /IncludeLayers false
      /IncludeProfiles true
      /MarksOffset 6
      /MarksWeight 0.250000
      /MultimediaHandling /UseObjectSettings
      /Namespace [
        (Adobe)
        (CreativeSuite)
        (2.0)
      ]
      /PDFXOutputIntentProfileSelector /DocumentCMYK
      /PageMarksFile /RomanDefault
      /PreserveEditing true
      /UntaggedCMYKHandling /LeaveUntagged
      /UntaggedRGBHandling /UseDocumentProfile
      /UseDocumentBleed false
    >>
  ]
>> setdistillerparams
<<
  /HWResolution [600 600]
  /PageSize [612.000 792.000]
>> setpagedevice



<<
  /ASCII85EncodePages false
  /AllowTransparency false
  /AutoPositionEPSFiles true
  /AutoRotatePages /All
  /Binding /Left
  /CalGrayProfile (Dot Gain 20%)
  /CalRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CalCMYKProfile (None)
  /sRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CannotEmbedFontPolicy /Warning
  /CompatibilityLevel 1.7
  /CompressObjects /Tags
  /CompressPages true
  /ConvertImagesToIndexed true
  /PassThroughJPEGImages false
  /CreateJobTicket false
  /DefaultRenderingIntent /Default
  /DetectBlends true
  /DetectCurves 0.1000
  /ColorConversionStrategy /UseDeviceIndependentColor
  /DoThumbnails false
  /EmbedAllFonts true
  /EmbedOpenType false
  /ParseICCProfilesInComments true
  /EmbedJobOptions true
  /DSCReportingLevel 0
  /EmitDSCWarnings false
  /EndPage -1
  /ImageMemory 1048576
  /LockDistillerParams true
  /MaxSubsetPct 100
  /Optimize true
  /OPM 1
  /ParseDSCComments true
  /ParseDSCCommentsForDocInfo true
  /PreserveCopyPage true
  /PreserveDICMYKValues true
  /PreserveEPSInfo false
  /PreserveFlatness false
  /PreserveHalftoneInfo false
  /PreserveOPIComments false
  /PreserveOverprintSettings true
  /StartPage 1
  /SubsetFonts true
  /TransferFunctionInfo /Preserve
  /UCRandBGInfo /Remove
  /UsePrologue false
  /ColorSettingsFile ()
  /AlwaysEmbed [ true
  ]
  /NeverEmbed [ true
  ]
  /AntiAliasColorImages false
  /CropColorImages false
  /ColorImageMinResolution 150
  /ColorImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleColorImages true
  /ColorImageDownsampleType /Bicubic
  /ColorImageResolution 300
  /ColorImageDepth -1
  /ColorImageMinDownsampleDepth 1
  /ColorImageDownsampleThreshold 1.33000
  /EncodeColorImages true
  /ColorImageFilter /DCTEncode
  /AutoFilterColorImages true
  /ColorImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /ColorACSImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /ColorImageDict <<
    /QFactor 0.76
    /HSamples [2 1 1 2] /VSamples [2 1 1 2]
  >>
  /JPEG2000ColorACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 15
  >>
  /JPEG2000ColorImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 15
  >>
  /AntiAliasGrayImages false
  /CropGrayImages false
  /GrayImageMinResolution 150
  /GrayImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleGrayImages true
  /GrayImageDownsampleType /Bicubic
  /GrayImageResolution 300
  /GrayImageDepth -1
  /GrayImageMinDownsampleDepth 2
  /GrayImageDownsampleThreshold 1.33000
  /EncodeGrayImages true
  /GrayImageFilter /DCTEncode
  /AutoFilterGrayImages true
  /GrayImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /GrayACSImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /GrayImageDict <<
    /QFactor 0.76
    /HSamples [2 1 1 2] /VSamples [2 1 1 2]
  >>
  /JPEG2000GrayACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 15
  >>
  /JPEG2000GrayImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 15
  >>
  /AntiAliasMonoImages false
  /CropMonoImages false
  /MonoImageMinResolution 300
  /MonoImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleMonoImages true
  /MonoImageDownsampleType /Bicubic
  /MonoImageResolution 1200
  /MonoImageDepth -1
  /MonoImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeMonoImages true
  /MonoImageFilter /CCITTFaxEncode
  /MonoImageDict <<
    /K -1
  >>
  /AllowPSXObjects true
  /CheckCompliance [
    /None
  ]
  /PDFX1aCheck false
  /PDFX3Check false
  /PDFXCompliantPDFOnly false
  /PDFXNoTrimBoxError true
  /PDFXTrimBoxToMediaBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXSetBleedBoxToMediaBox true
  /PDFXBleedBoxToTrimBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXOutputIntentProfile ()
  /PDFXOutputConditionIdentifier ()
  /PDFXOutputCondition ()
  /PDFXRegistryName (http://www.color.org)
  /PDFXTrapped /False

  /CreateJDFFile false
  /DefaultDocumentLanguage (Deutsch: 2006 Rechtschreibreform)
  /Description <<
    /ENU ()
  >>
  /Namespace [
    (Adobe)
    (Common)
    (1.0)
  ]
  /OtherNamespaces [
    <<
      /AsReaderSpreads false
      /CropImagesToFrames true
      /ErrorControl /WarnAndContinue
      /FlattenerIgnoreSpreadOverrides false
      /IncludeGuidesGrids false
      /IncludeNonPrinting false
      /IncludeSlug false
      /Namespace [
        (Adobe)
        (InDesign)
        (4.0)
      ]
      /OmitPlacedBitmaps false
      /OmitPlacedEPS false
      /OmitPlacedPDF false
      /SimulateOverprint /Legacy
    >>
    <<
      /AllowImageBreaks true
      /AllowTableBreaks true
      /ExpandPage false
      /HonorBaseURL true
      /HonorRolloverEffect false
      /IgnoreHTMLPageBreaks false
      /IncludeHeaderFooter false
      /MarginOffset [
        0
        0
        0
        0
      ]
      /MetadataAuthor ()
      /MetadataKeywords ()
      /MetadataSubject ()
      /MetadataTitle ()
      /MetricPageSize [
        0
        0
      ]
      /MetricUnit /inch
      /MobileCompatible 0
      /Namespace [
        (Adobe)
        (GoLive)
        (8.0)
      ]
      /OpenZoomToHTMLFontSize false
      /PageOrientation /Portrait
      /RemoveBackground false
      /ShrinkContent true
      /TreatColorsAs /MainMonitorColors
      /UseEmbeddedProfiles false
      /UseHTMLTitleAsMetadata true
    >>
    <<
      /AddBleedMarks false
      /AddColorBars false
      /AddCropMarks true
      /AddPageInfo true
      /AddRegMarks false
      /BleedOffset [
        8.503940
        8.503940
        8.503940
        8.503940
      ]
      /ConvertColors /NoConversion
      /DestinationProfileName ()
      /DestinationProfileSelector /DocumentCMYK
      /Downsample16BitImages true
      /FlattenerPreset <<
        /PresetSelector /MediumResolution
      >>
      /FormElements true
      /GenerateStructure false
      /IncludeBookmarks false
      /IncludeHyperlinks false
      /IncludeInteractive false
      /IncludeLayers false
      /IncludeProfiles true
      /MarksOffset 6
      /MarksWeight 0.250000
      /MultimediaHandling /UseObjectSettings
      /Namespace [
        (Adobe)
        (CreativeSuite)
        (2.0)
      ]
      /PDFXOutputIntentProfileSelector /DocumentCMYK
      /PageMarksFile /RomanDefault
      /PreserveEditing true
      /UntaggedCMYKHandling /LeaveUntagged
      /UntaggedRGBHandling /UseDocumentProfile
      /UseDocumentBleed false
    >>
  ]
>> setdistillerparams
<<
  /HWResolution [600 600]
  /PageSize [612.000 792.000]
>> setpagedevice



<<
  /ASCII85EncodePages false
  /AllowTransparency false
  /AutoPositionEPSFiles true
  /AutoRotatePages /All
  /Binding /Left
  /CalGrayProfile (Dot Gain 20%)
  /CalRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CalCMYKProfile (U.S. Web Coated \050SWOP\051 v2)
  /sRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CannotEmbedFontPolicy /Warning
  /CompatibilityLevel 1.4
  /CompressObjects /Tags
  /CompressPages true
  /ConvertImagesToIndexed true
  /PassThroughJPEGImages true
  /CreateJobTicket false
  /DefaultRenderingIntent /Default
  /DetectBlends true
  /DetectCurves 0.0000
  /ColorConversionStrategy /LeaveColorUnchanged
  /DoThumbnails false
  /EmbedAllFonts true
  /EmbedOpenType false
  /ParseICCProfilesInComments true
  /EmbedJobOptions true
  /DSCReportingLevel 0
  /EmitDSCWarnings false
  /EndPage -1
  /ImageMemory 1048576
  /LockDistillerParams false
  /MaxSubsetPct 100
  /Optimize true
  /OPM 1
  /ParseDSCComments true
  /ParseDSCCommentsForDocInfo true
  /PreserveCopyPage true
  /PreserveDICMYKValues true
  /PreserveEPSInfo true
  /PreserveFlatness true
  /PreserveHalftoneInfo false
  /PreserveOPIComments false
  /PreserveOverprintSettings true
  /StartPage 1
  /SubsetFonts true
  /TransferFunctionInfo /Apply
  /UCRandBGInfo /Preserve
  /UsePrologue false
  /ColorSettingsFile ()
  /AlwaysEmbed [ true
  ]
  /NeverEmbed [ true
  ]
  /AntiAliasColorImages false
  /CropColorImages true
  /ColorImageMinResolution 300
  /ColorImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleColorImages false
  /ColorImageDownsampleType /Average
  /ColorImageResolution 300
  /ColorImageDepth -1
  /ColorImageMinDownsampleDepth 1
  /ColorImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeColorImages true
  /ColorImageFilter /DCTEncode
  /AutoFilterColorImages true
  /ColorImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /ColorACSImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /ColorImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /JPEG2000ColorACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /JPEG2000ColorImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /AntiAliasGrayImages false
  /CropGrayImages true
  /GrayImageMinResolution 300
  /GrayImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleGrayImages false
  /GrayImageDownsampleType /Average
  /GrayImageResolution 300
  /GrayImageDepth -1
  /GrayImageMinDownsampleDepth 2
  /GrayImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeGrayImages true
  /GrayImageFilter /DCTEncode
  /AutoFilterGrayImages true
  /GrayImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /GrayACSImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /GrayImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /JPEG2000GrayACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /JPEG2000GrayImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /AntiAliasMonoImages false
  /CropMonoImages true
  /MonoImageMinResolution 1200
  /MonoImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleMonoImages false
  /MonoImageDownsampleType /Average
  /MonoImageResolution 1200
  /MonoImageDepth -1
  /MonoImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeMonoImages true
  /MonoImageFilter /CCITTFaxEncode
  /MonoImageDict <<
    /K -1
  >>
  /AllowPSXObjects false
  /CheckCompliance [
    /None
  ]
  /PDFX1aCheck false
  /PDFX3Check false
  /PDFXCompliantPDFOnly false
  /PDFXNoTrimBoxError true
  /PDFXTrimBoxToMediaBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXSetBleedBoxToMediaBox true
  /PDFXBleedBoxToTrimBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXOutputIntentProfile ()
  /PDFXOutputConditionIdentifier ()
  /PDFXOutputCondition ()
  /PDFXRegistryName ()
  /PDFXTrapped /False

  /CreateJDFFile false
  /Description <<
    /CHS <FEFF4f7f75288fd94e9b8bbe5b9a521b5efa7684002000500044004600206587686353ef901a8fc7684c976262535370673a548c002000700072006f006f00660065007200208fdb884c9ad88d2891cf62535370300260a853ef4ee54f7f75280020004100630072006f0062006100740020548c002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e003000204ee553ca66f49ad87248672c676562535f00521b5efa768400200050004400460020658768633002>
    /CHT <FEFF4f7f752890194e9b8a2d7f6e5efa7acb7684002000410064006f006200650020005000440046002065874ef653ef5728684c9762537088686a5f548c002000700072006f006f00660065007200204e0a73725f979ad854c18cea7684521753706548679c300260a853ef4ee54f7f75280020004100630072006f0062006100740020548c002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e003000204ee553ca66f49ad87248672c4f86958b555f5df25efa7acb76840020005000440046002065874ef63002>
    /DAN <>
    /ESP <>
    /FRA <>
    /ITA <>
    /JPN <>
    /KOR <FEFFc7740020c124c815c7440020c0acc6a9d558c5ec0020b370c2a4d06cd0d10020d504b9b0d1300020bc0f0020ad50c815ae30c5d0c11c0020ace0d488c9c8b85c0020c778c1c4d560002000410064006f0062006500200050004400460020bb38c11cb97c0020c791c131d569b2c8b2e4002e0020c774b807ac8c0020c791c131b41c00200050004400460020bb38c11cb2940020004100630072006f0062006100740020bc0f002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e00300020c774c0c1c5d0c11c0020c5f40020c2180020c788c2b5b2c8b2e4002e>
    /NLD (Gebruik deze instellingen om Adobe PDF-documenten te maken voor kwaliteitsafdrukken op desktopprinters en proofers. De gemaakte PDF-documenten kunnen worden geopend met Acrobat en Adobe Reader 5.0 en hoger.)
    /NOR <>
    /PTB <>
    /SUO <>
    /SVE <>
    /ENU (Use these settings to create Adobe PDF documents for quality printing on desktop printers and proofers.  Created PDF documents can be opened with Acrobat and Adobe Reader 5.0 and later.)
    /DEU <>
  >>
  /Namespace [
    (Adobe)
    (Common)
    (1.0)
  ]
  /OtherNamespaces [
    <<
      /AsReaderSpreads false
      /CropImagesToFrames true
      /ErrorControl /WarnAndContinue
      /FlattenerIgnoreSpreadOverrides false
      /IncludeGuidesGrids false
      /IncludeNonPrinting false
      /IncludeSlug false
      /Namespace [
        (Adobe)
        (InDesign)
        (4.0)
      ]
      /OmitPlacedBitmaps false
      /OmitPlacedEPS false
      /OmitPlacedPDF false
      /SimulateOverprint /Legacy
    >>
    <<
      /AddBleedMarks false
      /AddColorBars false
      /AddCropMarks false
      /AddPageInfo false
      /AddRegMarks false
      /ConvertColors /NoConversion
      /DestinationProfileName ()
      /DestinationProfileSelector /NA
      /Downsample16BitImages true
      /FlattenerPreset <<
        /PresetSelector /MediumResolution
      >>
      /FormElements false
      /GenerateStructure true
      /IncludeBookmarks false
      /IncludeHyperlinks false
      /IncludeInteractive false
      /IncludeLayers false
      /IncludeProfiles true
      /MultimediaHandling /UseObjectSettings
      /Namespace [
        (Adobe)
        (CreativeSuite)
        (2.0)
      ]
      /PDFXOutputIntentProfileSelector /NA
      /PreserveEditing true
      /UntaggedCMYKHandling /LeaveUntagged
      /UntaggedRGBHandling /LeaveUntagged
      /UseDocumentBleed false
    >>
  ]
>> setdistillerparams
<<
  /HWResolution [2400 2400]
  /PageSize [612.000 792.000]
>> setpagedevice



<<
  /ASCII85EncodePages false
  /AllowTransparency false
  /AutoPositionEPSFiles true
  /AutoRotatePages /All
  /Binding /Left
  /CalGrayProfile (Dot Gain 20%)
  /CalRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CalCMYKProfile (None)
  /sRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CannotEmbedFontPolicy /Warning
  /CompatibilityLevel 1.7
  /CompressObjects /Tags
  /CompressPages true
  /ConvertImagesToIndexed true
  /PassThroughJPEGImages false
  /CreateJobTicket false
  /DefaultRenderingIntent /Default
  /DetectBlends true
  /DetectCurves 0.1000
  /ColorConversionStrategy /UseDeviceIndependentColor
  /DoThumbnails false
  /EmbedAllFonts true
  /EmbedOpenType false
  /ParseICCProfilesInComments true
  /EmbedJobOptions true
  /DSCReportingLevel 0
  /EmitDSCWarnings false
  /EndPage -1
  /ImageMemory 1048576
  /LockDistillerParams true
  /MaxSubsetPct 100
  /Optimize true
  /OPM 1
  /ParseDSCComments true
  /ParseDSCCommentsForDocInfo true
  /PreserveCopyPage true
  /PreserveDICMYKValues true
  /PreserveEPSInfo false
  /PreserveFlatness false
  /PreserveHalftoneInfo false
  /PreserveOPIComments false
  /PreserveOverprintSettings true
  /StartPage 1
  /SubsetFonts true
  /TransferFunctionInfo /Preserve
  /UCRandBGInfo /Remove
  /UsePrologue false
  /ColorSettingsFile ()
  /AlwaysEmbed [ true
  ]
  /NeverEmbed [ true
  ]
  /AntiAliasColorImages false
  /CropColorImages false
  /ColorImageMinResolution 150
  /ColorImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleColorImages true
  /ColorImageDownsampleType /Bicubic
  /ColorImageResolution 300
  /ColorImageDepth -1
  /ColorImageMinDownsampleDepth 1
  /ColorImageDownsampleThreshold 1.33000
  /EncodeColorImages true
  /ColorImageFilter /DCTEncode
  /AutoFilterColorImages true
  /ColorImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /ColorACSImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /ColorImageDict <<
    /QFactor 0.76
    /HSamples [2 1 1 2] /VSamples [2 1 1 2]
  >>
  /JPEG2000ColorACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 15
  >>
  /JPEG2000ColorImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 15
  >>
  /AntiAliasGrayImages false
  /CropGrayImages false
  /GrayImageMinResolution 150
  /GrayImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleGrayImages true
  /GrayImageDownsampleType /Bicubic
  /GrayImageResolution 300
  /GrayImageDepth -1
  /GrayImageMinDownsampleDepth 2
  /GrayImageDownsampleThreshold 1.33000
  /EncodeGrayImages true
  /GrayImageFilter /DCTEncode
  /AutoFilterGrayImages true
  /GrayImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /GrayACSImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /GrayImageDict <<
    /QFactor 0.76
    /HSamples [2 1 1 2] /VSamples [2 1 1 2]
  >>
  /JPEG2000GrayACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 15
  >>
  /JPEG2000GrayImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 15
  >>
  /AntiAliasMonoImages false
  /CropMonoImages false
  /MonoImageMinResolution 300
  /MonoImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleMonoImages true
  /MonoImageDownsampleType /Bicubic
  /MonoImageResolution 1200
  /MonoImageDepth -1
  /MonoImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeMonoImages true
  /MonoImageFilter /CCITTFaxEncode
  /MonoImageDict <<
    /K -1
  >>
  /AllowPSXObjects true
  /CheckCompliance [
    /None
  ]
  /PDFX1aCheck false
  /PDFX3Check false
  /PDFXCompliantPDFOnly false
  /PDFXNoTrimBoxError true
  /PDFXTrimBoxToMediaBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXSetBleedBoxToMediaBox true
  /PDFXBleedBoxToTrimBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXOutputIntentProfile ()
  /PDFXOutputConditionIdentifier ()
  /PDFXOutputCondition ()
  /PDFXRegistryName (http://www.color.org)
  /PDFXTrapped /False

  /CreateJDFFile false
  /DefaultDocumentLanguage (Deutsch: 2006 Rechtschreibreform)
  /Description <<
    /ENU ()
  >>
  /Namespace [
    (Adobe)
    (Common)
    (1.0)
  ]
  /OtherNamespaces [
    <<
      /AsReaderSpreads false
      /CropImagesToFrames true
      /ErrorControl /WarnAndContinue
      /FlattenerIgnoreSpreadOverrides false
      /IncludeGuidesGrids false
      /IncludeNonPrinting false
      /IncludeSlug false
      /Namespace [
        (Adobe)
        (InDesign)
        (4.0)
      ]
      /OmitPlacedBitmaps false
      /OmitPlacedEPS false
      /OmitPlacedPDF false
      /SimulateOverprint /Legacy
    >>
    <<
      /AllowImageBreaks true
      /AllowTableBreaks true
      /ExpandPage false
      /HonorBaseURL true
      /HonorRolloverEffect false
      /IgnoreHTMLPageBreaks false
      /IncludeHeaderFooter false
      /MarginOffset [
        0
        0
        0
        0
      ]
      /MetadataAuthor ()
      /MetadataKeywords ()
      /MetadataSubject ()
      /MetadataTitle ()
      /MetricPageSize [
        0
        0
      ]
      /MetricUnit /inch
      /MobileCompatible 0
      /Namespace [
        (Adobe)
        (GoLive)
        (8.0)
      ]
      /OpenZoomToHTMLFontSize false
      /PageOrientation /Portrait
      /RemoveBackground false
      /ShrinkContent true
      /TreatColorsAs /MainMonitorColors
      /UseEmbeddedProfiles false
      /UseHTMLTitleAsMetadata true
    >>
    <<
      /AddBleedMarks false
      /AddColorBars false
      /AddCropMarks true
      /AddPageInfo true
      /AddRegMarks false
      /BleedOffset [
        8.503940
        8.503940
        8.503940
        8.503940
      ]
      /ConvertColors /NoConversion
      /DestinationProfileName ()
      /DestinationProfileSelector /DocumentCMYK
      /Downsample16BitImages true
      /FlattenerPreset <<
        /PresetSelector /MediumResolution
      >>
      /FormElements true
      /GenerateStructure false
      /IncludeBookmarks false
      /IncludeHyperlinks false
      /IncludeInteractive false
      /IncludeLayers false
      /IncludeProfiles true
      /MarksOffset 6
      /MarksWeight 0.250000
      /MultimediaHandling /UseObjectSettings
      /Namespace [
        (Adobe)
        (CreativeSuite)
        (2.0)
      ]
      /PDFXOutputIntentProfileSelector /DocumentCMYK
      /PageMarksFile /RomanDefault
      /PreserveEditing true
      /UntaggedCMYKHandling /LeaveUntagged
      /UntaggedRGBHandling /UseDocumentProfile
      /UseDocumentBleed false
    >>
  ]
>> setdistillerparams
<<
  /HWResolution [600 600]
  /PageSize [612.000 792.000]
>> setpagedevice



<<
  /ASCII85EncodePages false
  /AllowTransparency false
  /AutoPositionEPSFiles true
  /AutoRotatePages /All
  /Binding /Left
  /CalGrayProfile (Dot Gain 20%)
  /CalRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CalCMYKProfile (U.S. Web Coated \050SWOP\051 v2)
  /sRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CannotEmbedFontPolicy /Warning
  /CompatibilityLevel 1.4
  /CompressObjects /Tags
  /CompressPages true
  /ConvertImagesToIndexed true
  /PassThroughJPEGImages true
  /CreateJobTicket false
  /DefaultRenderingIntent /Default
  /DetectBlends true
  /DetectCurves 0.0000
  /ColorConversionStrategy /LeaveColorUnchanged
  /DoThumbnails false
  /EmbedAllFonts true
  /EmbedOpenType false
  /ParseICCProfilesInComments true
  /EmbedJobOptions true
  /DSCReportingLevel 0
  /EmitDSCWarnings false
  /EndPage -1
  /ImageMemory 1048576
  /LockDistillerParams false
  /MaxSubsetPct 100
  /Optimize true
  /OPM 1
  /ParseDSCComments true
  /ParseDSCCommentsForDocInfo true
  /PreserveCopyPage true
  /PreserveDICMYKValues true
  /PreserveEPSInfo true
  /PreserveFlatness true
  /PreserveHalftoneInfo false
  /PreserveOPIComments false
  /PreserveOverprintSettings true
  /StartPage 1
  /SubsetFonts true
  /TransferFunctionInfo /Apply
  /UCRandBGInfo /Preserve
  /UsePrologue false
  /ColorSettingsFile ()
  /AlwaysEmbed [ true
  ]
  /NeverEmbed [ true
  ]
  /AntiAliasColorImages false
  /CropColorImages true
  /ColorImageMinResolution 300
  /ColorImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleColorImages false
  /ColorImageDownsampleType /Average
  /ColorImageResolution 300
  /ColorImageDepth -1
  /ColorImageMinDownsampleDepth 1
  /ColorImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeColorImages true
  /ColorImageFilter /DCTEncode
  /AutoFilterColorImages true
  /ColorImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /ColorACSImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /ColorImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /JPEG2000ColorACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /JPEG2000ColorImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /AntiAliasGrayImages false
  /CropGrayImages true
  /GrayImageMinResolution 300
  /GrayImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleGrayImages false
  /GrayImageDownsampleType /Average
  /GrayImageResolution 300
  /GrayImageDepth -1
  /GrayImageMinDownsampleDepth 2
  /GrayImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeGrayImages true
  /GrayImageFilter /DCTEncode
  /AutoFilterGrayImages true
  /GrayImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /GrayACSImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /GrayImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /JPEG2000GrayACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /JPEG2000GrayImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /AntiAliasMonoImages false
  /CropMonoImages true
  /MonoImageMinResolution 1200
  /MonoImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleMonoImages false
  /MonoImageDownsampleType /Average
  /MonoImageResolution 1200
  /MonoImageDepth -1
  /MonoImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeMonoImages true
  /MonoImageFilter /CCITTFaxEncode
  /MonoImageDict <<
    /K -1
  >>
  /AllowPSXObjects false
  /CheckCompliance [
    /None
  ]
  /PDFX1aCheck false
  /PDFX3Check false
  /PDFXCompliantPDFOnly false
  /PDFXNoTrimBoxError true
  /PDFXTrimBoxToMediaBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXSetBleedBoxToMediaBox true
  /PDFXBleedBoxToTrimBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXOutputIntentProfile ()
  /PDFXOutputConditionIdentifier ()
  /PDFXOutputCondition ()
  /PDFXRegistryName ()
  /PDFXTrapped /False

  /CreateJDFFile false
  /Description <<
    /CHS <FEFF4f7f75288fd94e9b8bbe5b9a521b5efa7684002000500044004600206587686353ef901a8fc7684c976262535370673a548c002000700072006f006f00660065007200208fdb884c9ad88d2891cf62535370300260a853ef4ee54f7f75280020004100630072006f0062006100740020548c002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e003000204ee553ca66f49ad87248672c676562535f00521b5efa768400200050004400460020658768633002>
    /CHT <FEFF4f7f752890194e9b8a2d7f6e5efa7acb7684002000410064006f006200650020005000440046002065874ef653ef5728684c9762537088686a5f548c002000700072006f006f00660065007200204e0a73725f979ad854c18cea7684521753706548679c300260a853ef4ee54f7f75280020004100630072006f0062006100740020548c002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e003000204ee553ca66f49ad87248672c4f86958b555f5df25efa7acb76840020005000440046002065874ef63002>
    /DAN <>
    /ESP <>
    /FRA <>
    /ITA <>
    /JPN <>
    /KOR <FEFFc7740020c124c815c7440020c0acc6a9d558c5ec0020b370c2a4d06cd0d10020d504b9b0d1300020bc0f0020ad50c815ae30c5d0c11c0020ace0d488c9c8b85c0020c778c1c4d560002000410064006f0062006500200050004400460020bb38c11cb97c0020c791c131d569b2c8b2e4002e0020c774b807ac8c0020c791c131b41c00200050004400460020bb38c11cb2940020004100630072006f0062006100740020bc0f002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e00300020c774c0c1c5d0c11c0020c5f40020c2180020c788c2b5b2c8b2e4002e>
    /NLD (Gebruik deze instellingen om Adobe PDF-documenten te maken voor kwaliteitsafdrukken op desktopprinters en proofers. De gemaakte PDF-documenten kunnen worden geopend met Acrobat en Adobe Reader 5.0 en hoger.)
    /NOR <>
    /PTB <>
    /SUO <>
    /SVE <>
    /ENU (Use these settings to create Adobe PDF documents for quality printing on desktop printers and proofers.  Created PDF documents can be opened with Acrobat and Adobe Reader 5.0 and later.)
    /DEU <>
  >>
  /Namespace [
    (Adobe)
    (Common)
    (1.0)
  ]
  /OtherNamespaces [
    <<
      /AsReaderSpreads false
      /CropImagesToFrames true
      /ErrorControl /WarnAndContinue
      /FlattenerIgnoreSpreadOverrides false
      /IncludeGuidesGrids false
      /IncludeNonPrinting false
      /IncludeSlug false
      /Namespace [
        (Adobe)
        (InDesign)
        (4.0)
      ]
      /OmitPlacedBitmaps false
      /OmitPlacedEPS false
      /OmitPlacedPDF false
      /SimulateOverprint /Legacy
    >>
    <<
      /AddBleedMarks false
      /AddColorBars false
      /AddCropMarks false
      /AddPageInfo false
      /AddRegMarks false
      /ConvertColors /NoConversion
      /DestinationProfileName ()
      /DestinationProfileSelector /NA
      /Downsample16BitImages true
      /FlattenerPreset <<
        /PresetSelector /MediumResolution
      >>
      /FormElements false
      /GenerateStructure true
      /IncludeBookmarks false
      /IncludeHyperlinks false
      /IncludeInteractive false
      /IncludeLayers false
      /IncludeProfiles true
      /MultimediaHandling /UseObjectSettings
      /Namespace [
        (Adobe)
        (CreativeSuite)
        (2.0)
      ]
      /PDFXOutputIntentProfileSelector /NA
      /PreserveEditing true
      /UntaggedCMYKHandling /LeaveUntagged
      /UntaggedRGBHandling /LeaveUntagged
      /UseDocumentBleed false
    >>
  ]
>> setdistillerparams
<<
  /HWResolution [2400 2400]
  /PageSize [612.000 792.000]
>> setpagedevice




